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115. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 26. Juni 1996 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich möchte zunächst die Abgeordneten Frau 
Probst, Heinrich und Schmidt herzlich begrüßen. 

Wollen Sie zur Geschäftsordnung sprechen, Herr 
Kollege Schmidt? 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Ja!) 

- Bitte schön. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Präsi-
dent, ich bitte um Verständnis, aber ich empfinde es 
als geradezu peinlich, wenn auf der Regierungsbank 
ein Minister und neun Staatssekretäre sitzen, 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Ja, das ist eine 
Regierung!) 

die sich hier der Befragung stellen und uns Informa-
tionen geben wollen, auf unserer Seite aber nur drei 
Geschäftsführer. Ich beantrage, daß wir die Befra-
gung der Bundesregierung heute nicht durchführen 
und die Sitzung des Bundestages bis zum Beginn der 
Fragestunde unterbrechen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Geschäfts-
ordnung sieht die Möglichkeit vor, daß das Präsidium 
im Einverständnis mit den Fraktionen entsprechend 
diesem Antrag die Sitzung unterbricht. Ehe ich das 
tue, möchte ich den Parlamentarischen Staatssekre-
tär Kolb, der sich hier eingefunden hat, um für den 
erkrankten Bundeswirtschaftsminister Rexrodt einen 
Bericht zu geben, bitten, dem Wirtschaftsminister un-
sere herzlichsten Genesungswünsche und unseren 
Wunsch, daß er möglichst bald vollständig genesen 
wieder hier sein möge, auszusprechen. 

(Beifall - Parl. Staatssekretär Dr. Heinrich 
L. Kolb: Danke!) 

Ich unterbreche die Sitzung bis 13.35 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.02 Uhr bis 13.35 
Uhr) 

Vizepräsident Hans Klein: Wir setzen die unterbro-
chene Sitzung fort. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
- Drucksache 13/5016 -

Bei einer ganzen Reihe von Fragen ist um schriftli-
che Beantwortung gebeten worden. Ohne daß ich 
vorwegnehmen will, wie lange wir uns über die ver-
bleibenden Fragen unterhalten werden, ist jedenfalls 
damit zu rechnen, daß die Aktuelle Stunde wesent-
lich früher beginnt als erst in zwei Stunden. Ich sage 
das auch an die Adresse der Kolleginnen und Kolle-
gen, die die Fragestunde über ihre Lautsprecher ver-
folgen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns Bundesminister Friedrich Bohl 
zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 24, gestellt von der Kollegin Annelie 
Buntenbach, auf: 

Wie begründet der Bundeskanzler seine Aussage am 16. Juni 
1996 anläßlich der Verleihung des Konrad-Adenauer-Preises in 
München, Kurt Ziesel verdiene für sein „Eintreten für die frei-
heitlich demokratische Grundordnung unserer Bundesrepublik 
Deutschland (. . .) Anerkennung und großen Respekt", vor dem 
Hintergrund der nationalsozialistischen Vergangenheit Kurt 
Ziesels, seiner Tätigkeit als Autor des „Völkischen Beobachters" 
in Wien, der „Westfälischen Landeszeitung Rote Erde" oder der 
Zeitung der Hitlerjugend „Wille zur Macht" (vgl. Dieter Bam-
berg, Die Deutschlandstiftung, Meisenheim/Glan 1978)? 

Herr Bundesminister, ich darf Sie um Beantwor-
tung bitten. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident, wegen des Sachzusammen-
hangs würde ich gern Frage 25 gleich mit beantwor-
ten. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Bunten-
bach, sind Sie einverstanden? 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wenn sich das nicht auf die Zahl der mögli-
chen Nachfragen auswirkt, ist das kein Problem. 

Vizepräsident Hans Klein: Natürlich nicht. 
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Vizepräsident Hans Klein 
Dann rufe ich auch Frage 25 der Kollegin Annelie 
Buntenbach auf: 

Wie begründet der Bundeskanzler seine Rede am 16. Juni 
1996 anläßlich der Verleihung des Konrad-Adenauer-Preises 
durch die Deutschlandstiftung in München ferner vor dem Hin-
tergrund der Aussagen deren geschäftsführenden Vorstands-
mitglieds Kurt Ziesel in den „Eckartschriften" vom 11. Juni 
1963, die von Dieter Bamberg folgendermaßen zusammengefaßt 
wurden: „Die ,neudeutsche Demokratie' pflege Positives wie 
.werterhaltende Kunst' nicht. Als .Pseudodemokratie' sorge sie 
,im Rahmen der sogenannten Pressefreiheit' vor allem durch die 
Duldung von .Meinungsmachern)', die ,in einem freundlichen 
Ballspiel mit der deutschfeindlichen Presse im Westen und 
Osten politisch, moralisch und geistig den Sieg des Weltbolsche-
wismus' vorbereiten, für .Entartung', ,Selbstzerstörung und 
Selbstbeschimpfung'" (Dieter Bamberg, Die Deutschlandstif-
tung, Meisenheim/Glan 1978)? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Der Bundeskanzler hat am 16. Juni 1996 anläßlich 
der Verleihung der Konrad-Adenauer-Preise der 
Deutschland-Stiftung e. V. die Festansprache gehal-
ten. Die von Ihnen, Frau Abgeordnete zitierte Äuße-
rung des Bundeskanzlers aus dieser Rede bezieht 
sich auf die Deutschland-Stiftung. Der Bundeskanz-
ler hat eingangs seiner Rede der Stiftung für ihre Lei-
stungen in den 30 Jahren ihres Bestehens gedankt, 
die ein Zeugnis von staatsbürgerlichem Engagement 
und gelebtem Patriotismus sind und bleiben. Dabei 
hat er Anerkennung und großen Respekt für das Ein-
treten der Stiftung für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung unserer Bundesrepublik Deutschland 
und für die Einheit unseres Vaterlandes in den Jahr-
zehnten der Teilung geäußert. Im Anschluß daran 
hat der Bundeskanzler Herrn Kurt Ziesel für seine 
langjährige Tätigkeit für die Deutschland-Stiftung 
gedankt. 

(Lachen bei der SPD - Zurufe von der SPD: 
Unglaublich!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, erste Zu-
satzfrage. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Das ist doch nicht 
die Antwort!) 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Die Fakten, Herr Bohl, waren mir im Grund-
satz bekannt. Auch liegt mir die Rede vor. Ich hätte 
zu Ihrer Aussage noch einige Nachfragen. Sieht die 
Bundesregierung eine publizistische, oder besser: 
propagandistische Kontinuität Kurt Ziesels hinsicht-
lich seiner Veröffentlichungen in der rechtsextremen 
„Nation Europa", der „Deutschen Wochen-Zeitung" 
oder der „Deutschen National-(und Soldaten-) Zei-
tung", bei der er zum Beispiel am 5. Januar 1962 in 
Anregungen an den „Lieben Herrn Dr. Frey" für eine 
Ziesel-Kolumne warb, und wie sind auf dem Hinter-
grund solcher Informationen die Äußerungen des 
Bundeskanzlers zur Person von Ziesel und seine 
Würdigung zu werten? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Frau Abgeordnete, ich habe schon darauf 
hingewiesen, daß sich der Bundeskanzler in seiner 

Rede ausschließlich zum verdienstvollen Wirken Kurt 
Ziesels für die Deutschland-Stiftung geäußert hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Dann möchte ich noch einmal nachfragen. 
„Die Deutschland-Stiftung arbeitet mit Vertretern 
des bundesdeutschen Rechtsextremismus zusam-
men" ist eine Äußerung, die laut einem Urteil des 
Landgerichts München vom 25. Juli 1994 der Abge-
ordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS zuge-
standen worden ist. Wenn dies der Gruppe zugestan-
den wird und das Gericht im selben Zusammenhang 
bestätigt, daß über das von Ziesel herausgegebene 
„Deutschlandmagazin" behauptet werden darf: „Das 
Deutschlandmagazin propagiert antiliberale, antide-
mokratische, geschichtsrevisionistische und auslän-
derfeindliche Positionen", wie bewerten Sie vor die-
sem Hintergrund die würdigenden Worte, die der 
Bundeskanzler gegenüber der Tätigkeit der Deutsch-
land-Stiftung und gegenüber Kurt Ziesel geäußert 
hat? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Frau Abgeordnete, das Wirken der Deutsch-
land-Stiftung ist nach Auffassung der Bundesregie-
rung in der Tat sehr verdienstvoll. Wenn es Urteile 
deutscher Gerichte geben sollte, die eine andere 
Wertung im Sinne des Art. 5 des Grundgesetzes für 
zulässig erachten, bedeutet das nicht, daß die Bun-
desregierung diese Bewertungen Dritter überneh-
men muß. 

Vizepräsident Hans Klein: Dritte Zusatzfrage. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielleicht könnten Sie mir dann erklären, was 
denn der Bundeskanzler vor dem Hintergrund der 
Kontinuität von Kurt Ziesels Tätigkeit gemeint hat, 
als er den Patriotismus der Deutschland-Stiftung her-
vorgehoben und betont hat, die Deutschland-Stif-
tung habe - jetzt zitiere ich den Bundeskanzler - vor 
allen Dingen die Frage nach der geistigen Orientie-
rung unseres Landes immer wieder neu gestellt. Wie 
begründet der Bundeskanzler vor diesem Hinter-
grund die lobenden und anerkennenden Worte über 
Kurt Ziesel? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Es ist so, wie ich es gesagt habe, daß die Tä-
tigkeit der Deutschland-Stiftung in der Tat die Quali-
fizierung erfährt, die der Bundeskanzler vorgenom-
men hat. Die Tätigkeit der Deutschland-Stiftung und 
die Tätigkeit von Herrn Ziesel sind an dieser Stelle 
deckungsgleich. Deshalb kann ich keine andere Be-
wertung vornehmen, als ich sie während der bisheri-
gen Fragestunde vorgenommen habe. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte gerne noch wissen, ob die Bundes-
regierung nicht befürchtet, mit der Würdigung der 
Deutschland-Stiftung und der Ehrung Kurt Ziesels 
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Annelie Buntenbach 
rechtsextreme Positionen mit einer besonderen Re-
putation zu versehen. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Sehr 
richtig!) 

Wie ordnet denn die Bundesregierung die Rede des 
Bundeskanzlers hinsichtlich ihrer immer wieder ein-
geforderten geistig-politischen Auseinandersetzung 
mit dem Rechtsextremismus ein? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich kann den ersten Teü Ihrer Frage noch ein-
mal definitiv verneinen. Zum zweiten sage ich, daß 
die Tätigkeit der Deutschland-Stiftung Würdigung 
und Anerkennung durch die Bundesregierung erfah-
ren hat und auch weiterhin erfährt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Bohl, ich gehe da-
von aus, daß die Bundesregierung die Informations-
möglichkeiten des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz und der Landesämter für Verfassungsschutz 
nutzen kann. Deshalb möchte ich Sie fragen: Hat 
sich die Bundesregierung durch Nachfrage bei die-
sen Ämtern über die vermeintlich positiv zu beurtei-
lenden Aktivitäten des Herrn Ziesel vergewissert 
und hat sie vielleicht auch auf diese Weise in Erfah-
rung bringen können, wie die Verbindungen des 
Herrn Ziesel zu rechtsextremistischen Kreisen be-
schaffen sind? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Abgeordneter, die Bundesregierung ist 
nicht verpflichtet, darzulegen, auf welchen Wegen 
sie zur Beurteilung der Deutschland-Stiftung und des 
Wirkens von Herrn Ziesel kommt. Ich kann Ihnen 
aber sagen, daß die Bundesregierung sich ihres Ur-
teiles gewissenhaft versichert hat. Ich betone und un-
terstreiche es noch einmal, daß die Tätigkeit der 
Deutschland-Stiftung ausgesprochen verdienstvoll 
ist. 

Otto Schily (SPD): Herr Kollege Bohl, besitzt denn 
die Bundesregierung Erkenntnisse über die Verbin-
dungen von Herrn Ziesel zu rechtsextremistischen 
Kreisen oder über die Unterstützung solcher rechts-
extremistischen Kreise? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Abgeordneter Schily, wenn Sie Fragen 
dieser Art stellen, bitte ich Sie, sie in den zuständi-
gen Gremien des Deutschen Bundestages zu stellen. 

(Otto Schily [SPD]: Wieso denn das? Ich 
frage Sie! - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 
[SPD]: Ich finde das sehr unangemessen! So 
geht das nun wirklich nicht! Das ist hier 
eine Fragestunde! Da müssen Sie auch ant-

worten!) 

Vizepräsident Hans Klein: Entschuldigung, Herr 
Kollege Schily, der Deutsche Bundestag hat ein Fra-
gerecht, 

(Otto Schily [SPD]: Die Antwort wird ver-
weigert! Wozu haben wir denn die Frage-

stunde?) 

und die Bundesregierung hat eine Beantwortungs-
pflicht. In welcher Form und in welchem Ausmaß sie 
antwortet, liegt im Ermessen der Bundesregierung. 

(Otto Schüy [SPD]: Nein! Sie verweist mich 
auf einen Ausschuß!) 

- Herr Kollege Schily, bitte keinen Disput! 

Herr Kollege Dr. Brecht, Sie haben das Wort. 

(Otto Schily [SPD]: Ich finde, so können wir 
kein Parlament betreiben! Dann können wir 
die Fragestunde gleich vergessen! - Beifall 
bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

- Das Wort hat der Kollege Dr. Brecht! 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Bohl, ich möchte 
mich einer Wertung der Arbeit der Deutschland-Stif-
tung enthalten, möchte Sie aber fragen, ob Sie der 
Auffassung sind, daß der Bundeskanzler eine Persön-
lichkeit wegen einer singulären Leistung auszeich-
nen kann, ohne dabei die Gesamtintegrität dieser 
Person in Betracht zu ziehen. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Die Lebensleistung von Kurt Ziesel während 
der dreißig Jahre seiner Tätigkeit für die Deutsch-
land-Stiftung steht für sich. 

(Zuruf von der SPD: Ach so!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Bundesminister, war 
dem Bundeskanzler bei seinen lobenden Worten für 
Kurt Ziesel bekannt, daß Herr Ziesel früher zum Bei-
spiel für den „Völkischen Beobachter" geschrieben 
hat? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Der Bundeskanzler kennt Kurt Ziesel seit vie-
len Jahren, um nicht zu sagen: seit Jahrzehnten und 
kann sich sehr wohl ein Urteil über Herrn Ziesel er-
lauben. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Es wird ja immer 
schlimmer!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Koppelin. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Wenn die Bundesregie-
rung die Tätigkeit und die bisherigen Aktivitäten von 
Herrn Kurt Ziesel würdigt - der Bundeskanzler hat 
das ja getan - , ist sie der Auffassung, daß Herr Kurt 
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Jürgen Koppelin 
Ziesel in seinem politischen Wirken ein Beispiel für 
die deutsche Jugend ist? 

(Detlev von Larcher [SPD]: Selbstverständ-
lich!) 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich glaube, daß die Tätigkeit der Deutsch-
land-Stiftung auch für die junge Generation im Hin-
blick auf das Einstehen für die freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung vorbildlich ist. 

(Otto Schily [SPD]: Da kann einem schlecht 
werden!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Sonntag-
Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Da alle Ihre 
Antworten, Herr Kollege Bohl, den meiner Meinung 
nach untauglichen Versuch unternehmen, zwischen 
Kurt Ziesel und der Deutschland-Stiftung doch ir-
gendwie zu unterscheiden - Sie betonen immer, die 
Würdigung sei der Deutschland-Stiftung ausgespro-
chen worden -, möchte ich Sie fragen, ob der Bun-
desregierung nicht klar ist, daß die Person Kurt Zie-
sel in der öffentlichen Wahrnehmung und sicherlich 
auch tatsächlich mit der Deutschland-Stiftung prak-
tisch gleichgesetzt wird. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Frau Abgeordnete Sonntag, genau das habe 
ich gesagt. 

(Otto Schily [SPD]: Aha!) 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Darf ich dann 
nachfragen, ob das und solche Art von Laudationen 
zum Bestandteil der geistig-moralischen Wende ge-
hören, die uns seit zwölf oder dreizehn Jahren ange-
kündigt wird. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Frau Abgeordnete, da die Tätigkeit der 
Deutschland-Stiftung über dreißig Jahre hinweg im 
Hinblick auf die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung und das Engagement dafür vorbildlich sind 
und da mit dieser Tätigkeit untrennbar die Aktivitä-
ten von Herrn Ziesel verbunden sind, 

(Otto Schily [SPD]: Herr Schönhuber wird 
sich freuen!) 

kann ich Ihnen nur sagen, daß das keiner weiteren 
Darlegung bedarf. 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: 
Unglaublich! - Otto Schüy [SPD]: Dem-
nächst werden Sie noch Herrn Schönhuber 

für den Verdienstorden vorschlagen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte fragen, ob vor dem Hintergrund 
dessen, was Sie zur Reputation Kurt Ziesels gesagt 

haben, der Bundesregierung das Urteil des Landge-
richts München aus dem Jahre 1968 bekannt ist, das 
eine Klage Ziesels gegen seine Charakterisierung als 
- Zitat - „notorischen Nationalsozialisten" auch unter 
Bezugnahme auf seine Tätigkeit nach 1945 zurück-
weist, inwieweit die Bundesregierung davon Kennt-
nis hat und, wenn ja, woher sie die Bewertung 
nimmt, die Sie soeben noch einmal geäußert haben. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Es ist so, daß in Deutschland Gerichtsurteile 
über Bewertungen von Personen nicht immer dem 
entsprechen müssen, was man selber von einer Per-
son oder einer Tätigkeit hält. 

(Lachen bei der SPD) 

Dieses Urteil gibt gar keinen Hinweis darauf, wie die 
Bundesregierung eine Person oder eine Tätigkeit zu 
bewerten hat. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es war ihr bekannt? 

Vizepräsident Hans Klein: Pardon! 

(Otto Schily [SPD]: Sie haben zwei Fragen!) 

- Ihre zweite Frage war, ob das bekannt war. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Meine Frage war, ob dieses Urteil der Bundes-
regierung definitiv bekannt war. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Sie wissen, daß eine solche Frage nicht ab-
schließend beantwortet werden kann, weil ich, wenn 
ich für die Bundesregierung antworte 

(Otto Schily [SPD]: Weil Sie sie nicht vorbe-
reitet haben!) 

- aber, Herr Schily, beruhigen Sie sich doch bitte - , 
nicht garantieren kann, daß seit 1968, seitdem es die-
ses Urteil gibt, alle amtierenden Bundesregierungen 
und Bundesminister bis heute von diesem Urteil 
keine Kenntnis gehabt haben. Ich kann nicht aus-
schließen, daß zum Beispiel die Bundeskanzler Willy 
Brandt oder Helmut Schmidt von diesem Urteil 
Kenntnis hatten. 

(Otto Schily [SPD]: Willy Brandt hat es 
sicher gekannt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmidt. 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Herr Minister 
Bohl, unabhängig davon, daß ich Ihre Antwort auf 
die Frage des Kollegen Schily als unangemessen, 
wenn nicht sogar als unverschämt bezeichne, -

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmidt, 
das ist in der Geschäftsordnung nicht vorgesehen. 
Das müßten Sie eigentlich wissen. 
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Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): - würde ich 
Sie gerne fragen, was Sie mit dem „Gremium des 
Bundestages", in dem diese Frage besser gestellt 
werden könnte, gemeint haben. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich habe nicht gesagt, daß sie besser gestellt 
werden kann. Vielmehr hat dieser Deutsche Bundes-
tag Gremien dafür geschaffen, in denen irgendwel-
che Erkenntnisse des Verfassungsschutzes, des Mili-
tärischen Abschirmdienstes und des Bundesnach-
richtendienstes, nach denen Herr Schily gefragt hat, 
erfragt werden können. 

(Otto Schily [SPD]: Na, so gefährlich ist er, 
glaube ich, nicht, daß der MAD eingeschal-

tet werden müßte!) 

Es ist eine Staatspraxis aller Bundesregierungen, 
daß solche Fragen an die zuständigen Gremien ver-
wiesen werden. Nicht mehr und nicht weniger habe 
ich getan. 

(Otto Schily [SPD]: Ach, das sollen wir nur 
in der PKK fragen? - Weiterer Zuruf von der 

SPD: Aber öffentlich wird er gelobt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Wollen Sie eine zweite 
Zusatzfrage stellen, Herr Kollege? 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) (SPD): Ja. - Stimmen 
Sie mir zu, daß Sie bewußt das mißinterpretiert ha-
ben, was Herr Schily offensichtlich gemeint hat? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich habe es nicht bewußt mißinterpretiert. Al-
lenfalls bin ich intellektuell nicht in der Lage gewe-
sen, die Frage voll zu erfassen. 

(Otto Schüy [SPD]: Das könnte sein! Dem 
wollen wir nicht widersprechen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Bohl, wie erhalten Sie Ihre Aussage, daß 
die Arbeit der Deutschland-Stiftung vorbüdlich ist, 
auch angesichts dessen aufrecht, daß zum Beispiel in 
der „Jüdischen Rundschau" vom 30. Juni 1994 zu le-
sen ist: 

Unter den Preisträgern der Deutschlandstiftung 
befinden sich mehrere Personen, die sich durch 
antisemitische Äußerungen hervorgetan haben. 

(Otto Schily [SPD]: Hört! Hört!) 

Zum Beispiel der Schweizer Armin Mohler, einer 
der Stammväter der Neuen Rechten, der 1988 ein 
Machwerk des Fred Leuchter - der die Massentö-
tung von Juden in Auschwitz leugnet - enthusia-
stisch besprochen hatte. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ja. 

(Otto Schily [SPD]: Eine lakonische und 
aussagekräftige Antwort!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Kollege Bohl, Sie ha-
ben uns darauf aufmerksam gemacht, daß Sie nicht 
verpflichtet sind, Auskunft darüber zu geben, wie die 
Bundesregierung die Beantwortung der Fragen vor-
bereitet. Trotzdem frage ich Sie: Haben Sie bei der 
Vorbereitung Ihrer Antwort auf die Frage der Kolle-
gin Buntenbach überprüft, ob die in der Frage aufge-
stellten Behauptungen auch tatsächlich zutreffen? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Welche Behauptungen meinen Sie? 

(Otto Schily [SPD]: Die in der Frage aufge-
stellt sind!) 

Siegfried Vergin (SPD): Die in der Frage formuliert 
sind, daß er als Autor des „Völkischen Beobachters" 
in Wien und der „Westfälischen Landeszeitung Rote 
Erde" tätig war. Die Quelle ist sogar angegeben. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich weiß, was Sie meinen. - Nein, ich habe 
das persönlich nicht überprüft. 

(Otto Schily [SPD]: Wer hat es denn über-
prüft?) 

Dazu bestand auch keine Veranlassung. 

(Otto Schily [SPD]: Ach, Sie kommen in die 
Fragestunde, ohne das zu überprüfen! Das 
ist eine Unverschämtheit! Eine Mißachtung 

des Parlaments!) 

- Es ist keine Unverschämtheit, Herr Abgeordneter 
Schily. 

(Otto Schily [SPD]: Doch, eine Mißachtung 
des Parlaments!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily, 
bitte mäßigen Sie sich in Ihrer Ausdrucksweise. 

(Otto Schily [SPD]: Nein, das ist eine Miß-
achtung des Parlaments! - Wilhelm Schmidt 
[Salzgitter] [SPD]: „Mißachtung des Parla-

ments" ist doch wohl zulässig!) 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Nein, es ist keine Mißachtung des Parla-
ments. Vielmehr bestand angesichts des Tatbestan-
des, auf den ich Sie versuche aufmerksam zu machen 
- daß es um eine Würdigung der Deutschland-Stif-
tung und der damit untrennbar verbundenen Tätig-
keit von Herrn Ziesel während dieser Zeit ging -, aus 
meiner Beurteilung keine Veranlassung, die angege-
benen Zitate und Quellen zu überprüfen. 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Vergin, 
wollen Sie eine zweite Frage stellen? - Bitte. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Bohl, Sie haben dar-
auf verwiesen, daß die Deutschland-Stiftung für die 
Fundierung und die Erhaltung der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung und für ihre Umsetzung 
hervorragende Leistungen aufzuweisen hat. Würden 
Sie uns bitte sagen, welche Leistungen im einzelnen 
Sie spontan nennen würden? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich sehe keine Notwendigkeit, Ihnen sozusa-
gen den Tätigkeitsbericht der Deutschland-Stiftung 
vorzulesen, zumal die Deutschland-Stiftung auch die 
Möglichkeiten unserer modernen Massenmedien 
wahrnimmt, auf ihre Arbeit hinzuweisen. Sie kennen 
die Publikationen der Deutschland-Stiftung. Sie ken-
nen auch die entsprechenden Kommentare von 
Herrn Ziesel zum aktuellen politischen Geschehen. 
Sie kennen sicherlich auch die Berichterstattung 
über die Veranstaltung in München anläßlich der 
Verleihung des Konrad-Adenauer-Preises an ver-
schiedene hervorragende und ausgewiesene Demo-
kraten. All dies macht deutlich, daß die Deutschland-
Stiftung ohne Zweifel diese Qualifikation verdient, 
die ich vorgenommen habe. Aber ich bin nicht in der 
Pflicht, Ihnen enumerativ den Geschäftsbericht der 
Deutschland-Stiftung vorzulesen. Insbesondere kann 
ich das nicht aus meiner Erinnerung wiedergeben. 

(Siegfried Vergin [SPD]: Ich stelle nur fest, 
daß ich danach nicht gefragt habe!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger zu einer zweiten Frage. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): In Ihren Äußerungen, Herr Bohl - meine Kol-
legin hat das vorher gesagt -, kommt eine geistig-
moralische Wende, zumindest aber eine andere Ein-
schätzung von solchen Einrichtungen wie der 
Deutschland-Stiftung oder des Werks von Herrn Zie-
sel zum Ausdruck, als sie, wie ich dachte, Allgemein-
gut in diesem Lande und auch in diesem Parlament 
wäre. 

Nun habe ich die Frage, ob sich diese andere Ein-
schätzung auch in anderen Äußerungen oder Festre-
den dieser Bundesregierung so wiederfindet und ob 
man das auch in der bislang unveröffentlichten Rede 
von Ihnen vor dem Kyffhäuser-Bund erkennen kann. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Da Sie zu meiner, wie ich finde, sehr guten 
Rede vor dem Kyffhäuser-Bund selber noch eine 
Frage vor dem Deutschen Bundestag eingebracht ha-
ben, 

(Otto Schily [SPD]: Was hat er denn da 
erzählt? Etwas zu Barbarossa?) 

möchte ich die Beantwortung dieser Frage jetzt nicht 
vorwegnehmen. Ich stehe aber zu meiner Rede vor 
dem Kyffhäuser-Bund und finde, daß jedes Wort zu-

treffend ist und daß der Kyffhäuser-Bund diese Wür-
digung auch verdient. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Catenhu-
sen. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Herr Bohl, ist der 
Bundesregierung irgendein Dokument, eine Aussage 
oder ein Aufsatz von Herrn Ziesel bekannt, wo er zu 
seiner Tätigkeit im Dritten Reich Stellung nimmt und 
wo er wie mancher andere, ich sage einmal: einen 
Schlußstrich unter diese Sache im Sinne auch von 
Bewältigung gezogen hat? Ist Ihnen irgendeine Aus-
sage von Herrn Ziesel in dieser Hinsicht bekannt, 
und wo kann man sie nachlesen? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Diese Frage würde ich Ihnen gerne schriftlich 
beantworten. Wenn Sie dazu Quellenmaterial brau-
chen, werden wir unsere Unterlagen dazu im einzel-
nen noch einmal durchsehen und Ihnen entspre-
chendes Material zur Verfügung stellen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zu den Fragen 24 und 
25 werden keine weiteren Zusatzfragen gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 26 auf, die die Kollegin Ur-
sula Schönberger gestellt hat: 

Hat der Bundeskanzler bei seiner Aussage am 16. Juni 1996 
anläßlich der Verleihung des Konrad-Adenauer-Preises in Mün-
chen, Kurt Ziesel verdiene für sein „Eintreten für die freiheitlich 
demokratische Grundordnung unserer Bundesrepublik 
Deutschland ( . . . . ) Anerkennung und großen Respekt", berück-
sichtigt, daß u. a. von Kurt Ziesel und dem stellvertretenden 
Reichspressechef der NSDAP, Helmut Sündermann, die Grün-
dung der rechtsextremen „Gesellschaft für Freie Publizistik 
e. V." (GfP) initiiert wurde (vgl. Kurt Hirsch, Rechts von der Uni-
on, München 1989), wenn nein, warum nicht, und wenn ja, wie 
begründet er vor diesem Hintergrund seine Aussage? 

Bitte, Herr Bundesminister. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident, ich kann nur auf meine eben 
gegebene Antwort verweisen. 

(Lachen bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

- Die Frage hat den gleichen Inhalt. Wie soll ich et-
was Neues dazu sagen? 

(Wilhelm Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Das ist 
auch die gleiche Antwort; das ist bemer-

kenswert!) 

- So ist es. Das ist die Kontinuität, in der die Bundes-
regierung wirkt. 

(Zuruf von der SPD: Er bleibt sich treu!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger. 
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Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich nehme an, Sie meinen Ihre Antworten, die 
Sie zu den Fragen 24 und 25 vorgelesen haben. 

(Bundesminister Friedrich Bohl: Ja!) 

Sie haben in diesen Antworten ausdrücklich be-
tont, daß der Bundeskanzler nicht etwa Herrn Ziesel 
selbst, sondern Herrn Ziesel nur im Zusammenhang 
mit der Deutschland-Stiftung seinen Respekt gezollt 
hat. Wie ist das vor dem Hintergrund zu verstehen, 
daß sich in der Rede des Bundeskanzlers folgender 
Absatz findet: 

Heimat, Vaterland, Europa - das ist der Dreiklang 
der Zukunft. Und dieses Europa wird stets in en-
ger Freundschaft mit Amerika verbunden sein. 
Ich danke der Deutschland-Stiftung und vor al-
lem Ihnen, lieber Herr Ziesel, noch einmal sehr 
herzlich dafür, daß Sie stets - oft auch gegen den 
Widerstand des Zeitgeistes - für diese Werte ein-
getreten sind. 

Das ist ja eine Würdigung des Handelns von Herrn 
Ziesel allgemein. Der Bundeskanzler dankt zwar auf 
der einen Seite der Deutschland-Stiftung, aber vor al-
lem Herrn Ziesel persönlich, der „stets . . . für diese 
Werte eingetreten" ist. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Aus dem Zusammenhang der Rede wird of-
fenkundig, daß sich „stets" auf die Tätigkeit von 
Herrn Ziesel während seines Wirkens für die 
Deutschland-Stiftung bezieht. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

(Ursula Schönberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich glaube, ich spare mir das; 

das ist sinnlos!) 

- Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Bohl, ich mache jetzt noch 
einmal einen Versuch: Es gibt Verfassungsschutzbe-
richte, und es gibt Auskünfte der Verfassungsschutz-
ämter, welche Organisationen sie für beobachtungs-
wert oder -würdig halten. Deshalb meine Frage, ob 
Sie über Erkenntnisse verfügen, daß man es doch für 
notwendig gehalten hat, Aktivitäten, die gerade in 
der Frage der Kollegin Schönberger angesprochen 
wurden, nämlich die Gründung der Gesellschaft für 
freie Publizistik, von der Verfassungsschutzseite her 
zu beobachten. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Abgeordneter, es handelt sich hierbei of-
fensichtlich um angebliche Aktivitäten von Herrn 
Ziesel vor der Zeit der Deutschland-Stiftung, wenn 
ich das richtig verstehe. 

(Widerspruch des Abg. Otto Schily [SPD]) 

Vizepräsident Hans Klein: Hier ist die Jahreszahl 
1989 angegeben. Aber das ist eine — 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Nein, der Autor hat 1989 geschrieben. 

Vizepräsident Hans Klein: Ja. Ich bin demselben 
Irrtum erlegen wie der Kollege Schily. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident, ich muß aus dem Zusammen-
hang entnehmen, daß es sich um eine Aktivität aus 
der Zeit vor der Tätigkeit von Herrn Ziesel für die 
Deutschland-Stiftung handelt. 

(Zuruf des Abg. Otto Schily [SPD]) 

- Die NSDAP gibt es seit 1945 Gott sei Dank nicht 
mehr. Also muß ich aus dem Gesamtzusammenhang 
schließen, daß es sich um eine Aktivität aus der Zeit 
vor der Tätigkeit von Herrn Ziesel für die Deutsch-
land-Stiftung handelt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily? 

Otto Schily (SPD): Nein, danke. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Bunten-
bach, bitte. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Bohl, ich kann Ihre Unterscheidung in 
der Biographie von Herrn Ziesel, dessen Werk vom 
Bundeskanzler gewürdigt wird, so nicht akzeptieren. 
Es ist so, daß die GfP in der Tat 1960 gegründet wor-
den ist, daß Kurt Ziesel sich an dieser Tätigkeit über 
längere Strecken beteiligt hat und daß er nach wie 
vor in diesem Zusammenhang lobend erwähnt wird, 
auch in gedruckter Form. Das heißt: Es liegt nach wie 
vor ein Zusammenhang vor. 

Ich möchte Sie folgendes fragen: Erstens. Liegen 
der Bundesregierung Informationen über den Cha-
rakter der GfP vor? Zweitens. Wie können Sie, wenn 
Sie diesen Zusammenhang von vornherein von der 
Hand weisen, eigentlich sagen, daß diese Aktivität 
von Kurt Ziesel mit seiner Tätigkeit in der Deutsch-
land-Stiftung nichts zu tun hat? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Weil ich es so sehe. Wenn Sie wollen, daß wir 
dem ersten Teü Ihrer Frage noch einmal nachgehen, 
dann will ich gerne im Bundesinnenministerium 
nachfragen. Aber wenn Sie die Gesellschaft für freie 
Publizistik so qualifizieren wollen, stelle ich anheim, 
das in den zuständigen Gremien des Bundestages zu 
tun. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Bohl, wenn die 
Fragen von Frau Buntenbach und Frau Schönberger 
nach der Preisverleihung gestellt worden sind, wäre 
es dann nicht ein Anlaß für das Kanzleramt gewesen, 
durch diese Angaben alarmiert, die angegebenen 
Quellen zu recherchieren und dann im Bundestag 
dazu Stellung zu nehmen? 
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Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Das mögen Sie so sehen, Herr Abgeordneter; 
ich habe es anders beurteilt. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Catenhusen. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Herr Minister, 
können Sie denn heute verbindlich ausschließen, 
daß diese Würdigung, die der Bundeskanzler der 
Deutschland-Stiftung und ihrem Vorsitzenden hat 
zukommen lassen, in voller Kenntnis der hier vorge-
tragenen Informationen über das Lebenswerk von 
Herrn Ziesel vorgenommen worden ist? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich habe diese Frage schon gegenüber Herrn 
Abgeordneten Koppelin beantwortet. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Bohl, ich möchte auf meine zweite Frage 
doch nicht verzichten. Wenn Sie angesichts der Tat-
sache, daß Herr Kohl Herrn Ziesel gewürdigt hat, 
darauf verweisen, daß es dabei nur um dessen Tätig-
keit bei der Deutschland-Stiftung gehe, wie ist das 
dann damit in Einklang zu bringen, daß sich im Vor-
stand der Deutschland-Stiftung auch der ehemalige 
SS-Obersturmbannführer Paul Karl Schmidt, der Lei-
ter der Nachrichten- und Presseabteilung des Außen-
amtes im Dritten Reich war und heute Paul Carell 
heißt, befindet? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Es kommt auf die Beurteilung der Tätigkeit 
der Adenauer-Stiftung an. 

(Zuruf von der SPD: Es ist nicht die 
„ Adenauer- Stiftung"!) 

- Deutschland-Stiftung, Entschuldigung. Adenauer-
Preis und Deutschland-Stiftung der Adenauer-Preis 
wird von der Deutschland-Stiftung vergeben. Sie 
wissen, daß die Adenauer-Stiftung gar nicht so er-
freut ist, weil sie selbst gerne einen Adenauer-Preis 
verleihen möchte. Das ist doch kein Thema, über das 
Sie sich aufregen müßten. Die Tätigkeit von Herrn 
Ziesel und die Tätigkeit der Deutschland-Stiftung 
habe ich entsprechend qualifiziert. Mehr brauche ich 
dazu nicht zu sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe noch eine Frage. Gedenkt die Bun-
desregierung vor dem Hintergrund dieser Diskus-
sion, vor dem Hintergrund der Informationen, die Sie 
heute erhalten haben und die Sie anscheinend zum 
Teil noch nicht kannten, irgendwelche Konsequen-
zen aus dieser ganzen Angelegenheit zu ziehen? 
Wenn ja, welche? Wenn nein, warum nicht? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Die Bundesregierung wertet die Fragestun-
den des Deutschen Bundestages immer aus, also 
auch diese. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Sonntag-
Wolgast. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Sind der Bun-
desregierung außer den hier gestellten Fragen und 
den entsprechenden Nachfragen in der Fragestunde 
von anderer Seite kritische Anmerkungen oder auch 
Proteste zu den jetzt zitierten Äußerungen des Bun-
deskanzlers bezüglich der Deutschland-Stiftung zur 
Kenntnis gekommen? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Das kann ich nicht ausschließen. Wir bekom-
men, wie Sie wissen, Tausende von Briefen. Ich kann 
nicht ausschließen, daß es dazu auch Protestschrei-
ben gegeben hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege von Lar-
cher. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Minister, hat sich 
das Bundeskanzleramt oder hat sich der Bundes-
kanzler vor der Würdigung von Herrn Ziesel durch 
Herrn Bubis beraten lassen? Wenn nein, warum 
nicht? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Der Bundeskanzler führt auch mit Herrn Bu-
bis Gespräche. Ob mit Herrn Bubis ein Gespräch zur 
Vorbereitung dieser Preisverleihung stattgefunden 
hat, weiß ich nicht. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Bohl, haben Sie Ver-
ständnis dafür, daß ein Abgeordneter sehr frustriert 
ist, wenn er auf seine Frage eine ausweichende Ant-
wort bekommt, wie es mir ergangen ist? Ich hatte 
nämlich nicht darum gebeten, daß Sie den Geschäfts-
bericht der Deutschland-Stiftung referieren sollen, 
sondern nach einigen Fakten gefragt, die Sie der 
Öffentlichkeit sagen sollten, warum Sie die Deutsch-
land-Stiftung so hoch bewerten. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ich hatte mich bemüht darzulegen, Herr 
Äbgeordneter, sicherlich mit unzulänglichen Mitteln, 
worin ich die Verdienste der Deutschland-Stiftung 
sehe. 

Aber ich darf Ihnen sagen: Ich bin viele Jahre 
Oppositionsabgeordneter gewesen und bin jetzt 
einige Jahre Mitglied der Bundesregierung. Die 
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Bundesminister Friedrich Bohl 
unterschiedlichen Gefühle während der Fragestunde 
sind mir sehr wohl bekannt. 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans Klein: Werden zur Frage 26 
weitere Zusatzfragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 
Herr Bundesminister, ich bedanke mich für die 
Beantwortung. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums des Inneren. Die Fragen 1 und 2, gestellt 
von dem Kollegen Manfred Such, mögen bitte 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Das gleiche gilt für die Frage 3, gestellt von der 
Kollegin Elke Leonhard, aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Finanzen. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Schriftliche Antwort erbittet auch der Kollege Dr. 
Eckhart Pick für seine Frage aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Wirtschaft. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Schriftliche Antwort wird erbeten im Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend von dem Kollegen Klaus Hage-
mann für die Fragen 5 und 6 und von der Kollegin 
Monika Knoche für die Fragen 7 und 8. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten. Zur Beantwortung steht uns der Parlamentari-
sche Staatssekretär Wolfgang Gröbl zur Verfügung. 

Die beiden Fragen 9 und 10, gestellt vom Kollegen 
Rolf Olderog, mögen bitte schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 11 auf, gestellt vom Kollegen Ul-
rich Heinrich: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Notwendigkeit einer 
generell durchzuführenden Analyse von Mischfuttermitteln für 
Rauhfutterfresser, um die Angabe der deklarierten eiweißhalti-
gen Inhaltsstoffe zu überprüfen, damit so eine bessere Bewer-
tung des Übertragungsrisikos des BSE-Erregers ermöglicht 
wird? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bitte um 
Beantwortung. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Abgeordneter Heinrich, nach § 19 Abs. 1 Futter-
mittelgesetz wird die Einhaltung der futtermittel-
rechtlichen Bestimmungen durch die nach Landes-
recht zuständigen Behörden überwacht. Die Überwa-
chung wird stichprobenartig und in begründeten 
Verdachtsfällen auch systematisch durchgeführt. Un-
tersucht wird dabei unter anderem der Gehalt der 
Futtermittel an Inhaltsstoffen (Protein, Energie usw.), 
an Zusatzstoffen, an unerwünschten und an verbote-
nen Stoffen. Gleichzeitig können mikroskopische 
und mikrobiologische Untersuchungen durchgeführt 
werden. Aus methodisch-analytischen Gründen ist 

es allerdings mit erheblichen Schwierigkeiten ver-
bunden, zwischen Komponenten, die aus Säugetier-
gewebe bestehen, und anderen Komponenten tieri-
schen Ursprungs sicher zu unterscheiden. Die Ein-
führung einer generellen Untersuchungspflicht 
würde jedoch das Vorhandensein einer solchen 
sicheren und routinemäßig anwendbaren Analyse-
methode voraussetzen. Hieran wird in der Bundes-
anstalt für Fleischforschung in Kulmbach gearbeitet. 

Durch die Zweite Verordnung zur Änderung der 
Viehverkehrsverordnung vom 18. März 1994 wurde 
in Deutschland die Verfütterung von in Tierkörper-
beseitigungsanstalten erzeugtem Tiermehl an Wie-
derkäuer verboten. Dies ist ein Verbot, das die 
gängige Praxis in Deutschland bestätigt hat. 

Mit der Entscheidung 94/381/EG der Kommission 
vom 27. Juni 1994 wurde dieses Verbot EU-einheit-
lich festgelegt und anschließend durch die Dritte 
Verordnung zur Änderung der Viehverkehrsverord-
nung national umgesetzt. Verboten ist die Verfütte-
rung von Futtermitteln, die „aus Gewebe warmblüti-
ger Landsäugetiere bestehen oder solche enthalten". 

Der Vollzug der Viehverkehrsverordnung obliegt 
den nach Landesrecht zuständigen Behörden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Heinrich, 
erste Zusatzfrage. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben betont, daß es nur stichprobenartige Untersu-
chungen gibt, und gleichzeitig darauf hingewiesen, 
daß dieser Bereich der Länderhoheit unterliegt. 

Sehen Sie nicht an Hand der im Zusammenhang 
mit BSE total veränderten Diskussion die Notwendig-
keit, von der stichprobenartigen Überprüfung Ab-
stand zu nehmen und zu einer generellen Untersu-
chung der Kraftfuttermischungen zu kommen, um 
klar und eindeutig feststellen zu können, ob sich in 
den Mischfuttermitteln tatsächlich von Säugetieren 
stammende Eiweiße befinden oder nicht? 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Erstens, Herr Abgeordneter Heinrich, gibt es eine 
Selbstverpflichtung der Futtermittelindustrie, die in 
Deutschland im Zuge unserer Marktwirtschaft sehr 
verantwortungsbewußt gehandhabt wird. Wir sollten 
diese Bemühungen der deutschen Futtermittelindu-
strie in aller Form würdigen. 

Zweitens. Eine generelle Untersuchungspflicht -
hier verweise ich auf meine Antwort auf Ihre Frage -
setzt voraus, daß ein Untersuchungsverfahren zur 
Verfügung steht, das die von Ihnen gewünschte si-
chere Unterscheidung möglich macht. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Herr Staatssekretär, es sind 
Verfahren bekannt, die zuverlässig und aussagekräf-
tig sind. Ich wundere mich darüber, daß sich die Bun-
desregierung seither offensichtlich noch nicht mit 
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Ulrich Heinrich 
diesen Verfahren auseinandergesetzt hat, da Sie an-
sonsten nicht diese Antwort gegeben hätten. 

Wolfgang Gröbl, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Solche Verfahren sind der Bundesregierung nicht be-
kannt. Um dieses Defizit auszugleichen, hat die Bun-
desanstalt für Fleischforschung auf diesem Sektor 
den wissenschaftlichen Auftrag erhalten, von sich 
aus entsprechende Forschungsarbeiten einzuleiten. 

Drittens, Herr Abgeordneter Heinrich, darf ich fest-
stellen, daß wir in Deutschland dafür gesorgt haben, 
daß die Tierkörperbeseitigungsanstalten mit Verfah-
ren arbeiten, die ein solches Problem mit dem Tier-
mehl, wie es in Großbritannien aufgetreten ist, bei 
uns nicht entstehen lassen. Das sollte man in der öf-
fentlichen Diskussion nicht durch andere Fragestel-
lungen verdrängen. 

(Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Hans Klein: Nein, Sie haben nur 
zwei Zusatzfragen. 

Nachdem Sie gegenseitig Frage und Antwort qua-
lifiziert haben, stelle ich die Frage, ob eine der Kolle-
ginnen oder einer der Kollegen zu diesem Fragen-
komplex eine Zusatzfrage zu stellen wünscht. - Dies 
ist nicht der Fall. Dann, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, bedanke ich mich für die Beantwor-
tung. 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ar-
beit und Sozialordnung. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Horst Günther zur Verfügung. Die Fragen 12 und 13, 
gestellt vom Kollegen Dr. Uwe Küster, mögen bitte 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 14 des Abgeordneten 
Kolbe: 

Welche haushaltsmäßigen Auswirkungen wird es bei einer 
Umsetzung des „Programms für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung" (Drucksache 13/4610) nach Einschätzung der Bundesre-
gierung haben, daß die geplante Festlegung, bis zum Jahre 2000 
das Ausgabenvolumen für beschäftigungsfördernde Maßnah-
men in den neuen Bundesländern schrittweise an das Westni-
veau anzugleichen, „entsprechend der Arbeitslosenentwick-
lung" erfolgen soll? 

Ich bitte den Herrn Parlamentarischen Staatssekre-
tär um die Beantwortung. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Kolbe, sind Sie einverstanden, wenn ich die Fragen 14 
und 15 gemeinsam beantworte? 

(Manfred Kolbe [CDU/CSU]: Ja!) 
Herr Präsident, sind Sie auch einverstanden? 

Vizepräsident Hans Klein: Ja. Dann rufe ich auch 
die Frage 15 des Abgeordneten Kolbe auf: 

Wird die Einschränkung „entsprechend der Arbeitslosenent-
wicklung" bei dieser geplanten Festlegung nach Auffassung 

der Bundesregierung bei der Umsetzung des Programms dazu 
führen, daß es nicht zu einem Rückgang beschäftigungsfördern-
der Maßnahmen in den neuen Bundesländern kommt, wenn die 
Arbeitslosenzahlen 1997 im Osten Deutschlands gleich hoch 
bleiben oder ansteigen? 

Horst Günther, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Vielen Dank, 
- Herr Kollege Kolbe, die von Ihnen genannte Bun-
destagsdrucksache 13/4610 enthält den Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Umsetzung des „Programms für 
mehr Wachstum und Beschäftigung" in den Berei-
chen der Rentenversicherung und Arbeitsförde-
rung. Dieser Gesetzentwurf enthält keine rechtlichen 
Regelungen für das im Programm enthaltene Vorha-
ben der Angleichung des Ausgabenvolumens für be-
schäftigungsfördernde Maßnahmen in den neuen 
Bundesländern - schrittweise entsprechend der Ar-
beitslosenentwicklung - an das Westniveau. 

Das gleiche gilt für den am 20. Juni 1996 in erster 
Lesung behandelten Gesetzentwurf zur Reform des 
Arbeitsförderungsrechts. In der finanziellen Begrün-
dung dieses Gesetzentwurfs sind zwar Planzahlen 
für eine Angleichung in den Jahren 1997 bis 2000 
enthalten, diese Planzahlen sind jedoch mit folgen-
dem Vermerk versehen: 

Die Angleichung soll schrittweise entsprechend 
der Arbeitslosenentwicklung bei der Aufstellung 
des jeweiligen Haushaltsplans der Bundesanstalt 
für Arbeit und der Genehmigung durch die Bun-
desregierung erfolgen. 

Damit ist es nicht möglich, heute eine verbindliche 
Aussage darüber zu treffen, in welcher Größenord-
nung für arbeitsfördernde Maßnahmen Mittel in den 
kommenden Jahren in den jeweiligen Haushalten 
der Bundesanstalt veranschlagt sein werden. 

Ihre zweite Frage beantworte ich wie folgt: Der 
Hinweis auf die Arbeitslosenentwicklung besagt, 
daß diese bei der jeweiligen Haushaltsaufstellung 
und -genehmigung zu berücksichtigen ist. Aus der 
Berücksichtigung eines wichtigen Faktors kann nicht 
geschlossen werden, daß sämtliche anderen Fakto-
ren unberücksichtigt bleiben; denn in dem Pro-
gramm heißt es einleitend, daß Sparen Vorausset-
zung für mehr Beschäftigung, mehr Investitionen, 
geringere Steuern und Abgaben sowie sichere Ren-
ten und Sozialleistungen ist. Über die Art und Weise, 
wie einzelne Faktoren zu berücksichtigen sind, kann 
jeweils nur in der konkreten Situation und den dann 
gegebenen Umständen entschieden werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Kolbe, Sie 
haben jetzt vier Zusatzfragen. Bitte. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ich bedanke mich zunächst für diese Antwort. 

So wie ich die Antwort verstanden habe, kann ich 
also davon ausgehen, daß es sich bei den im Gesetz-
entwurf genannten Zahlen um Planzahlen handelt, 
die noch nicht feststehen, und daß über die endgülti-
gen Einsparbeträge erst entschieden wird, wenn die 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den nächsten 
Jahren bekannt ist. Ist das so richtig? 
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Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Nicht nur aus 
diesem, aber auch aus diesem Grunde. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Frage. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
kann ich davon ausgehen, wenn eintritt, was wir alle 
nicht hoffen - wir alle hoffen auf einen wirtschaftli-
chen Aufschwung, und ich glaube auch, daß er kom-
men wird -, nämlich daß wider Erwarten die Arbeits-
losenzahlen stagnieren, 

(Zuruf von der SPD: Oder steigen!) 

daß dann diese Einsparungen nicht erzielt werden 
können? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Das kann ich 
nicht unbedingt bestätigen, Kollege Kolbe. Ich kann 
erstens Haushaltsplanfeststellungen jährlicher Art 
nicht vorgreifen, und zweitens sind noch mehrere 
Faktoren zu berücksichtigen, auch - das steht ja 
ebenfalls deutlich geschrieben - im Verhältnis zu den 
alten Bundesländern. Sie müssen auch die Entwick-
lung dort beobachten. So stellen wir fest, daß es dort 
mittlerweile in bestimmten Schwerpunktregionen 
Arbeitslosenzahlen gibt, die teilweise vergleichbar 
sind mit denen in den neuen Bundesländern. 

Deshalb ist auch eine Angleichungsüberprüfung 
ständig notwendig, um die gegenseitige Akzeptanz 
der Förderleistungen zu gewährleisten. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Danke. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily, 
wollten Sie eine Frage stellen? 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, Sie wollen 
sich auf Größenordnungen nicht festlegen. Dafür 
habe ich Verständnis. Aber wären Sie in der Lage, 
dem Haus einen Schätzwert mitzuteilen, in welchen 
Größenordnungen sich das bewegen könnte? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Ich beteilige 
mich nicht an der Nennung von Schätzwerten, Herr 
Kollege Schily. Wir werden im Zuge der Haushalts-
aufstellung insgesamt und auch der Haushaltsauf-
stellung der Bundesanstalt für Arbeit im Einverneh-
men - hoffe ich - mit der Selbstverwaltung der Bun-
desanstalt für Arbeit überprüfen, welche Notwendig-
keiten bei arbeitsfördernden Maßnahmen noch ge-
geben sind. 

Ich kann dabei nicht ausschließen - um Ihre zweite 
Frage, die wahrscheinlich kommen würde, gleich mit 
zu beantworten -, daß es Reduzierungen bei den För-
derleistungen gibt. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Um der Größe der 
haushaltsmäßigen Mittel etwas näherzukommen: 
Könnten Sie vielleicht eine Angabe darüber machen, 
wie viele Personen in den neuen Bundesländern, die 
sich jetzt in ABM oder Fortbildung und Umschulung 
befinden, bis zum Jahre 2000 in die Arbeitslosigkeit 
entlassen werden? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Die Zahlen 
habe ich nicht vorliegen. Ob diese Personen, die sich 
jetzt in einer Fördermaßnahme befinden, überhaupt 
in die Arbeitslosigkeit entlassen werden, ist die 
Frage. Aber daß jede Fördermaßnahme im Zeitablauf 
endet, ist klar. Was dann mit den Menschen passiert, 
ob sie vermittelt werden können oder ob sie in die 
Arbeitslosigkeit gehen, weiß ich nicht. Dazu gibt es 
sicher Entwicklungstendenzen der letzten zehn, 
zwanzig Jahre. Wir haben schon sehr lange Förder-
maßnahmen. Das kann man im einzelnen nicht sa-
gen. Das hängt ein bißchen von der strukturellen und 
konjunkturellen Entwicklung ab. Man kann im vor-
hinein nicht abschätzen, in welchen Wirtschaftszwei-
gen welche Fördermaßnahmen für welche Berufe 
und für wie viele Personen durchgeführt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Würden Sie denn kon-
statieren, daß bei gleichbleibender Konjunkturlage 
in den neuen Bundesländern, die derzeit nicht allzu 
rosig aussieht, doch mit einem leichten Anwachsen 
der Arbeitslosenzahlen zu rechnen ist, wenn die Re-
duzierung der AB-Maßnahmen erfolgt? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung: Das kann ich 
aus den Erfahrungen nicht bestätigen, denn auch in 
den letzten Jahren sind Zahlen reduziert worden, 
ohne daß es zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit 
kam. Von daher spricht eher alles dafür, daß sich die 
Vermittlungsmöglichkeiten verbessern. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär, vielen herzlichen Dank für die Beantwor-
tung. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Verkehr auf. Die Fragen wird uns der Parla-
mentarische Staatssekretär Johannes Nitsch beant-
worten. 

Die Fragen 16 und 17, gestellt vom Kollegen Ger-
hard Neumann, sollen schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 18 auf, die der Kollege Wieland 
Sorge gestellt hat: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß das Ver-
kehrsprojekt Deutsche Einheit Nr. 16 (A 71/A 73) durch Strek-
kung der Finanzmittel zunächst nur abschnittsweise gebaut 
werden kann und an der ehemaligen innerdeutschen Grenze 
endet, so daß eine Durchgängigkeit des Verkehrs zwischen den 
alten und den neuen Bundesländern nicht mehr - wie ursprüng-
lich geplant - gewährleistet bzw. deren Finanzierung bis weit 
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Vizepräsident Hans Klein 
über die Jahrtausendwende verschoben ist und damit auch der 
wirtschaftliche Aufschwung Ost? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das Verkehrsprojekt Deut-
sche Einheit Nr. 16, das die Autobahnen A 71 und 
A 73 umfaßt, kann wie viele andere Maßnahmen aus 
planerischen und finanziellen Gründen nur ab-
schnittsweise realisiert werden. Die Einteilung in ver-
kehrswirksame Abschnitte längs der vorgesehenen 
Trasse erfolgt mit dem Ziel einer möglichst frühzeiti-
gen Nutzung fertiggestellter Teilabschnitte. Diese 
Verfahrensweise wird seit Jahrzehnten praktiziert 
und ist keine Besonderheit für die Thüringen und 
Bayern verbindenden Autobahnen. Die Autobahnen 
selbst werden kontinuierlich gebaut und fertigge-
stellt. 

Die angeführte Einordnung der Abschnitte nach 
verkehrlichem Nutzen berücksichtigt unter anderem 
Gesichtspunkte wie den Bündelungsabschnitt mit 
der Deutschen Bahn AG, die Durchtunnelung des 
Thüringer Waldes und die Entlastung besonders fre-
quentierter Ortsdurchfahrten. Diese Gesichtspunkte 
sind auch mit den beiden Ländern abgestimmt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
ich davon ausgehen, daß nach Realisierung der ge-
planten Baumaßnahmen, die bis zum Jahre 2005 ab-
geschlossen sein soll, die verbleibenden Abschnitte 
kontinuierlich weitergebaut werden? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, die Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit haben höchste Prio-
rität. Die jetzige Einteilung in verkehrswirksame Ab-
schnitte sieht vor, daß wir nach Fertigstellung der bis 
2005 eingeordneten Teilabschnitte kontinuierlich 
weiterbauen und wir die beiden Autobahnen zu ei-
nem frühestmöglichen Zeitpunkt komplett fertigge-
stellt haben werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung auch nach Alternativen gesucht, 
um den Plan, den Sie bis 2005 aufgelegt haben, 
durch andere Möglichkeiten einer durchgängigen 
Verkehrsanbindung zu realisieren, das heißt mögli-
cherweise von Erfurt bis Schweinfurt bzw. Lichten-
fels eine durchgängige einbahnige Bauweise zu 
praktizieren und auf die zweibahnige Ausbaustufe 
von Erfurt bis zur Gabelung von A 71 und A 73 zu 
verzichten? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, diese 
Untersuchungen sind angestellt und auch umfang-
reich diskutiert worden. 

Vorrangig war das Kostenelement. Eine durch-
gängige einbahnige Bauweise nähme schon für die-
sen Teil 70 Prozent der gesamten Kosten in An-
spruch. Wir haben uns deshalb dazu entschlossen, 
dort, wo wir schon bauen, den Bau komplett fertigzu-
stellen und unter anderem auch die Durchtunnelung 
des Thüringer Waldes in einem Zuge und nicht in 
zwei Bauabschnitten durchzuführen. 

Wir werden aber dort, wo wir leistungsfähige Bun-
desstraßen haben, zunächst die Anbindung von fer-
tiggestellten Autobahnabschnitten an diese Bundes-
straßen vornehmen, zum Beispiel im Bereich der A 71 
an die B 19 und im Bereich der A 73 an die B 4. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden aus dem Kreis 
der Kolleginnen und Kollegen dazu weitere Zusatz-
fragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 19, die ebenfalls unser Kol-
lege Wieland Sorge gestellt hat, auf: 

Stimmt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang der 
Auffassung zu, daß ohne eine durchgängige Verkehrstrasse, die 
die alten und neuen Bundesländer verbindet, zum einen die Ge-
fahr der weiteren Abwanderung von Arbeitnehmern aus den 
neuen in die alten Bundesländer besteht und zum anderen sich 
Unternehmen in den neuen Ländern gar nicht erst ansiedeln, 
weil keine Verkehrsachse in die Wirtschaftszentren besteht, was 
bedeutet, daß der wirtschaftliche Aufschwung Ost nicht voran-
kommen kann? 

Ich bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
um Beantwortung. 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Bundesregierung sieht 
da keinen Zusammenhang. Die abschnittsweise Rea-
lisierung dieser durchgängigen neuen Verkehrs-
trasse zwischen den alten und den neuen Bundes-
ländern birgt nicht die Gefahr einer weiteren Ab-
wanderung von Arbeitnehmern aus den neuen in die 
alten Bundesländer. 

Die Ansiedlung von Unternehmen in den neuen 
Bundesländern und damit die Schaffung von Arbeits-
plätzen ist natürlich ein wichtiges Anliegen der Bun-
desregierung. Eine gute infrastrukturelle Erschlie-
ßung der Regionen ist eine der wichtigsten Rahmen-
bedingungen und wird die Standortgüte benachtei-
ligter Regionen durch leistungsfähige und sichere 
Verkehrsverbindungen verbessern. 

Gleichzeitig trägt die Realisierung von Verkehrsin-
frastrukturvorhaben zur Stärkung der regionalen 
Wirtschaftskraft bei. Einer der wichtigsten Gesichts-
punkte, Herr Abgeordneter, weshalb die Bundesre-
gierung die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit be-
schlossen hat, war, auf diese Weise eine der bisher 
fehlenden Rahmenbedingungen für die neuen Bun-
desländer zu schaffen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Wieland Sorge (SPD): Herr Staatssekretär, es geht 
jetzt um den Punkt der A 71, an dem sie auf die B 89 
trifft. Was hat die Bundesregierung für das Jahr 2005 
vorgesehen, um den starken Verkehr, der auf der 
A 71 herrscht, nicht weiterhin durch die Ortschaften 
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zu führen, sondern eventuell Ortsumgehungen bei-
spielsweise für Untermaßfeld und Meiningen zu 
bauen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das war eine der schwierig-
sten Fragen, die im Zuge der Diskussionen, die ich 
angeführt habe, zu lösen waren. Es liegt jetzt eine 
verbindliche Lösung vor. Wir werden am Ende der 
A 71 südlich von Meiningen den Verkehr zunächst 
auf die B 89 bis südlich von Untermaßfeld leiten. Dort 
müssen wir eine neue Ortsumgehung bauen, weil 
wir den Verkehr von der A 71 nicht auf diesen Ort 
verlagern können. Wir gehen nördlich von Unter-
maßfeld wieder auf die B 89 bis südlich von Meinin-
gen, dort mit einer kleinen Spange auf die B 19 bis 
Münnerstadt. 

Ich denke, das ist eine gute Lösung und belastet 
die Region Untermaßfeld nicht. Vielmehr ist es gün-
stig, daß wir den Bau der Ortsumgehung vorziehen 
konnten. 

Wieland Sorge (SPD): Vielen Dank, das ist eine 
sehr gute Lösung für diese Region. 

Ich habe noch eine Frage zur A 73. Was hat die 
Bundesregierung vorgesehen, um die Ortsumgehun-
gen bei Schleusingen und Eisfeld mit den übrigen 
Landes- bzw. Bundesstraßen zu vernetzen? 

Johannes Nitsch, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir gehen auf der A 73 bis 
Suhl-Süd, dort auf die B 247 und werden dann ein 
Stück Autobahn als Ortsumgehung von Schleusin-
gen bauen. Dann führen wir den Verkehr wieder auf 
der B 4 bis Eisfeld, vor Eisfeld - von der B 4 auf die 
B 89 - zu einem Autobahnzubringer. Diesen würden 
wir später ohnehin brauchen. Diesen Autobahnzu-
bringer benutzen wir als Spange zwischen der B 89 
und der B 4 und leiten den Verkehr dann auf der B 4 
weiter bis Coburg. Ab Coburg gibt es dann die zwei-
bahnige Autobahn bis Lichtenfels. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden dazu weitere 
Zusatzfragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Nitsch, ich be-
danke mich für die Beantwortung. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sollen 
alle Fragen - nämlich die Frage 20, gestellt von 
Dr. Egon Jüttner, die Frage 21, gestellt von der Kolle-
gin Ursula Schönberger, sowie die Fragen 22 und 23, 
gestellt von unserer Kollegin Ulrike Mehl - schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amtes auf. Die Fragen wird uns Staatsminister 
Dr. Werner Hoyer beantworten. 

Ich rufe die Frage 27, gestellt von unserer Kollegin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, auf: 

Wie viele Visumanträge von ausländischen Staatsangehöri-
gen zum Besuch bei Verwandten in der Bundesrepublik 

Deutschland sind in den vergangenen drei Jahren abgelehnt 
worden? 

Herr Staatsminister, ich bitte um Beantwortung. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Frau Kollegin, in den vergange-
nen drei Jahren wurden von den deutschen Aus-
landsvertretungen insgesamt 724 530 Anträge ab-
schlägig beschieden. Die Anzahl der Ablehnungen 
im einzelnen: 1993: 200 255; 1994: 264 275; 1995: 
260 000. 

Die bei den Auslandsvertretungen geführten Stati-
stiken über abgelehnte Visa unterscheiden bislang 
nur zwischen kurz- und längerfristigen Aufenthalten. 
Zu den kurzfristigen Aufenthalten gehören neben 
Besuchs- zum Beispiel auch Geschäftsreisen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Können Sie 
mir Auskunft darüber geben - ich verlange ange-
sichts dieser großen Zahl natürlich nicht nähere In-
formationen im einzelnen; die können Sie mir nicht 
geben -, welche Hauptgründe für die Ablehnung ins 
Feld geführt wurden? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Hauptgründe hegen in der Regel darin, daß 
nicht klar ist, ob derjenige, der die Bundesrepublik 
besuchen will, die Absicht hat, die Bundesrepublik 
anschließend auch wieder zu verlassen, ob also der 
im Visumantrag angegebene Besuchszweck zutref-
fend ist. Darüber hinaus kann es natürlich auch kon-
krete Ausweisungsgründe geben, die dann dazu füh-
ren, daß kein Einreisevisum ausgestellt werden 
kann. 

Für die Frage der Bereitschaft des Antragstellers, 
in sein Heimatland zurückzukehren, ist natürlich ein 
wichtiges Indiz, inwiefern er in seiner Heimat ver-
wurzelt ist, zum Beispiel, ob er den Nachweis eines 
Arbeitsplatzes erbringen kann, ob er den Nachweis 
erbringen kann, daß er in der Zeit des Aufenthaltes 
in der Bundesrepublik den Lebensunterhalt aus ent-
sprechenden Mitteln bestreiten kann, ob hinreichen-
der Krankenversicherungsschutz besteht und ähnli-
ches. Diese Nachweise können in der Regel dadurch 
erleichtert werden, daß ein Einladender entspre-
chende Erklärungen abgibt. 

Wenn diese Voraussetzungen aber einmal nicht 
gegeben sind, kann es durchaus zur Ablehnung 
kommen. Um das Zahlenwerk noch einmal auszu-
leuchten: Die Anzahl der von uns positiv beschiede-
nen Visumanträge in dem genannten Berichtszeit-
raum war etwa zehnmal so hoch wie die der abge-
lehnten. Die Quote der abgelehnten Anträge ist mit 
10 Prozent in etwa konstant geblieben. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Sie erwähn-
ten bestimmte Zusicherungen, ich vermute, schritt-
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lich-verbaler Art. Kommt es auch vor, daß die Ableh-
nung oder die Genehmigung eines solchen Visuman-
trages von der Leistung bestimmter Geldsummen ab-
hängig gemacht wird? Ich nenne das Beispiel der 
Botschaft in Pakistan, wo ein Betrag gezahlt wurde, 
der sich in der Größenordnung von annähernd 
10 000 DM bewegte. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich bin mangels entsprechender Vorwarnung 
nicht in der Lage, das zu bestätigen oder zu demen-
tieren. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen eine Aufstel-
lung zukommen zu lassen, aus der, falls es solche Dif-
ferenzen zwischen verschiedenen Auslandsvertre-
tungen gibt, das hervorgeht. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege von Lar-
cher. 

Detlev von Larcher (SPD): Herr Staatsminister, vor 
einer Woche habe ich Fragen zu Familienbesuchen 
gestellt. Heute interessieren mich zwei andere Berei-
che; zu einem von ihnen stelle ich jetzt eine Frage: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
Musiker, die hierher kommen wollen, um bei kultu-
rellen Veranstaltungen aufzutreten - mir ist ein Fall 
von Künstlern aus Nepal, Indien und Pakistan be-
kannt -, zu 90 Prozent eine Ablehnung ihrer Anträge 
auf Visum erfahren müssen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, Sie wissen, daß ich das parlamen-
tarische Fragerecht ganz besonders hoch einschätze 
und mich immer darum bemühe, möglichst präzise 
zu antworten. In dieser Frage müßte ich aber nach-
forschen, warum es in diesen konkreten Fällen eine 
so hohe Ablehnungsquote gibt und welche Gründe 
dies haben könnte. Ich kann die Frage jetzt nicht be-
antworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatsminister, 
darf ich Sie in diesem Zusammenhang fragen, ob 
Staatsangehörigen der früheren Bundesrepublik Ma-
zedonien inzwischen die Möglichkeit gegeben wird, 
über ein multiples Einreisevisum nach Deutschland 
zu kommen, speziell dann, wenn sie Geschäftsrei-
sende sind oder mit einem Diplomatenpaß ausgestat-
tet sind? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, ich verweise auf die Vorbemer-
kung, die ich soeben gemacht habe. Ich bin gern be-
reit, alle Fragen - schriftlich, mündlich oder wie Sie 
wollen - zu beantworten, Sie müssen mir nur eine 
entsprechende Vorwarnung geben. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, da ich Ver-
ständnis dafür habe, daß Sie nicht alle Fakten prä-

sent haben können, ich es aber so verstanden habe, 
daß Sie der Frage des Kollegen von Larcher nachge-
hen werden, möchte ich Ihnen eine Frage stellen: 
Wenn sich das bestätigen sollte, was Ihnen Herr von 
Larcher gerade vorgetragen hat, werden Sie dann im 
Interesse eines wünschenswerten Kulturaustausches 
mit den Ländern, die dabei eine Rolle spielen, dafür 
sorgen, daß die Visaerteilung unbürokratischer vor 
sich geht? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Sie können davon ausgehen, Herr Kollege 
Schily, daß wir jedes Interesse daran haben, den Kul-
turaustausch und die Förderung desselben tatsäch-
lich umzusetzen und nicht nur zu einer Papierformel 
werden zu lassen. Wenn sich das so herausstellen 
sollte, bin ich gern bereit, dem nachzugehen. Ich 
möchte aber vorher einen Blick in die Akten werfen, 
um genau zu wissen, woran gegebenenfalls die hohe 
Ablehnungsquote liegt. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Özdemir. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, könnte man sich nicht in den Fällen, 
in denen es sich um Länder wie beispielsweise die 
Türkei handelt, in denen es eine hohe Zahl von An-
tragstellern und sehr lange Wartezeiten gibt, für äl-
tere Menschen und Menschen mit Gebrechen, die zu 
Besuch zu ihren Angehörigen in die Bundesrepublik 
Deutschland kommen wollen, ein besonderes Ver-
fahren einfallen lassen, damit diese Menschen keine 
tagelange Reise antreten müssen, um sich dann meh-
rere Stunden anzustellen? Kann man sich dazu keine 
unbürokratische Reform einfallen lassen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich gehe entsprechenden Hinweisen sehr gerne 
nach, Herr Kollege Özdemir. Ich sehe hier sowohl in 
der Türkei als auch in den Ländern der früheren So-
wjetunion ganz erhebliche Probleme. Unsere Aus-
landsvertretungen stehen dort unter einem ganz 
enormen Druck. 

Die Zahlen, die ich auf die Frage der Kollegin 
Sonntag-Wolgast genannt habe, zeigen, um welche 
Dimension es sich handelt. In Zeiten, in denen wir 
die Dinge personell und finanziell eher beschneiden 
müssen, ist es eine ausgesprochen schwierige Auf-
gabe, welche die Auslandsvertretungen zu bewälti-
gen haben. Daß wir flexible Lösungen brauchen und 
insbesondere gebrechlichen, älteren Menschen, 
denen es schwerfällt, lange in einer Warteschlange 
zu verharren, helfen müssen, liegt auf der Hand. Für 
entsprechende konkrete Hinweise wäre ich dankbar. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? -
Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Frage 28 der Kollegin Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast auf: 

Unterliegt die Erteilung eines Besuchervisums für die Bundes-
republik Deutschland für junge asiatische Staatsangehörige be-
sonderen Anforderungen, falls ja, unter welchen Voraussetzun-
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gen können sie ein Besuchervisum für die Bundesrepublik 
Deutschland erhalten? 

Herr Staatsminister, ich bitte um Beantwortung. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich denke, daß ich einen Teil der Antwort auf 
diese Frage bereits vorweggenommen habe. - Es 
darf kein Ausweisungsgrund vorliegen, und es müs-
sen die entsprechenden Kriterien, die etwas über die 
Bereitschaft des Antragstellers sagen, in sein Heimat-
land zurückzukehren, nachgewiesen werden. Wel-
che Indizien dafür geltend gemacht werden können, 
habe ich Ihnen bereits in der Beantwortung der 
Frage 27 dargelegt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage? 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Sie haben auf 
die Dimension dieser Fälle hingewiesen. Diese wird 
auch uns Abgeordneten in unserer täglichen Praxis 
durch entsprechende Anfragen und Klagen von Be-
troffenen deutlich. Das ist auch der Grund für meine 
Fragen. 

Meine Zusatzfrage: Trifft es zu, daß etwa bei jun-
gen asiatischen Staatsangehörigen, die zu Besuchs-
zwecken hier herkommen wollen, die Genehmigung 
ihres Visumantrags davon abhängig gemacht wird, 
ob sie in ihrem Heimatland verheiratet sind oder 
nicht? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Frage kann ich nicht beantworten. Ich muß 
auch sagen, daß ich sie nicht in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der ursprünglichen Frage sehe. 
Man hätte die Frage gegebenenfalls präzise stellen 
können, dann wäre ich jetzt auch in der Lage, sie 
präzise zu beantworten. Ich werde Ihnen die Antwort 
gern nachreichen. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Ich habe aus 
gegebenem Anlaß - wie Sie sich denken können -
nach besonderen Anforderungen gefragt. Da Sie auf 
eine so spezielle, aber aus unserer Praxis stammende 
Frage nicht antworten können, möchte ich Sie fra-
gen, ob zum Beispiel der Famiüenstand ein Kriterium 
dafür ist, zu sagen: Wir sind nicht sicher, ob die Be-
troffenen bereit sind, in ihr Heimatland zurückzukeh-
ren. Das würde junge Ledige, die etwa eine Schwe-
ster oder einen Bruder hier besuchen würden, ex-
trem benachteiligen, weil wir nicht unbedingt davon 
ausgehen können, daß sie familiär schon fest verwur-
zelt sind, sie vielleicht aber doch entschlossen sind, 
nach einer gewissen Zeit des Besuchs wieder in ihr 
Heimatland zurückzukehren. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann eher versuchen, eine Plausibilitäts-
überlegung in die andere Richtung anzustellen, näm-
lich im Umkehrschluß zu sagen: Wenn im Heimat-
land eine stabile, sehr enge familiäre Bindung vor-
handen ist, ist die Wahrscheinlichkeit, daß die Rück-
reise auch tatsächlich beabsichtigt ist, höher. Von da-
her weil ich eher von einer Positivvermutung ausge-

hen, aber nicht umgekehrt von einer Negativvermu-
tung bei einem Ledigen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege von Lar-
cher. 

Detlev von Larcher (SPD): Meine vorherige Frage 
bezog sich auf den kulturellen Bereich. Jetzt habe 
ich eine Frage aus dem wirtschaftlichen Bereich, wo 
ich auch nicht verstehe, was da eigentlich abläuft. -
Wie beurteilen Sie die Tatsache, daß sich ein Unter-
nehmer aus meinem Wahlkreis, wenn er seinen Ge-
schäftspartner, einen Unternehmer, treffen will, um 
eine geschäftliche Besprechung abzuhalten, mit ihm 
in Holland treffen muß, weil der Geschäftspartner 
kein Einreisevisum für die Bundesrepublik Deutsch-
land erhält? 

Es gibt einen zweiten Fall aus dem wirtschaftli-
chen Bereich; er ist ähnlich gelagert. Jemand macht 
in Pakistan Karriere, lebt in einer angesehenen Fami-
lie mit viel Geld und wird mit Sicherheit zurückkeh-
ren. Auch er darf seinen Onkel nicht besuchen, weil 
er seine Rückkehrwilligkeit offenbar nicht nachwei-
sen kann. 

Wie erklären Sie sich solche Ablehnungen, bei de-
nen es um geschäftliche Beziehungen geht? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Meine Vorbemerkung: Bei aller Bedeutsamkeit 
der wirtschaftlichen Beziehungen kann bei einem 
wirtschaftlichen Kontakt natürlich nicht grundsätz-
lich eine Positivvermutung höherer Art zugrunde ge-
legt werden als bei einem Antragsteller, der aus kul-
turellen Gründen in die Bundesrepublik reisen will. 
Trotzdem ist es natürlich ärgerlich, daß solche Fälle 
vorkommen. 

Den Fall mit den Niederlanden, den Sie geschil-
dert haben, müßte man sich einmal genauer anse-
hen, weil auf Grund der Erteilung von „Schengen-
Visa" hier mittlerweile, zumindest in aller Regel, kein 
Unterschied mehr bestehen dürfte. Von daher kann 
ich das nicht nachvollziehen. Ich würde vorschlagen, 
daß Sie uns, wenn Sie konkrete Fälle dieser Art ha-
ben, diese konkret benennen; denn es ist sicherlich 
nicht in unserem Sinne, daß solche Ärgernisse ent-
stehen. 

Ich weise allerdings im Interesse unserer Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in den Auslandsvertretun-
gen einmal darauf hin, was hier für ein Riesenpro-
blemberg zu bewältigen ist und wie hoch der Anteil 
derer ist, die bestimmte Sachverhalte leider vortäu-
schen, um in den Genuß des Einreisevisums zu kom-
men. Das heißt, wir haben eine beachtliche Miß-
brauchsquote. Es gehört natürlich zu den Amtspflich-
ten unserer Mitarbeiter dort, dafür zu sorgen, daß ein 
solcher Mißbrauch unterbunden wird. Daß dabei 
Fehlentscheidungen zustande kommen können oder 
in Einzelfällen Ärgernisse entstehen können, be-
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daure ich sehr. Wir sind sehr bemüht, sie dann auch 
auszuräumen. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Auf schriftliche 
Fragen bekomme ich immer eine Standard-

antwort!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, bitte kei-
nen Dialog mehr. 

Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, da ich jetzt 
den Eindruck habe, daß inzwischen das Auswärtige 
Amt für die Zuwanderungspolitik verantwortlich ist 
und die F.D.P. vielleicht noch einmal prüfen muß, ob 
ihre Überlegungen zu einem Zuwanderungsgesetz 
damit in einem Zusammenhang stehen, möchte ich 
Ihnen die Frage stellen: Auf welche Weise stellen Sie 
sicher, daß nicht durch eine restriktive Visaerteilung 
deutsche Interessen bei der Entfaltung von Wirt-
schaftsbeziehungen mit anderen Ländern beein-
trächtigt werden? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, den ersten Hinweis erlaube ich 
mir damit zu kontern, daß wir von Visapolitik und 
nicht von Einwanderungspolitik reden. Ich bin gern 
bereit, mit Ihnen heute nachmittag darüber zu philo-
sophieren. 

Was die zweite Frage angeht: Natürlich haben wir 
ein nachhaltiges Interesse, daß die Schwerpunkte 
unserer Außenpolitik - dazu gehört das Herstellen 
von Wirtschaftsbeziehungen und das Knüpfen von 
Wirtschaftskontakten - nicht durch eine übermäßig 
restriktive oder bürokratische Visaerteilungspolitik 
behindert werden. Deshalb ist unseren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern vor Ort natürlich sehr bewußt, 
daß sie darauf achten sollen, entsprechende Anträge 
so sorgfältig zu prüfen, daß kein wirtschaftlicher 
Schaden entsteht. Auf der anderen Seite haben sie 
die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß Mißbrauch ver-
mieden wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
dieser Frage? - Bitte sehr. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatsminister, wir erhalten im Petitions-
ausschuß in diesem Zusammenhang immer beson-
ders häufig Beschwerden in bezug auf das Verhalten 
der Deutschen Botschaft in Manila. Bei der Prüfung 
haben wir festgestellt, daß es schwer nachvollziehbar 
ist, daß bei Umständen, die eigentlich eine Visaertei-
lung ohne Probleme gerechtfertigt erscheinen ließen 
- sowohl in bezug auf Besuchsvisa als auch bei Visa 
zum Zwecke des Familienzusammenzugs sehr re-
striktiv entschieden wurde. Ist dieses Problem spe-
ziell mit der Botschaft in Manila schon einmal von 
seiten des Auswärtigen Amtes angesprochen wor-
den? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Da Sie die Frage mit Sicherheit in Anwesenheit 

unserer zuständigen Mitarbeiter behandelt haben, 
gehe ich fest davon aus, daß diese Angelegenheit 
auch mit der Botschaft in Manila abgeklärt worden 
ist. Ich selber kann zu der Frage nicht Stellung neh-
men, bin aber gerne bereit, der Sache - ebenso wie 
bei den vorherigen Zusatzfragen - nachzugehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Erler. 

Gernot Erler (SPD): Herr Staatsminister, welchen 
Rat können Sie uns denn als Kollegen geben, die wir 
in solchen Fällen Wünsche von Petenten zu betreuen 
haben, 

(Freimut Duve [SPD]: So ganz „entre nous"!) 

die wir uns an Sie wenden und dann vorgefertigte, 
allgemeine Antworten erhalten, die natürlich diese 
Petenten nicht befriedigen? Wie sollen wir uns in sol-
chen Fällen verhalten? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: „Entre nous", wie der Herr Kollege Duve das 
angeregt hat, würde ich vorschlagen, daß wir so wie 
bisher verfahren: Sie tragen die Dinge an uns heran; 
wir bemühen uns dann um individuelle Antworten. 
Wenn das nicht der Fall ist, bitte ich, mich darauf auf-
merksam zu machen. 

Ich bitte Sie allerdings auf der anderen Seite, Herr 
Kollege von Larcher, auch bei Ihren Gesprächspart-
nerinnen und -partnern im Wahlkreis oder sonstwo -
ich weiß, wovon wir hier reden - um Verständnis da-
für zu werben, daß diese Dinge in den Auslandsver-
tretungen angesichts der Quantitäten, um die es hier 
geht, ganz besonders schwierig zu handhaben sind. 
Ich glaube, wenn wir mit gutem Willen an die Sache 
herangehen, werden wir die Einzelfälle lösen kön-
nen. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden zu dieser Frage 
weitere Zusatzfragen aus dem Kreis der Kolleginnen 
und Kollegen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe dann die vom Kollegen Volker Beck ge-
stellte Frage 29 auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung ein Papier von Beamten 
des Auswärtigen Amtes, das vorschlägt, bei „passender Gele-
genheit" -jenseits des 50. Jahrestages des Kriegsendes - die ge-
genwärtige Einwanderungsregelung für Juden aus der GUS in 
Frage zu stellen, und zu einer öffentlichen Diskussion geführt 
hat (DER SPIEGEL 22/1996, AZ 11. Juni 1996), und über wel-
chen Verteiler wurde es verbreitet? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das sogenannte Papier, auf das Sie Bezug neh-
men, analysiert die Praxis bei der Umsetzung der Ab-
sprache von 1990. Es kommt zu dem Schluß, daß es 
keinen Anlaß zur Änderung der Zuwanderungspoli-
tik gibt, daß aber zunehmenden Mißbräuchen entge-
gengewirkt werden muß. Dabei wird auf die notwen-
dige engere Abstimmung in der Zuwanderungsfrage 
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mit dem Zentralrat der Juden in Deutschland hinge-
wiesen. Es handelt sich um interne Überlegungen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich kann kein Wort verstehen! -
Freimut Duve [SPD]: Er spricht zu sehr 
„entre nous"! Sie müssen das Mikrophon 

höher ziehen!) 

- Ich bin gerne bereit, durch technische Manipula-
tion zur besseren Verständigung beizutragen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Staatsminister, es 
gibt den einen oder anderen Punkt, wo Sie bei einer 
bestimmten Lautstärke in diesem Raum überhaupt 
nichts hören. Deshalb ist der Einwand schon berech-
tigt. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich bin dankbar für den Hinweis. Die Raumaku-
stik in diesem Saal hat mich schon immer ganz be-
sonders begeistert. 

Dieses Papier kommt - wie gesagt - zu dem 
Schluß, daß es keinen Anlaß zur Änderung der Zu-
wanderungspolitik gibt, aber zunehmenden Miß-
bräuchen entgegengewirkt werden muß. Auf die not-
wendige enge Abstimmung in dieser Angelegenheit 
mit dem Zentralrat der Juden ist hingewiesen wor-
den. Es handelt sich um interne Überlegungen, die 
an Auslandsvertretungen zur Unterrichtung über-
sandt wurden. Sie haben keinen operativen Charak-
ter. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, ich bin über Ihre Ausführungen 
etwas verwundert. Wie erklären Sie in bezug auf Ihre 
Bewertung des Papieres die darin enthaltene Aus-
sage, daß die politische Grundsatzfrage nach wie vor 
offen sei, 

ob wir angesichts des weitgehenden Wegfalls des 
mit der Aufnahme ursprünglich angestrebten 
Zwecks das Aufnahmeverfahren überhaupt noch 
fortführen wollen. 

Dann wird darüber räsoniert, daß im Lichte der Ent-
wicklung wir 

bei passender Gelegenheit . . . - 50 Jahre nach 
Kriegsende bot sich hierfür das Jahr 1995 nicht 
an - die Grundsatzfrage stellen, in welcher Weise 
die jüdische Zuwanderung künftig fortgesetzt 
werden soll. 

Ich meine, das ist doch eine eindeutige Aussage, 
daß man die Regelung insgesamt, so wie sie verein-
bart wurde, in Frage stellen will. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Staatsmini-
ster. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die politische Führung des Hauses hat gar kei-
nen Zweifel daran gelassen und unverzüglich klarge-

stellt, daß sie diese Frage nicht für offen hält und es 
von daher keine Notwendigkeit gibt, über irgend-
welche Veränderungen dieser Vereinbarung zu räso-
nieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ist die Auffassung, die Sie gerade vorgetragen ha-
ben, auch die Meinung der Bundesregierung oder 
nur die Ihres Hauses? Ich beziehe mich in diesem Zu-
sammenhang auf Aussagen des Ministers Spranger, 
der bei seinem Besuch in Kiew ähnliche Fragen auf-
geworfen und verschiedene Begründungszusam-
menhänge, offensichtlich aus diesem Papier zitie-
rend, vorgetragen hat. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es ist völlig klar, daß eine so hochsensible 
Frage für die Bundesregierung insgesamt beantwor-
tet werden muß. Ich habe keinen Zweifel daran, daß 
uns allen daran gelegen ist, Mißbräuche zu verhin-
dern, aber nicht das Grundprinzip, das dieser Verein-
barung zugrunde gelegen hat und weiter zugrunde 
hegen wird, in Frage zu stellen. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Wenn ich Sie recht verstan-
den habe, haben Sie gesagt, daß das Papier an die 
Botschaften verschickt wurde, aber keinen operati-
ven Charakter habe. Wozu ist es dann überhaupt ver-
schickt worden? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Vergin, wir pflegen die Kommuni-
kation mit den Angehörigen unseres Hauses, die 
naturgemäß weit über die Welt verstreut sind, auch 
bei Themen, bei denen es noch nicht die Notwendig-
keit operativer Umsetzung, wohl aber die Notwen-
digkeit des Gedankenaustausches gibt. Wenn Be-
amte es für sinnvoll halten, hierüber mit Kolleginnen 
und Kollegen in einen Gedankenaustausch einzutre-
ten, ist das legitim. Nur, eine Entscheidung, gar im 
Sinne eines Runderlasses, wie „Der Spiegel" unzu-
treffend berichtet, ist das natürlich nicht. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Bunten-
bach, bitte. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte gerne wissen, wie die Bundesre-
gierung, da dieses Papier versandt worden ist, die 
Aussage beurteilt, daß das Auswärtige Amt Panik-
mache betreibt, wenn in dem Papier davon gespro-
chen wird, daß - ich zitiere — „Hunderttausende in 
der Warteschlange" seien und beabsichtigten, An-
träge zu stellen. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die sehr hohe Zahl und die damit verbundene 
Panikmache ist auf einen Irrtum zurückzuführen, der 
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sich in einer Protokollnotiz befindet. Diese wiederum 
gründet sich auf eine Besprechung im Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen am 12. März dieses Jahres. In 
dieser Besprechung wurde in Anwesenheit von Ver-
tretern des Zentralrats und der Zentralen Wohlfahrts-
stelle der Juden in Deutschland nach der Gesamtzahl 
der auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion le-
benden Juden gefragt. Die vom Vertreter des Aus-
wärtigen Amtes hierauf angegebene geschätzte Zahl 
von 2 bis 3 Millionen, die auch von staatlichen und 
jüdischen Stellen in der GUS genannt wird, wurde 
im Protokoll fälschlicherweise als die Zahl der poten-
tiellen Umsiedler bzw. Zuwanderer wiedergegeben. 
Dieses Protokoll ist mittlerweile berichtigt worden. 
Die Vertreter des Zentralrats haben sich in der Be-
sprechung zu den Zahlen übrigens nicht geäußert. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatsminister, hat Herr 
Außenminister Kinkel einmal versucht, mit seinem 
Kabinettskollegen Spranger die unterschiedlichen 
Auffassungen miteinander in Einklang zu bringen, 
oder hat er dafür im Moment keine Zeit? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Für wichtige Aufgaben hat der Bundesminister 
des Auswärtigen immer Zeit, insbesondere wenn es 
darum geht, mit einem geschätzten Kabinettskolle-
gen solche sensiblen Fragen abzustimmen. Ich kann 
Ihnen aber nicht sagen, ob es persönliche Gespräche 
der beiden darüber gegeben hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatsminister, un-
abhängig von dem Gewicht des Papieres, über das 
wir jetzt hier streiten, darf ich Sie fragen, ob Sie sich 
meiner Meinung anschließen, daß, bevor es zu ir-
gendeinem Zeitpunkt zu einer Veränderung der Ein-
wanderungsregelungen käme, der Zentralrat der Ju-
den, aber auch die israelische Regierung konsultiert 
werden sollten. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, es ist vollkommen klar, daß die 
enge Abstimmung mit dem Zentralrat der Juden in 
dieser Frage weitergehen muß und weitergehen wird 
- sie findet übrigens kontinuierlich statt - und daß 
der Zentralrat der Juden, nicht zuletzt der Vorsit-
zende, Ignatz Bubis, selber ein sehr starkes Interesse 
daran hat, daß diese Vereinbarung mit der Bundesre-
gierung nicht mißbraucht wird. Das heißt, die Miß-
brauchsbekämpfung müssen wir dem Zentralrat der 
Juden keineswegs abtrotzen, sondern das liegt im 
gemeinsamen Interesse. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Özdemir. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, treffen Informationen zu, daß dieses 
Papier auch an israelische Stellen gegangen ist, und 

wenn ja, mit welchem Ziel, und wäre die Bundesre-
gierung angesichts des großen Verteilers, an den die-
ses Papier ging, möglicherweise gewillt, dieses Pa-
pier auch dem Parlament zur Verfügung zu stellen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Wir haben dieses Papier als ein internes Papier 
der Bundesregierung behandelt. Es ist in einem Ver-
teiler an die Auslandsvertretungen gegangen, der si-
cherstellt, daß dieses Papier nicht jedermann zu-
gänglich ist, auch nicht jedem Mitarbeiter der Aus-
landsvertretungen. Von daher haben wir kein Inter-
esse daran - unabhängig von der Frage, wie irgend 
jemand von außerhalb an dieses Papier herangekom-
men sein mag, wie es „Der Spiegel" geschafft hat -, 
diesem Papier höhere Bedeutung zu verleihen, in-
dem wir es sozusagen an die ganze Welt verteilen. 

(Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das Parlament ist nicht „die 
ganze Welt"! - Wilhelm Schmidt [Salzgitter] 
[SPD]: Ein kleiner Verteiler, aber „Der Spie-

gel" ist immer dabei!) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich sehe davon ab, daß das Parlament nicht 
„die ganze Welt" ist. 

Sie haben es eben so dargestellt, als sei dieses Pa-
pier an die Auslandsvertretungen verschickt worden, 
um die Frage der Mißbrauchsbekämpfung zu thema-
tisieren. Wenn aber am Ende steht, daß wir „bei pas-
sender Gelegenheit" die Grundsatzfrage stellen soll-
ten, und sich das 1995 nicht angeboten hat, weil 
durch den 50. Jahrestag des Kriegsendes die Erinne-
rung an den Holocaust in besonderer Weise gegeben 
war, kann das dann nicht von den Auslandsvertre-
tungen so verstanden werden, daß von Ihrer Seite 
durchaus der Wille besteht, diese Grundsatzdiskus-
sion anzustoßen, um im Laufe der nächsten Monate 
oder Jahre zu einer grundsätzlichen Änderung zu 
kommen? Warum würde dieser Ausblick auf die 
Grundsatzdiskussion dort sonst stehen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Nein, das sehe ich überhaupt nicht so. Ich halte 
es, wie gesagt, für legitim, daß sich Beamte des Hau-
ses Gedanken über solche Fragen machen und sie 
auch untereinander austauschen. Aber die politische 
Entscheidung in dieser Frage ist eben nicht offen. 
Der Bundesminister, Klaus Kinkel, hat in dem Mo-
ment, als er dieses Papier sah, verfügt, daß in dieser 
Angelegenheit nichts ohne seine Zustimmung zu ge-
schehen hat. Die Angelegenheit ist für die Bundesre-
gierung in der Sache entschieden. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Dietert-
Scheuer, bitte. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich möchte aus dem reichen Fundus meiner 
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Beispielfälle aus dem Petitionsausschuß schöpfen 
und daher folgende Fragen stellen: 

Erstens. Ist es bei dem Aufnahmeverfahren ein üb-
liches Kriterium, ob beide Elternteile oder nur ein El-
ternteil jüdischer Herkunft ist? Wenn ja, gibt es einen 
Unterschied, ob es Vater oder Mutter ist? 

Zweitens. Ist es ein Kriterium, daß der Auswande-
rungswillige eine Verfolgung oder Diskriminierung 
nachweist, nicht nur behauptet? Einen solchen Fall 
hatten wir gerade im Petitionsausschuß. Mit der Be-
gründung, eine Diskriminierung sei nicht nachge-
wiesen worden, wurde eine Zuwanderungsbewilli-
gung versagt. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Diese Frage kann ich nicht beantworten. Ich 
bin aber gerne bereit, Ihnen den Kriterienkatalog zu 
übersenden, damit Sie sich selber ein Bild machen 
können. Ich kann mich gerade bei der ganz entschei-
denden Frage, ob ein bestimmter Sachverhalt nach-
gewiesen oder nur behauptet werden muß, nicht auf 
unsicheres Gelände begeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine weiteren Zusatz-
fragen zur Frage 29. 

Dann rufe ich die Frage 30, ebenfalls gestellt vom 
Kollegen Volker Beck, auf: 

Wie reagiert die Bundesregierung vor dem Hintergrund die-
ses Papiers des Auswärtigen Amtes auf die Behauptung, die ge-
genwärtige Einwanderungsregelung für Juden aus der GUS 
führe zu einer Belastung der deutschen Rentenversicherungs-
träger? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Beck, die deutsche Rentenversi-
cherung erbringt grundsätzlich nur dann Leistungen, 
wenn sie Beiträge hierfür erhalten hat. Ausnahmen 
gibt es nach dem deutschen Rentenrecht zum Bei-
spiel dann, wenn die Voraussetzungen für die An-
wendung des Fremdrentengesetzes erfüllt sind oder 
ein internationales Sozialversicherungsabkommen 
entsprechende Regelungen enthält. Da die Bundes-
republik Deutschland mit den Nachfolgestaaten der 
ehemaligen UdSSR bisher noch keine Sozialversiche-
rungsabkommen abgeschlossen hat, kommt bei den 
von Ihnen angesprochenen jüdischen Einwanderern 
als Anspruchsgrundlage für Leistungen aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung nur das Fremdrenten-
gesetz in Frage. 

Hauptgruppe der nach dem Fremdrentengesetz 
Begünstigten sind die anerkannten Vertriebenen 
und Spätaussiedler nach dem Bundesvertriebenen-
gesetz. Außerdem können sich Ansprüche ergeben 
für Personen, die bis zu dem Zeitpunkt, in dem der 
nationalsozialistische Einflußbereich sich auf ihr je-
weiliges Heimatgebiet erstreckt hat, 1. dem deut-
schen Sprach- und Kulturkreis angehört haben, 2. 
das 16. Lebensjahr bereits vollendet hatten oder im 
Zeitpunkt des Verlassens des Vertreibungsgebietes 
dem deutschen Sprach- und Kulturkreis angehört ha-
ben und 3. sich wegen ihrer Zugehörigkeit zum Ju-

dentum nicht zum deutschen Volkstum bekannt hat-
ten und die Vertreibungsgebiete nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 
des Bundesvertriebenengesetzes verlassen haben. 

Darüber hinaus können Verfolgte im Sinne des 
Bundesentschädigungsgesetzes nach § 20 des Geset-
zes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalso-
zialistischen Unrechts in der Sozialversicherung, die 
lediglich deswegen nicht als Vertriebene anerkannt 
sind oder anerkannt werden können, weil sie sich 
nicht ausdrücklich zum deutschen Volkstum bekannt 
haben, Vertriebenen im Sinne des Fremdrentenge-
setzes gleichgestellt werden. 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen erfüllen die 
von Ihnen angesprochenen jüdischen Einwanderer 
diese in der Regel nicht. Soweit in Einzelfällen die 
Voraussetzungen erfüllt sind, ist es mit den Regelun-
gen des Fremdrentengesetzes gerade beabsichtigt, 
Leistungen aus den im Herkunftsgebiet zurückge-
legten Zeiten mit zu berücksichtigen. 

Um die rentenrechtliche Gleichstellung der Juden 
aus dem deutschen Sprach- und Kulturkreis mit den 
deutschen Aussiedlern zu erreichen, wurden sie im 
Rahmen des Rentenreformgesetzes 1992 mit Wir-
kung vom 1. Juli 1990 in das Fremdrentengesetz ein-
bezogen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Vielen Dank, Herr Staatsminister, für diese Ausfüh-
rungen. Das entspricht auch weitgehend meinem 
Kenntnisstand. 

Ich frage mich aber: Auf welches rentenrechtliche 
Problem wollte Minister Spranger mit seiner Äuße-
rung hinweisen, es könnte sich durch die jüdische 
Zuwanderung ein Problem für die deutsche Renten-
versicherung ergeben? Oder hat das Auswärtige Amt 
Herrn Spranger diese Tatsachen, die Sie uns hier vor-
getragen haben, mittlerweile insoweit zur Kenntnis 
gebracht, daß er seine Ausführungen damals, die 
durchaus geeignet sind, Stimmung gegen jüdische 
Einwanderer zu machen, zurücknimmt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich glaube, die Fakten in diesem Zusammen-
hang sind bekannt und sollten vielleicht noch be-
kannter gemacht werden. 

Bei allen rentenrechtlich relevanten Fragen kommt 
es entscheidend darauf an, wie die Altersstruktur der 
betreffenden Personen ist. Da kann sich sowohl eine 
Belastung des Rentensystems entsprechend dem 
Fremdrentengesetz als auch eine Entlastung erge-
ben, wie wir es in vielen anderen Fällen auch haben. 
Von daher warne ich sehr vor pauschalen Äußerun-
gen zu diesem Thema. 

Vizepräsident Hans Klein: Zwei te Zusatzfrage. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Würden Sie mir denn insoweit zustimmen, daß ange-
sichts der Abkommen, die wir kürzlich mit Israel und 
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den USA zum Fremdrentengesetz und zur Frage ost-
europäischer Juden, die dem deutschen Kulturkreis 
zugehören, getroffen haben, eine Belastung deut-
scher Rentenversicherungsträger in diesen Fällen bei 
der Auswanderung von Juden in die Bundesrepublik 
Deutschland oder nach Israel und in die USA nicht 
unterschiedlich ausfällt? Dies sind ja die drei Haupt-
auswanderungsländer für Juden aus dem Gebiet der 
GUS. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Man muß jetzt sehr in die Details einsteigen, 
was die unterschiedlichen Rentenansprüche im Zu-
sammenhang mit den unterschiedlichen Zielorten 
der betreffenden Personen angeht. Weiterhin muß 
man eine Unterscheidung nach der Altersstruktur 
der Betroffenen machen. Insofern ist eine pauschale 
Aussage hier nicht möglich. 

Es ist häufig etwas voreilig, im Zusammenhang mit 
Übernahmen ins Fremdrentengesetz irgendwelche 
rentenrechtlichen Schlußfolgerungen zu ziehen bzw. 
Belastungen für die Rentenversicherungen aufzu-
bauen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hätte gerne gewußt, wie viele derjenigen, 
die hier einwandern, tatsächlich rentenberechtigt 
sind, wie viele also prozentual Leistungen aus der 
Rentenversicherung beziehen, und ob die Tendenz 
steigend oder fallend ist. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Fragen kann ich so nicht beantworten. Ich 
bin aber gerne bereit, Ihnen die exakten Daten zu 
liefern. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 31 des Kollegen Cem Öz-
demir auf: 

Hält die Bundesregierung den Autor des Papiers des Auswär-
tigen Amtes zur Revision der Einwanderungsregelung für Juden 
aus der GUS (DER SPIEGEL 22/1996, AZ 11. Juni 1996) für wei-
ter tragbar, der in seinem Papier gegen die Einwanderung von 
Juden nach Deutschland argumentiert? 

Ich bitte, Herr Staatsminister, um Beantwortung. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Özdemir, in der Sache habe ich zu 
dem Papier das Notwendige schon gesagt. Es han-
delt sich in der Tat keineswegs um einen Runderlaß, 
sondern um eine interne Informationsvorlage, Dis-
kussionsgrundlage ohne operativen Charakter. 

Die darin als offen beschriebene politische Frage 
ist beantwortet. Insbesondere wird in dem Papier, 
das bei uns im Hause entstanden war und diese For-
mulierung enthielt, nicht gegen die Einwanderung 
von Juden nach Deutschland argumentiert. Das ist, 
glaube ich, wichtig festzuhalten. 

Von daher erübrigt sich die Beantwortung der 
Frage, sofern sie sich auf Konsequenzen gegenüber 
der angesprochenen Person bezieht. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ihre 
Äußerungen waren, glaube ich, sehr wichtig, um hier 
einiges geradezustellen, da hier ein falscher Ein-
druck entstanden ist. 

Aber ich möchte schon die Frage stellen, ob die 
Bundesregierung für Herrn Dr. Born nicht eine ange-
messenere Verwendung hat, möglicherweise in der 
Registratur oder wo auch immer. Ich denke, daß es 
durchaus angemessen wäre, zu überlegen, ob nicht 
dienstrechtliche Schritte hier angebracht sind. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Für eine solche Angelegenheit hat die politi-
sche Führung den Kopf hinzuhalten. Bei dem ge-
nannten Mitarbeiter handelt es sich um einen ganz 
besonders geschätzten, erfahrenen und versierten 
Mitarbeiter, an dem keinerlei Kritik anzubringen ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sieht 
die Bundesregierung, daß wegen des Verhaltens des 
Autors beim Zentralrat der Juden in Deutschland der 
Eindruck entstanden ist, daß es eine Art Kampagne 
gegen jüdische Zuwanderung gibt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann mir das überhaupt nicht vorstellen, 
weü wir mit dem Zentralrat in einem ganz engen 
Kontakt stehen und standen. Auch im Hinblick auf 
die beteiligten Personen sind bisher in keiner Weise 
irgendwelche Mißverständnisse entstanden. Deswe-
gen möchte ich schon die Andeutung eines solchen 
Eindrucks von vornherein vermeiden bzw. ausräu-
men. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Schönber-
ger. 

Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Auch wenn von Ihnen festgestellt worden ist, 
daß die Bundesregierung nicht daran denkt, diese 
Regelung zu ändern, sondern daß dieses Papier nur 
der Hinweis auf die Mißbrauchsbekämpfung gewe-
sen ist, sind Sie dann nicht trotzdem der Meinung, 
daß dieses Papier, in dem man Sätze findet wie „Sehr 
viele der bei der Antragstellung auf Aufnahme vor-
gelegten Nachweise jüdischer Zugehörigkeit sind 
gefälscht" - das betrifft also die Regelungen zum Zu-
zug von jüdischen Mitbürgern in unser Land -, ein 
Szenario nach dem Motto „Es kommen ganz viele", 
„Es ist eigentlich gar nicht mehr angemessen" oder 
vor allen Dingen „Es handelt sich hauptsächlich um 
Menschen, die Mißbrauch mit dieser Regelung trei-
ben" schafft? 
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Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Frau Kollegin, ich wehre mich in der Regie-
rung, im Parlament und in der Öffentlichkeit - wo 
auch immer - massiv dagegen, daß diese Dinge zu 
irgendeiner Form von Stimmungsmache mißbraucht 
werden. Diese Gefahr sehe ich bei einem solch sensi-
blen Thema stets. Ich denke, wir sind gut beraten, 
uns einem solchen Versuch der Stimmungsmache 
entgegenzustellen. Ich halte es für völlig unvertret-
bar, ein solches Thema in dieser Weise zu mißbrau-
chen. Deswegen herrscht von der Sache her absolute 
Klarheit. 

Es ist allerdings auch im Interesse der Betroffenen 
- die sind nach wie vor in der Not, daß sie gegebe-
nenfalls zu uns kommen müssen und, wenn sie die 
Voraussetzungen erfüllen, auch dürfen -, daß sicher-
gestellt wird, daß kein Mißbrauch stattfindet. Wenn 
in einem solchen internen Papier steht, daß es sehr 
viel Mißbrauch gibt - das ist leider der Fall dann ist 
das ein Hinweis an unsere Außenvertretungen, die 
sich mit dieser Frage zu beschäftigen haben, präzise 
darauf zu achten, daß es keinen Mißbrauch gibt, weil 
der gerade diejenigen in Mißkredit bringen würde, 
die die Ansprüche aus dieser Vereinbarung mit vol-
lem Recht geltend machen. Deswegen bin ich an fol-
gendem besonders interessiert: keine Stimmungs-
mache in dieser Angelegenheit und konsequente 
Bekämpfung des Mißbrauchs. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Angesichts der Ausführungen, die Sie gerade ge-
macht haben, wonach diesem Papier falsche Zahlen 
zugrunde gelegt wurden, frage ich mich, wie es zu 
den Ausführungen des Ministers Spranger in diesem 
Zusammenhang kommen konnte, die im Juni ge-
macht wurden. Damals wurde von 800 000 einwan-
dernden Juden allein aus der Ukraine gesprochen. 
Wie beurteilt die Bundesregierung die These von 
Herrn Spranger, eine Einwanderung von Juden aus 
der GUS sei außenpolitisch nicht tragbar, da Israel 
Heimstatt der Juden sei? Das frage ich insbesondere 
vor dem Hintergrund der Auswirkungen für die Ju-
den, die in Deutschland leben und die deutsche 
Staatsbürger sind, und der Diskussion, die wir erst 
vor einigen Wochen oder Monaten anläßlich des Be-
suches von Herrn Weizmann zwischen dem Zentral-
ratsvorsitzenden und dem Vorsitzenden der Bundes-
zentrale für politische Bildung hatten, der Herrn Bu-
bis zu der Rede seines Präsidenten gratuliert hat und 
damit - sozusagen immanent - gedanklich ausgebür-
gert hat. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Was Sie zum Schluß angesprochen haben, ist 
natürlich ein bedauerliches Verhalten, was in dieser 
Republik immer wieder zu beobachten ist und woge-
gen sich niemand mehr und konsequenter wendet 
als Ignatz Bubis selbst. Wir sollten das in gleicher 
Weise tun. 

Das Papier, das den ganzen Sturm ausgelöst hat, 
sagt über solche „Horrorzahlen" überhaupt nichts 

aus. Diese basieren offensichtlich - laut dem Bericht 
im „Spiegel" - auf dem falschen Protokoll der Be-
sprechung im Ministerium in Düsseldorf. Dieses Pro-
tokoll ist korrigiert; von daher sollte man das herun-
terzonen. Ich appelliere an alle, bei diesem Thema 
kühlen Kopf zu bewahren. 

Daß im Hinblick auf die Bewertung der politischen 
Position Israels in dieser Frage auch Meinungsunter-
schiede bestehen können, ist doch ganz klar. Israel 
hat ein natürliches Interesse daran, daß die genann-
ten Personen möglichst alle nach Israel kommen. 
Aber diese Personen wollen zum großen Teil nicht 
nach Israel gehen, sondern nach Deutschland kom-
men. Wer wären wir eigentlich mit unserer Ge-
schichte, wenn wir dazu nein sagen würden? Von da-
her gibt es hier eine Interessenkonkurrenz zwischen 
Israel und der Bundesrepublik, was wir auf freund-
schaftlichem Wege aufzulösen versuchen; denn es 
kann auf keinen Fall sein, daß wir denjenigen, die 
ihren Antrag mit gutem Grund stellen, die Einreise 
verweigern. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatsminister, bei mir 
ist jetzt der Eindruck entstanden, daß Sie bei diesem 
Komplex eigentlich nicht für die Bundesregierung 
hätten antworten sollen. Ich habe den Eindruck, daß 
Herr Staatsminister Spranger hören müßte, was Sie 
hier zum vorsichtigen Umgang mit diesem Problem 
gesagt haben. Deswegen frage ich Sie, nachdem Sie 
hier erklärt haben, Sie wüßten nicht, ob zwischen 
Herrn Kinkel und Herrn Spranger ein Gespräch statt-
gefunden habe: Halten Sie es nicht für dringend not-
wendig, auf jeden Fall sicherzustellen, daß zwischen 
diesen beiden Herren ein Gespräch stattfindet? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich denke, daß die Dichte der Kommunikation 
zwischen den verschiedenen Bundesministerien, 
auch zwischen diesen beiden Ministern, überhaupt 
nicht in Frage steht. Wenn es da noch irgendwelchen 
Gesprächsbedarf gibt, wird einer von beiden ihn 
schon anmelden. 

(Freimut Duve [SPD]: Das muß der Bundes-
kanzler koordinieren!) 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 32 auf, die ebenfalls von 
unserem Kollegen Cem Özdemir kommt: 

Bei welcher „passenden Gelegenheit" (DER SPIEGEL 22/1996, 
AZ 11. Juni 1996) wird die Bundesregierung die Einwande-
rungsregelung für Juden aus der GUS abschaffen oder be-
schränken? 

Ich bitte um Beantwortung, Herr Staatsminister. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Implizite ist die Frage beantwortet. Die Abspra-
che über die Zuwanderung jüdischer Bürger aus der 
früheren Sowjetunion zwischen dem Bundeskanzler, 
dem Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in 



1 0 3 1 6 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 115. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 26. Juni 1996 

Staatsminister Dr. Werner Hoyer 
Deutschland und den Ministerpräsidenten der Län-
der gilt unverändert fort. 

Vizepräsident Hans. Klein: Zusatzfrage? 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wie 
beurteilt die Bundesregierung die Aussage, das Aus-
wärtige Amt betreibe Panikmache? Ich darf zitieren: 
Hunderttausende seien in der Warteschlange und 
beabsichtigten, Anträge zu stellen. Die Einwande-
rung führe nur in vermindertem Umfang zur Stär-
kung jüdischer Gemeinden. - Hier liegen uns andere 
Informationen vor. - Juden würden in GUS-Staaten 
nicht mehr verfolgt und diskriminiert. - Und das an-
gesichts des Hintergrunds, der aktuell noch Gültig-
keit besitzt, von Pamijat, Schirinowski und anderen, 
die wir alle in der Öffentlichkeit mit großer Besorgnis 
verfolgen. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das letzte Argument wird von mir überhaupt 
nicht geteilt. Wir sind angesichts unserer Geschichte 
in einer ganz klaren Verantwortung, der wir gerecht 
werden müssen, indem wir an der Bestandskraft die-
ser Vereinbarung keinen Zweifel aufkommen lassen. 
Daß wir es mit großen Zahlen zu tun haben und dem-
entsprechend auch mit großen Zahlen von Miß-
brauch, ist unbestritten. Es ist keine Panikmache, 
wenn man das in einem internen Papier schreibt; 
denn daraus resultiert zum einen die Aufforderung, 
diese politisch sehr heikle Angelegenheit besonnen 
durchzusteuern, und auf der anderen Seite da konse-
quent die Argumente auszuräumen, die von denjeni-
gen, die das nicht wollen, immer wieder leicht ins 
Feld geführt werden können, weil sie mit dem Miß-
brauch argumentieren und nicht mit dem wohlver-
standenen Interesse derer, die mit gutem Grund die 
Einreise in die Bundesrepublik verlangen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Cem Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatsminister, gibt es gegenüber dem Zentralrat der 
Juden in Deutschland eine offizielle Äußerung von 
seiten der Bundesregierung in Sachen Einwande-
rungsregelung für Juden aus Osteuropa, und, wenn 
ja, wie lautet diese offizielle Erklärung? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich kann nicht beantworten, ob es eine offizielle 
Äußerung gibt. Wir sind im engen ständigen Kon-
takt. Insofern kann es durchaus auch ein offizielles 
Papier geben. Aber aus sehr vielen persönlichen Ge-
sprächen mit dem Zentralratsvorsitzenden ist mir 
klar, daß hier zwischen dem Auswärtigen Amt und 
dem Vorsitzenden des Zentralrats keine Meinungs-
unterschiede bestehen, die es erforderlich machen 
würden, irgendwelche Papiere durch die Gegend zu 
schicken. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Beck. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sind Sie denn bereit, sich im Namen der Bundesre-
gierung grundsätzlich ohne Wenn und Aber auch zu 
der zukünftigen Fortsetzung dieser Einwanderungs-
regelung für Juden aus der GUS zu bekennen? Unter 
„grundsätzlich" verstehe ich die Zusagen gegenüber 
dem Zentralrat der Juden in Deutschland, daß es sich 
um eine zeitlich und von den Zahlen her unbe-
grenzte Regelung handelt. Will die Bundesregierung 
wie wir, daß dieser Rahmen der Regelung neben der 
von uns durchaus nicht in Frage gestellten Absiche-
rung eines ordentlichen Verfahrens und der Bekämp-
fung eventueller Mißbräuche auf jeden Fall erhalten 
bleibt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Von Überlegungen, hier etwas zu ändern, ist 
mir nichts bekannt. Von daher kann ich Ihre Frage 
mit Ja beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Frau Kollegin. 

Amke Dietert-Scheuer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wie bewertet die Bundesregierung die Aus-
sage im Papier von Dr. Born, daß nur etwa 20 Prozent 
der aus der GUS in Deutschland eingewanderten Ju-
den auf Dauer Mitglieder der jüdischen Gemeinden 
würden? Ist beabsichtigt, auf diese Weise einen Hin-
weis auf Mißbrauchstatbestände zu geben, mit der 
Unterstellung, daß nur 20 Prozent der Anträge über-
haupt gerechtfertigt seien? 

Hält die Bundesregierung das für ein geeignetes 
Kriterium, vor allen Dingen vor dem Hintergrund, 
daß eine Diskriminierung von Juden in der GUS sich 
sicherlich nicht nur daran festmacht, ob diese Men-
schen religiöse Bindungen haben? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Vor Fehlschlüssen aus solchen Zahlen ist zu 
warnen. 

Zum einen ist natürlich richtig, daß es jüdische Ge-
meinden gibt, die aus verständlichen Gründen be-
klagen, daß von der Zahl X der Personen, die in ih-
rem Gemeindebereich leben, sich nur so wenige zur 
Gemeinde bekennen bzw. sich dort anmelden. Das 
mag verständlich sein. 

Zum anderen ist es für jeden Bürger, egal woher er 
kommt und welchem religiösen Umfeld er angehört, 
legitim, sich, wenn er in Deutschland seinen Platz ge-
funden hat, zu seiner Religionszugehörigkeit zu be-
kennen oder nicht. 

Ich lege großen Wert darauf, daß man aus der Zahl 
„20 Prozent" nicht die falschen Schlüsse zieht. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden weitere Zusatz-
fragen dazu gewünscht? - Dies ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 33, die der Kollege Frei-
mut Duve gestellt hat, auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung die Vorgänge um das In-
stitut für Auslandsbeziehungen (IfA) für das Ansehen unserer 
auswärtigen Kulturpolitik im Ausland, und welche konkreten 
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Vizepräsident Hans Klein 
Maßnahmen will die Bundesregierung ergreifen, um der Gefahr 
eines Vertrauensverlustes, die durch die Vorgänge um das IfA 
hervorgerufen wurde, zu begegnen? 

Ich bitte um Beantwortung, Herr Staatsminister. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Kollege Duve, die Bundesregierung ist natür-
lich über die Entwicklung der letzten Monate im IfA 
besorgt. Sie hat seit Bekanntwerden der Vorwürfe 
gegen den Generalsekretär auf ihre schnelle und 
rückhaltlose Aufklärung hingewirkt. Sie trägt durch 
ihre aktive Mitarbeit in den Aufsichtsgremien dazu 
bei, die Arbeitsfähigkeit des Instituts und sein hohes 
Ansehen im In- und Ausland zu gewährleisten. 

Die eingeleiteten Maßnahmen, die zur strukturel-
len Verbesserung in der Institutsarbeit führen sollen 
- Änderungen in der Geschäftsordnung, der Satzung 
und in den Arbeitsabläufen -, werden von der Bun-
desregierung unterstützt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, könnten 
Sie bitte noch etwas genauer sagen, in welcher Form 
und durch welche Personen die Mitwirkung an der 
Umkonstruktion durch die Bundesregierung zur Zeit 
erfolgt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Bundesregierung hat neben anderen eine 
wesentliche Verantwortung für das Institut. Sie ver-
sucht ihr dadurch gerecht zu werden, daß Mitarbei-
ter der Bundesregierung in den entsprechenden Gre-
mien vertreten sind. 

Im Vorgriff auf Ihre nächste Frage sage ich Ihnen 
schon jetzt, daß wir natürlich im Vorstand vertreten 
sind, und zwar durch den zuständigen Ministerialdi-
rigenten der Kulturabteilung des Auswärtigen Am-
tes, und darüber hinaus auch im Verwaltungsrat 
durch drei Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes, des 
Innenministeriums und des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung. Zudem ist mein 
Kollege Staatsminister Pfeifer schon in vorangegan-
gener Tätigkeit, also nicht in seiner Eigenschaft als 
Staatsminister beim Bundeskanzler, von der Mitglie-
derversammlung des IfA in den Verwaltungsrat ge-
wählt worden. 

Das heißt: Diese Personen, die von uns dorthin de-
legiert bzw. in den Verwaltungsrat gewählt worden 
sind und zugleich der Bundesregierung angehören, 
haben natürlich die Aufgabe, auf die weitere Ent-
wicklung der IfA, die uns, wie gesagt, Sorgen macht, 
zu achten bzw. sie mitzugestalten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Wie ist es denn möglich, daß 
sich bei einer so eindrucksvollen Präsenz von Mitar-
beitern und Mitgliedern der Bundesregierung in den 
Aufsichtsgremien diese von Ihnen als sehr bedauer-
lich und sehr befremdlich empfundenen Vorgänge 
jetzt über ein halbes Jahr hinziehen und bisher über-

haupt noch nicht abzusehen ist, in welche Richtung 
die geplanten Änderungen gehen sollen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Wenn das Institut sozusagen zu 100 Prozent im 
Geschäftsbereich der Bundesregierung und des Aus-
wärtigen Amtes läge und man entsprechenden Ein-
fluß nehmen könnte, wäre vielleicht alles leichter. Sie 
wissen um die komplizierte Rechtskonstruktion, die 
dem Institut zugrunde liegt, um die Eifersüchteleien 
und persönlichen Probleme, die da sehr stark hin-
einspielen, was aus Sicht der Bundesregierung nicht 
immer nur erfreulich ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Der Kollege Duve hat nach 
der Gefahr des Vertrauensverlustes gefragt. Wie be-
werten Sie den Vorgang, daß die Universität von 
New Mexico die bereits bestehenden Beziehungen 
zum Institut abgebrochen hat? Und reicht es tatsäch-
lich aus, nur über die innere Neugestaltung dieses 
Instituts durch Beirats Veränderung, Verwaltungsrats-
änderung zu reagieren? Denn der Verlust des Ver-
trauens in dieses Institut erfolgt ja nicht durch die 
Gremien als solche, sondern durch die Personen, die 
dieses Institut nach außen vertreten. In dem Bereich 
hört man überhaupt noch nichts, wie das Problem ge-
löst werden soll, daß das Institut von außen her wie-
der als eine sehr traditionelle und sehr wichtige Ein-
richtung der auswärtigen Kulturpolitik betrachtet 
wird. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Vergin, Sie legen den Finger 
exakt in die Wunde. Dieses Institut braucht auch 
draußen im Ausland Anerkennung und Wertschät-
zung. Die Voraussetzung muß auch dadurch erbracht 
werden, daß die Vorfälle, die es dort gegeben hat, 
voll aufgeklärt werden, daß dort Strukturen eingezo-
gen werden, die so etwas in Zukunft unmöglich ma-
chen. 

Das setzt allerdings voraus, daß sich alle Träger an 
dieser Arbeit beteiligen. Die Vertreter der Bundesre-
gierung in den Gremien des Instituts sind auf jeden 
Fall dazu in vollem Umfang bereit. 

Was die Kündigung der Zusammenarbeit mit der 
University of New Mexico betrifft, die ich sehr be-
dauere, weil die Summer Academy dort sicherlich 
eine ganz besonders interessante Plattform für eine 
Zusammenarbeit geboten hat, so muß festgehalten 
werden, daß Herr Professor Pabisch bereits vor Be-
kanntwerden der Vorwürfe gegen das Institut Mitte 
Oktober letzten Jahres dem Institut die Kündigung 
mitgeteilt hat. Er hat Anfang des Jahres gegenüber 
dem Vorstandsvorsitzenden des IfA diese Kündigung 
der Zusammenarbeit zurückgezogen und ist dann, 
nachdem die ganze Sache hier eine solche Publizität 
gewonnen hat, zu seiner ursprünglichen Kündi-
gungsabsicht zurückgekehrt. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Hilsberg. 
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Stephan Hilsberg (SPD): Wie beurteilen Sie, Herr 
Hoyer, angesichts der Skandale und Skandälchen 
um die IfA und des Vertrauensverlustes, den die IfA 
für die Bundesrepublik zu verantworten hat, den 
Plan der Bundesregierung, jener Organisation der 
IfA einen Platz im Rundfunkrat der Deutschen Welle 
zuzuweisen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich bin überfragt. Ich werde die Frage gern 
schriftlich beantworten. Ich höre das Argument hier 
zum ersten Mal. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Grotz. 

Claus-Peter Grotz (CDU/CSU): Herr Staatsmini-
ster, gehen Sie mit mir einig, daß ein Teil des heute 
hier beklagten Vertrauensverlustes des Instituts für 
Auslandsbeziehungen in Stuttgart auch daraus resul-
tiert, daß es im einzelnen gar nicht mehr um die Vor-
würfe geht, die ursprünglich sehr gezielt und sehr 
weitgehend gegen den Generalsekretär gingen, aber 
mittlerweile von den Aufsichtsgremien ja insofern 
verneint wurden, als es eben zu keinen arbeitsrecht-
lichen Konsequenzen führen kann, sondern daß es 
sich schon mehr um eine Art Selbstläufer und auch 
Inszenierung handelt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
zur Frage 33 werden nicht gestellt. 

Wir kommen zur Frage 34 des Kollegen Freimut 
Duve: 

Warum hat die Bundesregierung in der Antwort auf meine 
Frage 67 in Drucksache 13/4908, wen die Bundesregierung als 
Mitglied von Vorstand und Verwaltungsrat des IfA entsandt hat, 
nur Ministerialdirigent Klaus Bald, Auswärtiges Amt, als Mit-
glied im Vorstand des IfA genannt, und trifft die Vermutung zu, 
daß auch Staatsminister Anton Pfeifer Mitglied in einem der 
Gremien des IfA ist? 

Bitte. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es trifft zu, daß die Bundesregierung im Vor-
stand allein mit Herr Ministerialdirigenten Bald ver-
treten ist. Die Ursprungsfrage wurde versehentlich 
nur auf den Vorstand und nicht auf den Verwaltungs-
rat bezogen. Im Verwaltungsrat sitzen für die Bun-
desregierung zusätzlich Herr Dr. Hiller vom Auswär-
tigen Amt, Frau Dr. Peters vom Bundesministerium 
des Innern und Herr Dr. Pflaumer vom Presse- und 
Informationsamt. Staatsminister Pfeifer gehört dem 
Verwaltungsrat ebenfalls an, aber er ist bereits vor 
seiner Berufung in die Bundesregierung von der Mit-
gliederversammlung des IfA in den Verwaltungsrat 
gewählt worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatz. 

Freimut Duve (SPD): Diese personelle Präsenz deu-
tet auf eine sehr viel engere Wahrnehmungsfähigkeit 

der Bundesregierung gegenüber Vorgängen in die-
sem Institut und den grundsätzlichen Entscheidun-
gen des Instituts hin, als durch Ihre Beantwortung 
der Frage meines Kollegen von der CDU deutlich 
wird, in der Sie seine Vorstellungen, es sei eine In-
szenierung und ein Selbstläufer in sechs Monaten, 
mit Ja beantwortet haben. Das heißt, die Präsenz all 
dieser Persönlichkeiten, die Sie eben genannt haben, 
hat etwas mit dem Selbstläufertum zu tun. Oder 
nicht? 

Vizepräsident Hans Klein: „Oder nicht?" war die 
Frage? 

Freimut Duve (SPD): „Oder nicht?" war die Frage. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Eher nicht, Herr Kollege. Aber noch so hervor-
ragende Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes und an-
derer Bundesministerien können natürlich nicht ver-
hindern, daß auch in den Verwaltungsräten solcher 
Institutionen manchmal merkwürdige Entscheidun-
gen zustande kommen. Wir können immer nur versu-
chen, unseren Einfluß geltend zu machen. Er ist dann 
allerdings auch begrenzt. Dazu muß man sagen, daß 
in den Gremien in der Tat die Vorwürfe, die zum Bei-
spiel gegenüber dem Generalsekretär gemacht wor-
den sind, ausdrücklich nicht dazu geführt haben, daß 
die Aufsichtsgremien Konsequenzen gezogen haben. 
Auch das muß man zur Kenntnis nehmen. Wenn 
dann weiter so heftig auf der politischen Klaviatur 
gespielt wird, dann liegt bisweilen der Verdacht der 
Inszenierung nahe. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, hat es je-
mals in diesen letzten sechs Monaten ein Zusammen-
treffen der von Ihnen eben genannten Personen au-
ßerhalb der regulären Sitzungen mit dem Geschäfts-
führer oder dem Vorstandsvorsitzenden des IfA zum 
Zwecke einer Übereinkunft gegeben, ja oder nein? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Frage kann ich nicht beantworten. Ich bin 
gerne bereit, Sie mit den betreffenden Personen zu-
sammenzubringen. Welche Formen der formellen 
wie informellen Kommunikation die von uns ent-
sandten Verwaltungsratsmitglieder mit dem Vorsit-
zenden des Verwaltungsrates oder dem Generalse-
kretär pflegen, diese zu überwachen und dem Bun-
destag mitzuteilen, sehe ich nicht als meine Aufgabe 
an. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Sie haben darauf hinge-
wiesen, daß dort sehr komplizierte Konstruktionsver-
hältnisse bestehen. Kann es sein, daß personalrechtli-
che Fragen im Augenblick noch nicht gelöst wurden, 
weil die personalrechtliche Hoheit nicht eindeutig 
bei dem größten Geldgeber für dieses Institut liegt, 
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sondern weil sie, soweit ich unterrichtet bin, bei der 
Landesregierung von Baden-Württemberg liegt? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Konstruktion ist in der Tat recht kompli-
ziert. Sie haben es mit einer Kombination von Vor-
stand und Verwaltungsrat zu tun, insgesamt mit 
47 Personen. Davon kommen vier aus dem Ge-
schäftsbereich der Bundesregierung. Diese beiden 
Gremien haben gemäß Satzung übergeordnete fach-
liche Einwirkungs- und Kontrollbefugnisse, aber die 
Rechtsaufsicht liegt beim Lande Baden-Württem-
berg, dem Kultusministerium in Stuttgart. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden aus dem Kreis 
der Kolleginnen und Kollegen weitere Zusatzfragen 
gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 35, gestellt vom Kollegen 
Siegfried Vergin, auf: 

Warum wurde die Firma WIBERA mit der Sonderprüfung des 
Instituts für Auslandsbeziehungen (IfA) beauftragt, obwohl die 
Firma selbst ihre Handlungsmöglichkeiten und Fachkompetenz 
von vornherein als eingeschränkt ansah, und wie sah der Auf-
trag im einzelnen aus? 

Bitte, Herr Staatsminister, um Beantwortung. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Das Auswärtige Amt hat Ende Februar dieses 
Jahres gegenüber dem Vorstandsvorsitzenden Pia-
zolo angeregt, eine private Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft mit der Untersuchung des Finanzgebarens 
des Instituts zu beauftragen. Die Auswahl der Gesell-
schaft sowie ihre Beauftragung erfolgten durch den 
Vorstandsvorsitzenden ohne Rücksprache mit dem 
Auswärtigen Amt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Siegfried Vergin (SPD): Heißt das, daß Sie den 
zweiten Teil meiner Frage, wie der Auftrag im einzel-
nen aussah, auf Grund dieser Tatsache nicht beant-
worten können? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Pardon, das kann ich gern nachliefern. Entspre-
chend einem Schreiben der WIBERA AG an den Vor-
standsvorsitzenden sollte sich der Auftrag auf die 
Untersuchung folgender Sachverhalte beziehen: er-
stens auf die Dienstreisepraxis des Generalsekretärs 
und bestimmter Mitarbeiter, zweitens auf die Über-
stundenabrechnung bei dem Institut, insbesondere 
bei den Planungsreferenten, drittens auf die Perso-
nalpolitik des Generalsekretärs, insbesondere Perso-
naleinstellung, -eingruppierung und -beförderung, 
und viertens auf das Finanzgebaren der Rave-Stif-
tung. Das war der Prüfungsauftrag der WIBERA. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Siegfried Vergin (SPD): Wenn sich der Prüfungs-
auftrag hauptsächlich auf den Personalbereich bezo-
gen hat: Können Sie uns sagen, ob die Prüffirma zu 

dem Ergebnis kam, personalrechtliche Maßnahmen 
seien nicht notwendig? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Nach intensiver Diskussion der Ergebnisse des 
Berichts und ausführlicher Befragung des Berichts-
verfassers ist der Vorstand am 10. Mai dieses Jahres 
zu jenem Ergebnis gekommen, das im Beschluß des 
Vorstandes zum Ausdruck kommt. Der Bericht hat im 
Vorstand nur eine einzige Gegenstimme gefunden. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Duve. 

Freimut Duve (SPD): Herr Staatsminister, nachdem 
Sie meine ersten Fragen sehr kritisch beantwortet 
und dem IfA gegenüber selber eine kritische Hal-
tung gezeigt haben: Muß ich der Beantwortung der 
letzten Frage meines Kollegen Vergin entnehmen, 
daß die Bundesregierung keinerlei Anlaß sieht, an 
der Spitze des IfA mit all ihren Mitteln auf eine perso-
nelle Veränderung zu drängen? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Die Bundesregierung ist - auch angesichts die-
ser sehr aufgeregten Diskussion über das IfA - sehr 
darum bemüht, dafür zu sorgen, daß in das Institut 
wieder Ruhe kommt und daß es seine Reputation 
wiedergewinnt, insbesondere auch im internationa-
len Kontext. Deswegen kann man nicht von vornher-
ein irgend etwas ausschließen. 

Wir tun dem IfA sicherlich keinen Gefallen, wenn 
wir den Kräften, die es eben auch gibt, nachgeben, 
die ständig versuchen, diesen Befriedungsprozeß 
und den Gestaltungsprozeß für die Zukunft durch öf-
fentliche Diskussionen zu behindern und zu beein-
trächtigen. 

Wir sind sehr daran interessiert, daß die Vertreter 
von Bund, Land und Stadt gemeinsam die Sitzungen 
vorbereiten, die am 18. und 19. Juli stattfinden sol-
len. Die Bundesregierung hat dann allerdings keine 
weitergehende Einflußnahme als über ihr Stimm-
recht in den jeweiligen Gremien. 

Personelle Veränderungen hat es an der Spitze des 
Vorstandes gegeben. Der zurückgetretene Vor-
standsvorsitzende will durch eine Mitgliederver-
sammlung nun offenbar neue Fakten schaffen. Das 
warten wir in aller Gelassenheit ab. 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Kolleginnen und 
Kollegen, entgegen meiner Prognose dauert die Fra-
gestunde gerade noch eine Minute. Wir sind aber 
noch nicht ganz fertig. Bevor ich die Fragestunde 
schließe, möchte ich gern die zweite Frage des Kolle-
gen Vergin aufrufen und ihm die Möglichkeit zu Zu-
satzfragen geben. 

Ich rufe die Frage 36 des Abgeordneten Siegfried 
Vergin auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Firma WIBERA bei 
der Sonderprüfung des IfA nicht allen Fragen nachgehen 
konnte, weil sowohl Unterlagen „nicht oder z. T. nur bruch-
stückhaft vorhanden" waren als auch die notwendige Unterstüt-
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zung von seiten der Institutsleitung unterblieb, und welche Kon-
seguenzen wird sie daraus ziehen? 

Herr Staatsminister, ich bitte um Beantwortung. 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Es trifft zu, daß der Prüfungsbericht der Firma 
WIBERA die in Ihrer Frage genannten Einschrän-
kungen enthält. Nach intensiver Diskussion der Er-
gebnisse und - wie ich schon eben ausführte - nach 
intensiver Befragung des Berichtsverfassers von der 
Firma WIBERA ist der Vorstand am 10. Mai bei nur 
einer Gegenstimme zu seiner Bewertung gekommen. 
Er ist in diesem Zusammenhang, bei ebenfalls nur ei-
ner Gegenstimme, auch zu der Bewertung gekom-
men, daß - ich zitiere -

die auf Grund der bisherigen Untersuchungen 
festgestellten Tatsachen juristisch eine Kündi-
gung von Generalsekretär Daweke nicht recht-
fertigen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Siegfried Vergin (SPD): Herr Staatsminister, ich 
hatte ja nicht nach Konsequenzen gefragt. Ich hatte 
vielmehr darauf hingewiesen, daß die Firma in ihrem 
Bericht mitgeteilt hat, daß Unterlagen nicht oder 
zum Teil nur bruchstückhaft vorhanden waren und 
daß die notwendige Unterstützung von seiten der In-
stitutsleitung unterblieb. Haben Sie zur Vorberei-
tung auf Ihre Antwort diesen Komplex noch einmal 
untersucht? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ja. Es ist ganz klar: Die Bundesregierung hat 
als wichtigster Geldgeber nachhaltiges Interesse 
daran, daß mit Steuergeldern sorgfältig und sparsam 
umgegangen wird und daß die entsprechende Rech-
nungslegung präzise und nachvollziehbar ist. Daher 
sind uns natürlich auch die Einschränkungen in dem 
Bericht des Wirtschaftsprüfers aufgefallen. Wenn das 
zuständige Aufsichtsgremium in der Beratung mit 
dem Wirtschaftsprüfer zu dem Ergebnis kommt - bei 
nur einer Gegenstimme daß auch aus der Tatsa-
che, daß es Lücken gibt, keine Schlußfolgerungen im 
Hinblick auf weitergehende Vorwürfe an Personen 
zu ziehen sind, dann muß ich das zur Kenntnis neh-
men. 

Die Bundesregierung wird aber auch weiterhin 
darauf achten, daß im Hinblick auf die Rechnungsle-
gung und die Überprüfbarkeit derselben beim IfA 
klare Verhältnisse herrschen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege Vergin. 

Siegfried Vergin (SPD): Heißt das, daß Sie im Au-
genblick eine weitere Prüfung durch den Bundes-
rechnungshof oder durch den Landesrechnungshof 
nicht für notwendig halten? 

Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Dazu möchte ich jetzt nicht Stellung nehmen; 

das geht momentan zu weit. Ich denke, daß wir 
dann, wenn irgendwelche Zweifel an der Rech-
nungslegung und Probleme ihrer Nachvollziehbar-
keit aufkommen, gut beraten sind, nichts von vorn-
herein auszuschließen. Allerdings wollen wir auch 
keine Verdächte wecken, indem wir irgend etwas in 
die Welt setzen, was einer konkreten Prüfung nicht 
standhält. Ich halte diese Frage für offen. 

Vizepräsident Hans Klein: Danke, Herr Staatsmini-
ster. Ich schließe die Fragestunde und rufe den Zu-
satzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der SPD 

Haltung der Bundesregierung zur Ausbil-
dungsplatzsituation 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Franz Thönnes das Wort. 

(Vorsi tz: Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Franz Thönnes (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich ein-
gangs dem für dieses Ressort verantwortlichen Mi-
nister, Herrn Rüttgers, zu seinem heutigen Geburts-
tag ganz herzlich gratulieren, genauso wie unserem 
Kollegen Bodo Seidenthal. 

(Beifall) 

Geschenke gab es schon heute morgen, in Form 
von Protestunterschriften gegen die BAföG-Rege-
lung. Präsente seitens der Wirtschaft in Form eines 
erfüllten Versprechens, genügend Ausbildungs-
plätze zur Verfügung zu stellen, gibt es leider noch 
nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Aktuelle Stunde ist von der SPD beantragt 
worden, weil es um einen der wesentlichsten Investi-
tionsbereiche unseres Wirtschaftsstandorts Deutsch-
land geht, weil es um die Zukunft von Hunderttau-
senden von jungen Menschen geht. Die Aktualität 
ergibt sich aus den wieder einmal alarmierenden 
Zahlen der Bundesanstalt für Arbeit und dem drama-
tischen Rückgang des Ausbildungsplatzangebotes, 
der sich für dieses Jahr wieder ankündigt. 

So lauteten die Überschriften Mitte Juni in der 
Presse: „Jagoda beklagt zu kleines Lehrstellenange-
bot", „Lehrstellen werden immer knapper". Und 
selbst die Spitzen der CDU sind mittlerweile alar-
miert und appellieren nahezu flehend an die Wirt-
schaft, doch endlich ihr Lehrstellenversprechen ein-
zulösen oder auf die Tube zu drücken. 

Dabei will ich die Gelegenheit nutzen, in dieser 
Debatte all denen zu danken, die in den letzten Mo-
naten, in den letzten Wochen als Ausbildungsplatz-
entwickler, als Verbandsvertreter von Handwerks-
kammern und Handelskammern in den Betrieben für 
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ein Mehr an Ausbildungsplätzen geworben und ge-
stritten haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der F.D.P. und der PDS sowie bei 

Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich will all den Teilen der Wirtschaft Dank sagen, die 
ausbilden. Ich will all denen Dank sagen, die ihr An-
gebot in den letzten Jahren erhöht haben. Hier gilt 
der Dank insbesondere den Handwerkern. Der Dank 
gilt auch all denjenigen, die erstmalig ausbilden, die 
sich bereit erklärt haben, diesen Schritt erstmals zu 
tun. 

Aber genauso, wie ich diesen Dank formuliere, for-
mulieren wir Kritik an all denjenigen, die ihre Aus-
bildungskapazitäten in den letzten Jahren zurückge-
fahren haben, die keine Ausbildungsplätze mehr an-
bieten, und an denjenigen, die sich ganz aus der Ver-
antwortung zurückziehen, obwohl sie ausbildungsfä-
hig sind. Wir formulieren Kritik an der Bundesregie-
rung, die in den letzten Jahren die von uns immer 
wieder geäußerten Befürchtungen in den Wind ge-
schlagen hat und nahezu blauäugig auf die Zusagen 
der Wirtschaft vertraut. 

(Beifall bei der SPD) 

In den letzten vier Jahren ist nahezu jeder sechste 
Ausbildungsplatz in Deutschland gestrichen worden. 
Das Lehrstellenangebot sank 1993 um 9,1 Prozent, 
1994 um 5,2 Prozent. Gerade junge Frauen waren da-
von überproportional betroffen; denn für sie sank das 
Angebot um 7 Prozent. 1995 war eine Reduzierung 
um 0,8 Prozent festzustellen, so daß am 30. Sep-
tember des letzten Jahres 25 000 junge Menschen 
unversorgt, ohne einen Ausbildungsplatz in der Sta-
tistik der Bundesanstalt für Arbeit registriert wurden. 

Der Minister spricht von einer Trendwende. Das ist 
eine Einschätzung, die das Bundesinstitut für Berufs-
bildung überhaupt nicht teilt, sondern ganz im Ge-
genteil: In den nun vorliegenden Zahlen der Bundes-
anstalt für Arbeit von Ende Mai spiegelt sich wider, 
daß es sich nicht um eine Trendwende handelt. Ende 
Mai werden 439 500 Bewerber registriert und nur 
438 700 angebotene Ausbildungsplätze. Das ist ein 
Rückgang um 6 Prozent bei einer gleichzeitigen 
Nachfragesteigerung von 7,8 Prozent, und das, ob-
wohl wir in diesem Jahr 620 000 Ausbildungsplätze 
benötigen. 

Damit setzt sich eine Entwicklung fort, die das 
Bundesinstitut für Berufsbildung als viel tiefgreifen-
der kennzeichnet, als wir sie in den bisherigen Re-
zessionen erfahren haben. Zunehmend werden Aus-
bildungsplätze in den Metallberufen, im Elektro- und 
Industriebereich vernichtet. Zunehmend stellen wir 
fest, daß vor dem Hintergrund radikalen Arbeits-
platzabbaus in vielen Bereichen der Industrie angeb-
lich kein Bedarf an betrieblicher Ausbildung besteht. 

Zunehmend stellen wir fest, daß sich falsches und 
kurzfristiges Kostendenken in der Wirtschaft breit-
macht, und zunehmend stellen wir fest, daß sich 
Großbetriebe aus der Ausbildung verabschieden. Zu-
nehmend erfahren wir eine verfehlte Politik im Be-
reich der Berufsausbildung, die die Folge einer ver-

fehlten Wirtschafts-, Steuer-, Finanz- und Arbeits-
marktpolitik ist. Dafür ist diese Bundesregierung ver-
antwortlich. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich denke, der Herr Bundespräsident skizzierte in 
einer Rede am 21. Juni vor Führungskräften eines 
großen Energieunternehmens in Deutschland die Si-
tuation ganz konkret und auch sehr wahr. Er sagte: 

Früher waren Entlassungen Beweis für die wirt-
schaftlichen Mißerfolge. Heute sind sie - zumin-
dest für Aktienmärkte - zum Erfolgsausweis ei-
nes Unternehmens geworden. 

Er sagte weiter: 

Nicht Sozialpflichtigkeit, sondern schlichte Ge-
winnmaximierung und Kapitalvermehrung gel-
ten nunmehr als bester Weg. 

Auch für diese gesellschaftliche Entwicklung und 
für diese neue Wirtschaftsethik ist die Bundesregie-
rung verantwortlich. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Zeit, Herr 
Kollege! 

Franz Thönnes (SPD): Wir wollen Ihnen deutlich 
machen, Herr Minister, daß es notwendig ist, daß Sie 
nun endlich handeln, daß Sie die Situation angehen 
und nicht bis zum 30. September warten, um mit eilig 
angefertigten Sonderprogrammen jungen Menschen 
zu helfen. Wir brauchen einen Minister, der sich um 
die Zukunft der jungen Menschen in diesem Lande 
kümmert, wir brauchen einen Zukunftsminister und 
keinen Last-minute-Minister. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Hollerith, CDU/CSU. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Das Jahr 1995 
markiert die Trendwende bei den Lehrstellen in 
Deutschland. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Jawohl, ins Nega-
tive!) 

Erstmals seit zehn Jahren haben wir wieder mehr 
Lehrstellen als im Vorjahr. Mit knapp 600 000 Ausbil-
dungsplatznachfragern und 623 000 Ausbildungs-
plätzen konnte eine nahezu ausgeglichene Ausbil-
dungsplatzbilanz erreicht werden. 

Der Ausbildung im Betrieb kommt im Rahmen des 
dualen Systems der Berufsbildung besondere Bedeu-
tung zu. Der Bundesminister für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie, Dr. Jürgen Rütt-
gers, sagte, sie sei der Kern und das Erfolgsrezept 
der deutschen Berufsausbildung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte an 
dieser Stelle die Gelegenheit nutzen, unserem Mi-
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nister herzlich zu seinem heutigen 45. Geburtstag zu 
gratulieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es zeichnet ihn in besonderer Weise aus, daß er dem 
Parlament auch an seinem Geburtstag in dieser Ak-
tuellen Stunde zur Verfügung steht. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch selbstver-
ständlich!) 

Gleichwohl stehen die Ausbilder, denen diese 
Qualität der deutschen Berufsausbildung zu verdan-
ken ist, die Unternehmer des Mittelstandes, die 
Handwerksmeister, der aktuellen Handhabung der 
Lehrlingsausbildung zunehmend skeptisch gegen-
über. Nur noch ein Drittel der Betriebe bildet heute 
selbst aus. Die Gründe hierfür sind: unbefriedigende 
politische Rahmenbedingungen der Berufsausbil-
dung, als dirigistische Maßnahmen empfundene Ein-
flußnahmen des Staates auf die Berufsausbildung im 
Betrieb, geringe zeitliche Verfügbarkeit der Lehr-
linge im Betrieb auf Grund des hohen Anteils außer-
betrieblicher Ausbildung. All diese Probleme werden 
immer wieder an die Mandatsträger vor Ort herange-
tragen. 

Daß die Bundesregierung mit dem Perspektivbe-
richt zur beruflichen Bildung in diesem Frühjahr eine 
dringend notwendige Kursbestimmung im Bereich 
der Berufsbildungspolitik vorgenommen hat, ist er-
freulich. Die Problematik wurde erkannt. Die Zeitan-
teile in der Ausbildung haben sich in Richtung 
Schule verändert, die Kosten für die Betriebe sind 
auch durch rechtliche Anforderungen gestiegen, die 
nicht mehr zeitgemäß sind. Die Ausbilder vor Ort ste-
hen der Zielsetzung des Perspektivberichts zur be-
ruflichen Bildung, den Kurs neu zu bestimmen und 
die Erfordernisse der Ausbildungsbetriebe stärker zu 
berücksichtigen, eher noch skeptisch gegenüber. 
Von einer zügigen, zielorientierten Umsetzung der 
Vorgaben der Bundesregierung wird daher ein ent-
scheidender Motivationsschub für die Ausbilder aus-
gehen. 

Geplante Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Stärkung der Ausbildungsbereitschaft sind fol-
gende: Die bisher einjährige Anrechnung des schuli-
schen Berufsgrundbildungsjahres auf die betriebli-
che Ausbildungszeit soll auf sechs Monate verkürzt 
werden, eine darüber hinausgehende Anrechnung 
bleibt möglich. Bei über 100 Ausbildungsberufen mit 
derzeit rund 460 000 Auszubildenden ist seit 1995 die 
Modernisierung abgeschlossen oder im Gang. Sie-
ben modernisierte Ausbildungsordnungen wurden 
bereits in Kraft gesetzt. 1996 werden 15 weitere hin-
zukommen. Bei rund 80 Berufen wird zur Zeit an der 
Modernisierung gearbeitet. Die Entwicklung neuer 
Berufe mit Zukunft in Beschäftigungsfeldern mit gro-
ßen Wachstumspotentialen wird weiter vorangetrie-
ben werden. Das Angebot an Ausbildungsberufen 
muß stärker differenziert werden, damit mehr Ju-
gendliche mit Lernschwierigkeiten oder eher prakti-
schen Begabungen Ausbildungschancen haben. 

All diese Ankündigungen geben Grund zu Opti-
mismus. Für eine effektive Umsetzung der Ziele sind 
aber auch die zielorientierte Zusammenarbeit und 

ein Entgegenkommen der Kammern, Innungen und 
Verbände nötig. Mangelnde Kooperation zwischen 
den einzelnen verantwortlichen Gruppen, auch den 
Tarifpartnern, zwischen den für die Berufsausbildung 
Verantwortlichen in den Ministerien und in den 
Kammern und Innungen hat in der Vergangenheit 
das Zustandekommen ausbilderfreundlicherer Rege-
lungen zum Teü vereitelt. Alle müssen in einem Boot 
arbeiten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Antje Hermenau, Bündnis 90/Die Grünen. 

Antje Hermenau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Hollerith, ich weiß nicht, in welchem 
Deutschland Sie wohnen, jedenfalls nicht im selben 
wie ich. Das muß man einmal klarstellen. 

(Zurufe von der SPD: In Bayern!) 

Wenn Sie hier von Trendwende sprechen und sagen, 
daß es mehr Lehrstellen gibt, dann meinen Sie natür-
lich nur den westdeutschen Teil. Zum zweiten muß 
man, wenn Sie von Verbesserung und Trendwende 
sprechen, darauf hinweisen, daß im letzten Jahr zwar 
eine Kraftanstrengung zu verzeichnen war und sich 
alle Mühe gegeben haben; aber das Problem ist 
doch, daß die Schulabgängerzahlen steigen werden, 
wir jede Menge Zweitbewerber haben und noch gar 
nicht klar ist, wer alles noch in der Warteschleife ist. 
Wie können Sie also davon ausgehen, daß mit den 
selbstverständlichen Begleitmaßnahmen schon jetzt 
alles erreicht worden ist? Ich finde das unmöglich. 
Damit erwecken Sie einen Eindruck, Herr Hollerith, 
der eindeutig nicht zutrifft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Sie werfen Nebelkerzen. Sie sind nicht der einzige, 
der das tut. Auch der Herr Minister macht das. Da 
wird zum Beispiel erzählt, eine Umlagefinanzierung 
wäre verfassungswidrig. Dabei wissen eigentlich 
alle, die sich damit beschäftigt haben, daß sie damals 
aus formalen Gründen abgewiesen worden ist und 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil er-
klärt hat, daß eine solche Umlagefinanzierung zuläs-
sig ist und die Ausbildung auch Aufgabe der Wirt-
schaft und nicht Aufgabe des Staates ist. 

Jetzt sage ich Ihnen einmal, wie der Anteil staatli-
cher, öffentlicher Mittel an der Ausbildung aussieht. 
Bei uns in Sachsen sind 76 Prozent, in Brandenburg 
80 Prozent, in NRW 25 Prozent aller Lehrplätze staat-
lich teil- oder vollfinanziert. Wo ist denn da noch Ihre 
Dualität, von der Sie immer sprechen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Entweder schaffen wir die Dualität ab - das ist die 
eine Möglichkeit -, oder - das ist die andere Möglich-
keit - wir setzen sie durch. Darüber müßten wir uns 
unterhalten. Statt dessen wird eine weitere Nebel-
kerze geworfen und erzählt: Wenn man eine Umla-
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gefinanzierung machen würde, wäre das wie bei der 
Behindertenabgabe; da würden sich die Betriebe 
freikaufen. Das hängt natürlich erst einmal von der 
Bemessungsgröße ab, ob sich das lohnt. Zum zweiten 
kann man das, glaube ich, nicht vergleichen; aber 
darüber können wir ja noch streiten. 

Ich persönlich habe große Schwierigkeiten damit, 
daß jetzt alle möglichen halbseidenen Vorschläge ge-
macht werden, nur um zu vermeiden, der Wirtschaft 
einmal klar zu sagen, daß zu unserer Gesellschaft 
alle etwas beitragen müssen. 

(Werner Lensing [CDU/CSU]: Sie wissen 
doch, daß das nicht stimmt, was Sie da 

sagen!) 

Da wird über ein Sparpaket geredet, da wird den 
Leuten das Geld gekürzt, und auf der anderen Seite 
soll über steuerliche Vorteile etwas erreicht werden, 
was nicht erreicht werden kann, weil inzwischen 
selbst die Arbeitgeberverbände zugeben, daß steuer-
liche Vorteile und Anreizsysteme nicht verwirklicht 
werden können, weil dadurch Klagemöglichkeiten 
zwischen den Branchen hergestellt werden. Das ist 
inzwischen klar und jeder weiß es, aber es wird wei-
ter behauptet und so getan, als sei das Problem nicht 
lösbar. Ich verstehe das nicht. 

(Werner Lensing [CDU/CSU]: Das liegt aber 
an Ihnen!) 

- Geben Sie sich nur Mühe, noch eine Nebelkerze zu 
werfen! 

Es kann nicht angehen, daß man, wenn selbst ein 
Drittel der Betriebe auf Anfrage sagt, sie würden sich 
mit einer Umlagefinanzierung gedanklich auseinan-
dersetzen und die Idee gar nicht so übel finden, so 
tut, als würde dieses von der gesamten Wirtschaft ab-
gelehnt. Vielleicht bildet auch nur dieses Drittel 
überhaupt noch aus. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Betriebe haben natürlich ein Interesse daran, 
daß diejenigen Betriebe, die nicht bezahlen, aber ih-
nen nachher die mühsam ausgebildeten Gesellen ab-
spenstig machen, mit zur Finanzierung der Ausbil-
dung herangezogen werden. Wenn ein Betrieb nicht 
ausbilden will, dann soll er sich an der gesamtgesell-
schaftlichen Aufgabe beteiligen. Das ist seine Pflicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN -
Werner Lensing [CDU/CSU]: Dann werden 

die Lohnnebenkosten noch höher!) 

Wenn Sie in den Zeiten knapper Kassen weiterhin 
eine systemwidrige Steuerfinanzierung von Berufs-
bildung durchgehen lassen, so wie sie im Moment in 
diesem Land stattfindet, ist das Ihr real existierender 
Kapitalismus. Sie praktizieren die systemwidrige 
Finanzierung einer Aufgabe aus Steuermitteln, die 
das Bundesverfassungsgericht eindeutig der Wirt-
schaft zugeordnet hat. Im Prinzip betreiben Sie eine 
Art von Protektionismus, den ich von früher her 
kenne. 

(Werner Lensing [CDU/CSU]: Keine Ideolo-
gie verbreiten!) 

- Wir können uns gerne im Ausschuß einmal darüber 
streiten, mein lieber Herr. Versuchen Sie es doch ein-
mal auf diese Art. 

Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Professor Laermann, F.D.P. 

Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann (F.D.P.): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
will mich nicht mit Statistiken und Zahlenspekulatio-
nen befassen. Ich möchte zunächst noch einmal - ich 
hoffe, mit Ihrer aller Einvernehmen - sagen, daß es 
nach wie vor eine unserer dringenden und wichtigen 
Aufgaben ist, für jeden Jugendlichen, der es will, ei-
nen Ausbildungsplatz zu garantieren und zu schaf-
fen. Machen wir uns keine Illusionen darüber, wie 
schwierig die Lage ist. Wir haben sicherlich auch 
noch zwischen der Situation in den alten und neuen 
Bundesländern zu unterscheiden. 

In den vergangenen Jahren haben wir immer ge-
sagt, daß die außerbetriebliche Ausbildung, die von 
staatlicher Seite finanziert wird, die Ausnahme sein 
muß und daß wir uns dringend bemühen müssen, bei 
der Weiterentwicklung der Wirtschaft auch diese 
Aufgabe wieder an die Wirtschaft zurückzugeben. 
Denn da gehört sie hin. Das duale System hat sich in 
der Tat bewährt. Wir sollten keinesfalls davon ausge-
hen, daß jetzt auch die berufliche Bildung sozusagen 
zur staatlichen Pflichtaufgabe wird. Hier liegt unsere 
politische Aufgabe und unser Bemühen in der Poli-
tik. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es geht ja auch nicht nur ums Geld, sondern wir 
haben auch eine Vielzahl von Hemmnissen zu bekla-
gen. Ausbildung, auch die berufliche Ausbildung ist 
teuer geworden. Wir haben eine Vielzahl von Über-
regulierungen. Denken Sie nur daran, welche 
Hemmnisse wir mit der Ausbilder-Eignungsverord-
nung und anderer Geschichten haben. Ich glaube, 
hier hat Bundesminister Rüttgers doch eine Reihe 
von Ansätzen aufgezeigt und Maßnahmen ergriffen, 
die in der Tat an dieser Stelle ansetzen müssen. Ich 
wiederhole von dieser Stelle aus für meine Fraktion 
den dringenden Appell an die Wirtschaft und insbe-
sondere an die Industrie - da stimmen wir, glaube 
ich, auch in der Bewertung überein aber auch an 
die Verwaltungen, noch einmal über den Bedarf hin-
aus auszubilden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Das haben wir schon immer getan. Nur, meine Da-
men und Herren, wenn wir dies tun, dann dürfen wir 
anschließend nicht den Vorwurf erheben, daß die 
Auszubildenden nicht in ein Beschäftigungsverhält-
nis übernommen werden. Auch darum haben wir uns 
zu kümmern. So wichtig und notwendig es ist, daß 
wir jedem jungen Menschen eine Ausbildung für sei-
nen Lebensweg als Grundvoraussetzung für seine 
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Selbstverwirklichung und Lebenserfüllung mitge-
ben: Genauso wichtig ist es, ihn nicht mit der Aus-
sicht zu demotivieren, daß er nach Abschluß seiner 
Ausbildung nicht weiß, ob er einen Arbeitsplatz be-
kommt. 

(Zuruf von der SPD: Was ist mit denen, die 
gar nichts kriegen?) 

- Ja, es ist leider Gottes so, daß durch diese Demoti-
vierung mehr und mehr Jugendliche gar nicht mehr 
ein Ausbildungsverhältnis eingehen wollen. Das ist 
leider der Trend. Hier müssen wir also ganz ener-
gisch ansetzen, damit wir diesen Trend umkehren. 

Mein Vorschlag ist - dafür will ich die wenigen 
Minuten, die ich habe, nutzen zur Überwindung 
dieser Anfangsarbeitslosigkeit der Überlegung nahe-
zutreten, daß sich zwei Ausgebildete einen Arbeits-
platz teilen. Wir können doch auch bei den Jugendli-
chen mit Teilzeitarbeit anfangen. Ich bin allerdings 
nicht dafür, daß sie in der restlichen Freizeit auf der 
Straße liegen. Das geht auch nicht. Die übrige Zeit 
sollten sie vielmehr zur Weiterbildung nutzen. Wir 
müssen Weiterbildung und Fortbildung organisieren. 

Stellen Sie sich vor: Ein junger Maurergeselle trägt 
sich mit der Absicht, später die Meisterprüfung zu 
machen. Wir haben die neuen Regelungen zum Mei-
ster-BAföG. Was wäre daran falsch, wenn wir ihm 
schon frühzeitig die Möglichkeit gäben, Kurse zu be-
legen, Sprachkompetenzen, soziale Kompetenzen 
und andere Kompetenzen zu erwerben, um später 
viel bessere Berufsaussichten zu haben und für die 
Aufgaben, die ihn im Berufsleben erwarten, viel bes-
ser gerüstet zu sein, auch im Hinbück auf den euro-
päischen Binnenmarkt? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, das müssen nicht alle 
machen. Wenn wir auf freiwilliger Basis 20 oder 
25 Prozent der Absolventen dazu bewegen könnten, 
sich an solchen Maßnahmen zu beteiligen, hätten 
wir, glaube ich, das Problem der Anfangsarbeitslosig-
keit überwunden. Wir müßten dann nicht mehr an 
die ausbildenden Betriebe mit der Forderung heran-
treten: Nun müßt ihr die, die ihr ausgebildet hat, 
übernehmen. Es ist doch geradezu widersinnig, 
wenn wir im öffentlichen Dienst - egal, auf welcher 
Ebene - Personal abbauen und gleichzeitig sagen: 
Ihr müßt jetzt ausbilden. Wo sollen denn die frisch 
Ausgebildeten anschließend beschäftigt werden? 
Dann werden sie ein halbes Jahr beschäftigt, werden 
anschließend in die Arbeitslosigkeit entlassen, haben 
kaum Beiträge in die Arbeitslosenversicherung ge-
zahlt, und die Bundesanstalt für Arbeit muß für sie 
zahlen. Das kann doch nicht richtig sein. Lassen Sie 
uns doch darüber nachdenken, wie wir neue Mo-
delle finden, die mit den erkennbaren Problemen fer-
tig werden. Das ist meine dringliche Bitte zu diesem 
Thema. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Maritta Böttcher, PDS. 

Maritta Böttcher (PDS): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! In den letzten Ta-
gen erreichte mich - wie sicher viele hier im Saal -
ein Brief der Jugend- und Auszubildendenvertre-
tung bei der Deutschen Bahn AG, in dem auf die 
katastrophale Situation im Entsendebereich Sachsen 
hingewiesen wird. Von 18 Ausbildungsstätten für 
517 Auszubildende im nichttechnischen Bereich 
1994 sollen 1996 15 geschlossen werden. Die Redu-
zierung von 21 auf elf Ausbilder ohne vorgeschrie-
bene pädagogische Grundausbildung bedeutet ei-
nen Ausbilder auf 40 Lehrlinge. Von 13 Ausbil-
dungsstätten im gewerblich-technischen Bereich sol-
len 1996 ganze fünf übrigbleiben. Dementsprechend 
soll eine Reduktion der Zahl der Auszubildenden er-
folgen: Von möglichen 40 bis 50 pro Lehrjahr auf 
zehn bis 15. Ich möchte kurz aus diesem Schreiben 
zitieren: 

Wir erkennen daran, daß die Bundesregierung 
kein Interesse an ihrem mit dem DGB ausgehan-
delten Bündnis für Arbeit hat. Sie schafft es nicht 
einmal, in einem Betrieb, der zu 100 % dem Bund 
gehört, den Forderungen nach mehr Ausbil-
dungsplätzen Nachdruck zu verleihen. Wir sind 
der Meinung, daß die Bundesregierung kein In-
teresse zeigt, um die Jugendarbeitslosigkeit in 
Deutschland zu reduzieren. Auslernende Schüler 
haben keine berufliche Zukunftsperspektive, wo-
bei die Gefahr besteht, daß Jugendliche immer 
mehr in die Jugendkriminalität abdriften. 

Soweit ein Auszug aus diesem Brief. 

Mit diesen Befürchtungen steht die Auszubilden-
denvertretung nicht allein. Auf einer kürzlich durch-
geführten Fachtagung zur Kinder- und Jugendkrimi-
nalität wurde von den Forschern der Skandal ange-
prangert, daß die reichste Gesellschaft Europas ihre 
Jugend verkommen läßt. Der extreme Streß indivi-
dueller Selbstbehauptung wird durch Erfahrungen 
von Arbeitslosigkeit und Armut verschärft und mün-
det in eine Perspektivlosigkeit, aus der Gewalt und 
Straftaten erwachsen können. 

Vor diesem Hintergrund ist die Lösung des Lehr-
stellenproblems schließlich auch eine erstrangige 
politische Aufgabe. Was die Zusagen der Wirtschaft 
bringen, konnten wir in den letzten Jahren hinrei-
chend studieren. Es ging in keinem Falle ohne das 
Vehikel der Gemeinschaftsinitiativen. Von den Be-
rufsberatern bei den Arbeitsämtern wird bereits seit 
Monaten auf die wiederum zu erwartenden Versor-
gungslücken bei den Ausbildungsplätzen hingewie-
sen. Währenddessen erinnert der Bildungsminister 
seine Industriellen zaghaft an ihr Versprechen von 
1995, binnen zwei Jahren 10 Prozent mehr Lehrstel-
len anzubieten. Dagegen steht die Realität in den 
Zahlen der BfA, die ich nicht wiederholen möchte. 
Aber eines möchte ich sagen: Die neue Qualität, Herr 
Hollerith - - Er ist gar nicht mehr da. 

Sie sollten vielleicht die richtige Statistik lesen. 
Erstmals seit zehn Jahren gibt es auch im Westen we-
niger Lehrstellen als Bewerber. Da werden wohl 
auch keine noch so schönen Mobilitätsprogramme 
mehr helfen. Da es sich offensichtlich nicht um einen 
vorübergehenden Engpaß handelt, der mit Appellen 
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aus der Welt zu schaffen wäre, sind staatliche Initiati-
ven erforderlich, die die Lasten der Ausbildung auf 
mehr Schultern verteilen als auf die von bislang nur 
20 Prozent der Unternehmen. 

Wenn außerdem das duale System gerettet werden 
soll, muß die Wirtschaft sehr viel deutlicher in die 
Pflicht genommen werden. Dazu wurde hier schon 
gesprochen. Die ersten Erfahrungen mit dem soge-
nannten sächsischen Modell, das im Ursprung auch 
den Sinn einer betriebsnäheren Ausbildung haben 
sollte, zeigen, daß im Endeffekt Ausbildungsbetriebe 
kostenlos Lehrlinge angeboten bekommen, die ihre 
Ausbildung in zum Teil hochmodernen außerbetrieb-
lichen Einrichtungen auf Kosten des Bundes und der 
Länder machen. Mit solchen Unternehmungen wird 
die Wirtschaft vollends aus der Pflicht entlassen und 
das duale System endgültig aufs Spiel gesetzt. 

Den einzig gangbaren Weg - hier möchte ich Frau 
Antje Hermenau zustimmen - aus diesem Dilemma 
weist der DGB mit seinem Eckwertepapier für ein 
Bundesgesetz zur solidarischen Finanzierung der 
dualen Berufsausbildung. Wir unterstützen diese 
Forderung an die Bundesregierung, ein solches Ge-
setz zu verabschieden, da damit die staatliche Sub-
ventionierung von Berufsbildung auf ein vertretbares 
Maß zurückgeführt werden kann. Umfragen zufolge 
sprechen sich bereits - das will ich noch einmal aus-
drücklich betonen - mehr als ein Drittel, in den 
neuen Bundesländern sogar mehr als die Hälfte der 
Unternehmen für eine solche Umlagefinanzierung 
aus. 

Das Zögern der Bundesregierung ist nicht nur un-
verständlich, sondern auch unverantwortlich. Herr 
Bildungsminister, da Sie heute Geburtstag haben: 
Drücken Sie endlich auf die Tube, damit jeder Ju-
gendliche einen Ausbildungsplatz erhalten kann! 

(Beifall bei der PDS - Zustimmung bei der 
SPD - Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Was hat 

denn das mit dem Geburtstag zu tun?) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Rainer Jork, CDU/CSU. 

Dr.-Ing. Rainer Jork (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Situa-
tion ist tatsächlich kritisch. Sie ist schlechter gewor-
den als in den letzten Jahren. Aber wir müssen sie 
sehr differenziert sehen. 

Wir wissen, daß das so zu erwarten war, nicht nur 
deshalb, weil die wirtschaftliche Situation in den 
neuen Bundesländern sehr kritisch ist, sondern auch 
weil es eine bestimmte demoskopische Entwicklung 
gibt. Deshalb bin ich sehr froh, daß die Bundesregie-
rung dieses Jahr sehr früh ein Signal gesetzt und ge-
holfen hat. Ich meine, wir sollten das auch sagen. Ich 
bin froh, daß der angesetzte Maßnahmenmix funktio-
niert, und ich möchte dafür danken. 

Ich habe noch ein Zitat von Herrn Rixe aus dem 
vorigen Jahr im Kopf. Da haben Sie, Herr Rixe, ge-
sagt: Jedes Jahr dasselbe, nichts Neues. Ich frage 
mich: Wo machen wir denn einmal etwas Neues? 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Ich meine, das ist eine Aufforderung an alle. 
Herr Tauss, ich finde es gut, daß Sie schon jetzt 

klatschen. Ich will nämlich einmal sagen, was wir 
neu gemacht haben. Die CDU-Abgeordneten aus 
den neuen Bundesländern haben am 14. und 15. Mai 
in Berlin eine Anhörung veranstaltet und einmal 
wirklich alle, die mit der Frage zu tun haben, an ei-
nen Tisch gebracht. Das sind die Kammern - Sie wis-
sen das -, die Arbeitsämter, übrigens auch der DGB, 
Büdungseinrichtungen, die verschiedenen politi-
schen Ebenen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Prima!) 
Wir hatten das Ziel, aktuelle Rückmeldungen zu be-
kommen. Auch der sächsische Weg, der ein Weg ist 
und nicht als Allheilmittel angeboten wird, stand zur 
Diskussion. Es ging um Schlußfolgerungen. 

Ich kann die Ergebnisse hier nicht alle aufzählen. 
Dafür ist die Zeit zu begrenzt. Wichtig war für uns 
aber das Ergebnis, daß Wirtschaftsförderung im Vor-
dergrund steht. Wir können nichts von der Wirtschaft 
fordern, wenn sie nicht existiert oder nicht dazu in 
der Lage ist. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja!) 
Als zweites kam heraus, daß Elemente des sächsi-

schen Wegs sehr wohl allgemein nutzbar sind. Es 
geht mir hier vor allem um die Frage der Nutzbarkeit 
in den neuen Bundesländern, weil das Problem dort 
besonders kraß ist und weil dort besonders schnell 
Lösungen gebraucht werden. Ich stimme mit Ihnen 
überein, daß der hohe Grad staatlicher Förderung 
auf die Dauer einfach nicht akzeptabel ist. 

Als drittes Ergebnis kam heraus, daß die Bundes-
förderung angesichts der aktuellen Situation sicher 
in den nächsten Jahren erforderlich ist. Wir wissen 
aus Rückmeldungen, daß das allgemein bekannt ist. 

Wir haben bestimmte Schlußfolgerungen an die 
Bundesministerien für Bildung und Wissenschaft, 
Forschung und Technologie und an das Finanzmi-
nisterium weitergeleitet. Wir haben uns in einem 
Schreiben aber auch an den Bundeskanzler gewen-
det. 

Aus unserer Sicht ist sehr wohl, angepaßt an die 
aktuelle Situation, immer dynamisch zu reagieren. 
Eine solche Reaktion - das haben wir in diesem Jahr 
gesehen - erfolgt frühzeitig und, so hoffe ich, recht-
zeitig. 

Es sind 26 500 DM angesetzt, um den einzelnen 
Lehrstellenplatz zu fördern. Bei der Anhörung haben 
wir gehört, daß dieser Betrag wahrscheinlich nicht 
ausreicht. An dieser Stelle müssen wir darüber nach-
denken, was wir noch tun können. 

Wir haben durch die Anhörung erfahren, daß die 
tatsächlichen Kosten bei ungefähr 40 000 DM liegen; 
sie werden je zur Hälfte von Bund und Ländern ge-
tragen. 

Ursprünglich waren 12 000 durch die Bundesregie-
rung geförderte Plätze angesetzt. Ich freue mich, daß 
wir als Ergebnis der Anhörung erreichen konnten, 
daß diese Zahl auf 13 000 angehoben wurde, und 
zwar ohne den anfangs angesetzten Anteil, der von 
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den Ausbildungsplatzentwicklern geleistet werden 
soll. 

Wir haben in der Anhörung von den Beteiligten er-
fahren, daß man mit einem Bedarf von ungefähr 
18 000 Plätzen rechnet. Ich möchte an dieser Stelle 
betonen, daß das eine momentane Arbeitsgröße ist. 
Wir müssen natürlich je nach Situation abschätzen, 
wie diese Zahl dynamisch anzupassen ist, wenn die 
Wirtschaft, so hoffe ich, ihre Zusagen einhält. 

Weil die Zeit weitgehend um ist, nur noch ein Hin-
weis darauf, daß steuerliche Abzüge bei den Förder-
geldern bei den Beteiligten nicht auf Verständnis sto-
ßen. Dort ist sicher eine Korrektur nötig. Die Argu-
mentation, daß das so bleiben soll wie bisher, kann 
ich nicht nachvollziehen. 

Ich meine - damit möchte ich zum Schluß kom-
men -, daß angesichts der Dynamik alle gefordert 
sind, damit die Wirtschaft weiterarbeiten kann. 

Auf unsere Schlußfolgerungen wird der Kollege 
Dr. Päselt im einzelnen etwas mehr eingehen. 

Im übrigen - weil Sie so freundlich gucken und lä-
cheln - gebe ich Ihnen gerne einmal die Auswertung 
des Papiers. Vielleicht können wir uns im Ausschuß 
einmal darüber unterhalten, was wir gemeinsam 
durchsetzen. 

Morgen findet eine Beratung zwischen Bund und 
Ländern statt. Ich hoffe, daß im Ergebnis des Zusam-
menspiels der genannten Partner am Ende jeder, der 
es wünscht, einen Ausbildungsplatz bekommt. Dabei 
beziehe ich mich auf die Zusage des Bundeskanzlers. 

Danke schön. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. -

Zuruf von der SPD: Prinzip Hoffnung!) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Günter Rixe, SPD. 

Günter Rixe (SPD): Herr Präsident! Meine heben 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Hollerith hat vor 
Schreck gleich das Parlament verlassen, so daß man 
ihn nicht mehr auf den Unsinn ansprechen kann, den 
er hier von sich gegeben hat. Es tut mir wirklich leid, 
was Abgeordnete über die berufliche Bildung hier 
von sich geben. 

Herr Laermann, Sie sind Hochschulprofessor - das 
wissen wir ja -, und da sind Sie vielleicht ganz gut. 
Aber was Sie eben zur beruflichen Bildung vorge-
schlagen haben, kann man überhaupt nicht umset-
zen. Wie wollen wir einen Ausbildungsplatz halbie-
ren? Nach den Ausbildungsverordnungen, die Sie 
überhaupt nicht ändern können, kann man einen 
Ausbildungsplatz nicht halbieren. 

Zweitens. Ein Auszubildender, der 17 ist und an-
derthalb Jahre Ausbildung hinter sich hat, kann sich 
doch noch nicht auf die Meisterprüfung vorbereiten. 
Er muß doch erst einmal die Facharbeiterprüfung ab-
legen. Dann soll er sich um die Meisterprüfung küm-
mern. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Handwerksordnung sieht vor, daß man erst drei 
Jahre nach Abschluß der Ausbildung mit der Mei-
sterprüfung beginnen kann. Erzählen Sie doch nicht 
so etwas Dummes hier! 

(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: 
Davon habe ich doch gar nicht gesprochen!) 

- Natürlich haben Sie davon gesprochen. 
(Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann [F.D.P.]: 

Nein!) 
- Natürlich! Wir können das ja nachlesen. 

Herr Rüttgers - herzlichen Glückwunsch zum Ge-
burtstag -, Sie haben am 24. April so ein hervorra-
gendes Papier über Zukunft, Bündnis und Lehrstel-
len herausgebracht. Da ich davon ausgehe, daß Sie 
gleich noch an dieses Pult treten, möchte ich Sie fra-
gen, was Sie davon bis zum heutigen Tage umgesetzt 
haben. 

Ich halte das, was in diesem Papier steht - wir ha-
ben das auch nicht kritisiert -, für eine gute Sache. 
Dabei kommen 12 000 Ausbildungsplätze heraus. 
Aber Herr Jork - er ist übrigens der einzige auf Ihrer 
Seite, der ein klein wenig von der Berufsausbildung 
versteht - hatte eben festgestellt, daß wir in der Bun-
desrepublik in einer - Entschuldigung - beschisse-
nen Situation sind. In der Tat gibt es heute, Herr 
Laermann, noch 133 000 Personen, die noch einen 
Ausbildungsplatz suchen. Wir haben nicht mehr viel 
Zeit. Juli, August und September - in diesen drei Mo-
naten noch 133 000 Ausbildungsplätze zu suchen ist 
sehr schwer. Deswegen sind die 12 000, Herr Mi-
nister, ein bißchen wenig, zumal ich Herrn Jorks 
Rechnung nicht nachvollziehen kann, daß es am Jah-
resende nur noch 18 000 sind. Zieht man 12 000 ab, 
bleiben allemal 6 000 immer noch übrig. 

So geht es im Grunde nicht weiter. Jedes Jahr wird 
ein Programm vorgelegt; dieses ist sehr früh gekom-
men, das habe ich auch gelobt. Ich kann mich noch 
erinnern, daß ich gesagt habe, das sei gut und das 
sollten wir so machen. Dennoch kann es so nicht wei-
tergehen. Das hat Herr Jork Ihnen selber gesagt. Wir 
müssen uns in der Tat etwas Neues überlegen. Wie 
Antje Hermenau eben schon gesagt hat, wird immer 
gleich diskutiert und von Umlage geredet. Das ist al-
les Unsinn. 

Die SPD-Bundestagsfraktion wird noch in diesem 
Jahr einen Gesetzentwurf einbringen. Damit werden 
wir uns hier am Rednerpult und hier im Parlament 
auseinandersetzen. Dieser Gesetzentwurf wird nicht 
mehr nur noch appellieren und den Kanzler drän-
geln, er solle die Wirtschaft ein bißchen treten und 
ein bißchen streicheln, damit endlich jeder seinen 
Ausbildungsplatz bekommt. Seit fünf Jahren legen 
wir jedes Jahr eine Milliarde DM drauf, um dieses 
duale Ausbildungssystem zu retten, indem wir über-
betriebliche Ausbildung finanzieren. Wir müssen 
doch in der Tat in dieser Gesellschaft alle diejenigen 
an den Tisch holen, die für die Ausbildung ver-
antwortlich sind. Mein Kollege, der Bäckermeister 
Hinsken, nickt auch schon mit dem Kopf. Wir müssen 
doch mit allen Partnern reden. 

Wir wollen einen Leistungsausgleich gesetzlich or-
ganisieren, also so organisieren, daß die Jugendli-
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chen nicht immer bis zum September warten müs-
sen, bis sie einen Ausbildungsplatz haben, oder dann 
wieder in die Warteschleifen müssen, die im übrigen 
nirgends registriert wird. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Wir wissen doch, daß sie nirgendwo registriert wer-
den und die Jugendlichen wieder ein Jahr auf der 
Straße sitzen. Wir wissen doch auch, daß sie denn in 
unserer Gesellschaft untergehen. 

Wir müssen also eine gesetzliche Vorschrift haben. 
Nachdem wir nun zwei Stunden mit den Hauptver-
tretern des Handwerks im ZDH geredet haben, ha-
ben die gesagt: Jawohl, setzen wir uns doch einmal 
mit der SPD zusammen und reden über einen ver-
nünftigen Ausgleich. Ein solches Gespräch werden 
wir auch mit der Industrie führen. Wir lassen uns 
nämlich nicht mehr von der Industrie ständig sagen: 
Es gibt keinen Leistungsausgleich; das werden wir 
schon regeln; wir werden genug Ausbildungsplätze 
zur Verfügung stellen. Denn genau das erfolgt auch 
in diesem Jahr wieder nicht. 

Wenn das also freiwillig nicht mehr gelingt - wir 
wissen doch, Herr Hinsken, daß Industrie und Hand-
werk die Ausbildungsplätze zur Verfügung stellen 
müssen -, dann müssen wir eine Möglichkeit finden, 
das gesetzlich zu regeln. Das darf die Betriebe aber 
nicht belasten, sondern muß sie entlasten. Wir müs-
sen aber die Betriebe belasten, die heute noch mei-
nen, sie könnten sich die Jugendlichen nach deren 
Ausbildung holen. Ford ist doch heute die größte 
Bäckerei der Bundesrepublik! Damit muß Schluß 
sein. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ford und VW müssen doch einmal gesetzlich ge-
zwungen werden, ihre Aufgabe wahrzunehmen. 

Ich habe schon bei der Rede zum Berufsbildungs-
bericht gesagt: Wir dürfen uns nicht mehr öffentlich 
beschweren, wenn die Jugendlichen uns nicht mehr 
zuhören. Wenn die jungen Leute das gehört hätten, 
was Herr Hollerith gesagt hat, hätten sie mit dem 
Kopf geschüttelt und gesagt: Was ist das denn für 
eine Politik? Was redet der denn für ein Zeug? 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Die Jugendlichen wollen einen Ausbildungsplatz. 
Das Wie interessiert dabei den Jugendlichen gar 
nicht. Wir sind dafür verantwortlich. Herr Minister, 
ich lade Sie herzlich ein. Wir werden mit Ihnen über 
diesen Leistungsausgleich reden; und wir werden in 
der Tat mit Industrie und Handwerk darüber reden. 
Danach sind Sie gefordert, hier am Rednerpult ja 
oder nein zu sagen. 

Danke schön. 
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Nun hat - ganz 
zufällig - der Herr Bundesminister Dr. Jürgen Rütt-
gers das Wort. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr Prä-
sident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ich muß zu-
erst einmal feststellen, daß der Kollege Rixe mit sei-
ner Rede richtig gut gestartet ist. 

(Beifall bei der SPD) 
Er hat mich gelobt; das war völlig richtig, völlig okay. 
Dann hat er sich wieder aufgeregt und gesagt: Jetzt 
müssen wir endlich mal was Neues machen. Und 
dann hat er wieder die alte Abgabe vorgeschlagen, 
die er seit fünf Jahren hier vorschlägt. Also nichts 
Neues, sondern immer wieder das Alte. 

(Zuruf von der SPD: Wo ist von Ihnen etwas 
Neues?) 

- Doch, das haben wir. 
Zum zweiten: Dies ist eine Aktuelle Stunde. Ich 

habe ein bißchen Probleme damit, die Aktualität in-
sofern zu erkennen, als ein Bück in das Protokoll des 
Deutschen Bundestages zeigt, daß diese Debatte just 
zu dieser Zeit jedes Jahr wieder geführt wird. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist eine Verhöhnung 
der Jugendlichen!) 

- Das hat überhaupt nichts mit Jugendlichen zu tun, 
sondern das hat damit zu tun, Herr Tauss, daß Sie 
sich hier hinstellen und sagen: Die Katastrophe 
kommt! Und am Ende des Jahres stellen wir fest: Je-
der hat eine Lehrstelle bekommen. Das ist Verhöh-
nung von jungen Leuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Es ist einfach unredlich, zu behaupten, daß in den 
vergangenen Jahren nicht jeder Jugendliche eine 
Lehrstelle bekommen habe. 

Ich bin gern bereit, mit Ihnen über jeden neuen 
Weg und jeden neuen Vorschlag zu diskutieren und 
über die Frage nachzudenken, wie wir es erreichen, 
daß mehr Betriebe ausbilden. Da treffen wir uns, lie-
ber Herr Rixe, wieder in aller Sachlichkeit, denn wir 
haben uns darum bemüht, und wir haben auch schon 
miteinander darüber geredet. Das ist überhaupt nicht 
der Punkt, in dem wir unterschiedlicher Auffassung 
sind. Es belastet mich genauso wie jeden hier im 
Hause, daß nur etwas mehr als ein Drittel der Be-
triebe ausbilden. 

Das hat mehrere Gründe. Auch das haben wir mit-
einander analysiert. Es gibt einen Grund, der in der 
Ökonomie, in dem Trend begründet hegt, den wir 
alle miteinander „Globalisierung" nennen. Dennoch 
sage ich, und das ist völlig klar: Es ist ein Fehler, 
wenn Betriebe Ausbildungsplätze abbauen; denn 
wer heute nicht ausbildet, hat morgen keine Fachar-
beiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Das ist schlichtweg falsch; es ist kurzsichtig gedacht. 

Wenn man hingeht und fragt, woran das liegt, 
dann stellt man fest, daß es mehrere ganz objektiv 
vorhandene Gründe gibt. Einer dieser Gründe hegt 
in unserem System, in dem System, das wir gemein-
sam in den letzten 20 Jahren aufgebaut haben, näm-
lich darin, daß in vielen Bereichen der deutschen 
Wirtschaft überhaupt keine Berufsbilder zur Verfü-
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gung stehen. Es ist einfach die Wahrheit, daß vor al-
len Dingen in modernen Zukunftsbereichen wie dem 
Informations- und Kommunikationsbereich, im Tou-
rismus und im Freizeitbereich wie auch im ganzen 
Pflegebereich keine Berufsbilder existieren und des-
halb nicht ausgebildet wird. Das hat nicht die Bun-
desregierung zu verantworten, sondern das ist eine 
Geschichte, die wir alle miteinander - Sozialpartner 
und Bundesregierung - ein Stück weit zu tragen ha-
ben. 

Ich bin froh, daß wir erreicht haben, daß das Ver-
fahren zur Entwicklung neuer Berufsbilder von neun 
Jahren auf zwei Jahre verkürzt worden ist, und daß 
wir jetzt mit Hochdruck dabei sind, den Rückstand 
aufzuholen. Wir haben die ersten neuen Berufsbilder 
schon in Kraft gesetzt. Wir haben zur Zeit mehr als 
ein Dutzend Berufsbilder in Arbeit, die in diesem 
Jahr und im kommenden Jahr in Kraft gesetzt wer-
den, und ich habe den Ehrgeiz, daß wir auf eine noch 
größere Zahl, nämlich auf rund 30, kommen. 

Wir sind dabei, uns mit den Tarifpartnern und den 
Sozialpartnern zu einigen, dies zu tun. Das ist ein 
schwieriger Prozeß. Da gibt es Konflikte, weil unter 
anderem, Herr DGB-Vorsitzender aus Köln, der DGB 
sagt: Das wollen wir an der Stelle nicht, und die Wirt-
schaft sagt: Das wollen wir an der Stelle nicht. Das ist 
alles nicht ganz einfach. Aber wir kriegen es schon 
hin. Das ist der erste Punkt, der wichtig ist. 

Der zweite wichtige Punkt - jetzt blicke ich einmal 
in die letzte Reihe der SPD-Fraktion - ist folgender: 
Ich finde, wir werden unserer Verantwortung nicht 
gerecht, wenn nicht ein jeder dort, wo er kann, etwas 
tut. Dazu gehören die Appelle, dazu gehört genauso 
der Versuch, Betrieb für Betrieb durchzugehen. Dazu 
gehört, dafür zu sorgen, daß sich dort, wo man selber 
Verantwortung trägt, etwas tut. Deshalb wäre ich 
froh, wenn ich jetzt nicht nur Herrn Kollegen Rappe 
loben könnte. Das tue ich wirklich aus vollem Her-
zen, weil er nicht nur ein Trendsetter war, sondern 
einen Durchbruch geschaffen hätte, wenn dies be-
reits für alle Sozial- und Tarifparteien gelten würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Er hat als erster in einem Tarifvertrag bei der IG 

Chemie durchgesetzt, daß sich die beiden Parteien 
darauf geeinigt haben, wie es mit der Ausbildung 
weitergehen soll. Es gibt Gott sei Dank inzwischen 
welche, die dem gefolgt sind, Textil zum Beispiel, 
jetzt der Bund und die ÖTV. Das heißt, wir haben 
auch da eine Änderung im Denken. Das ist ein ganz 
wichtiger Punkt. Ich habe gesagt: Kompliment; das 
ist eine Sache, die wir jetzt weiter fördern müssen. 
Das ist vermutlich sogar der entscheidende Punkt. 

Dann habe ich gesagt: Wir müssen dort etwas tun, 
wo wir selber Verantwortung tragen. Das heißt im 
Klartext, daß der Bund - wie schon im vergangenen 
Jahr - die Anzahl seiner Lehrstellen um 5 Prozent 
steigern muß. Ich wäre froh, ich könnte sagen, daß 
das für die gesamte öffentliche Hand gilt. Ich wäre 
froh, ich könnte sagen, daß dies flächendeckend für 
die Republik gilt; denn jeder von uns trägt in einer 
Stadt, in einem Land Verantwortung, und wir alle 
können etwas tun. Leider gibt es nach wie vor - dar-
über sind wir gemeinsam ein bißchen traurig - keine 

Statistik, was eigentlich die Städte und die Gemein-
den und was die verschiedenen Länder tun. Was da 
passiert, ist schlichtweg ein Skandal. Deshalb müs-
sen wir versuchen zu analysieren, wo wir etwas 
Neues tun können. 

Ich will Ihnen noch etwas sagen, worauf ich ein 
Stück weit stolz bin: In meinem eigenen Geschäfts-
bereich habe ich das Ausbildungsplatzangebot für 
das neue Lehrjahr um 101 auf 552 Plätze, das sind 
22 Prozent, erhöht. 

(Franz Thönnes [SPD]: Sehr gut! Was ist mit 
den Ressorts?) 

Ich finde, wenn das jeder für sich sagen könnte, wä-
ren wir entspannter. 

Herr Kollege, wir werden auf über 5 Prozent kom-
men. Das ist nicht in jedem Ressort so leicht möglich 
wie in meinem; denn ich kann auch etwas in den For-
schungseinrichtungen tun. 

Ich finde es aber wichtig, das Gefühl zu haben, daß 
sich jeder darum kümmert. Für die Bundesregierung 
kann ich das zusagen. 

Ein Wort zu der ostdeutschen Situation. Wir wis-
sen, daß diese besonders problematisch ist. Ich habe 
mich ganz bewußt über die alte Diskussion hinweg-
gesetzt, in der es immer heißt: Das darf man immer 
nur in der letzten Minute tun. Ich würde mich aber 
ungern kritisieren lassen, wenn jetzt 12 000, viel-
leicht 13 000 Lehrstellen zur Verfügung gestellt wer-
den, mit dem Argument: Das ist zuwenig. 

Wenn wir ehrlich miteinander umgehen, müssen 
wir feststellen: Im letzten Jahr haben wir gemeinsam 
- Sie und die ostdeutschen Länder haben das be-
grüßt - 14 000 Lehrstellen zur Verfügung gestellt. Die 
Wahrheit aber ist, daß fast 1 500 dieser Stellen nicht 
abgerufen worden sind, und zwar gerade von denje-
nigen, die uns just vor einem Jahr, nämlich vor der 
Sommerpause, beschimpft haben, wir täten zuwenig. 
Warum sind denn in Sachsen-Anhalt mehr als 1 000 
der Lehrstellen und in Mecklenburg-Vorpommern 
mehr als 300 Stellen, die zur Verfügung standen, 
nicht besetzt worden? 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 
Entweder gibt es keinen Bedarf, oder es darf vorher 
nicht geschrieen werden - eines von beiden. 

(Zuruf des Abg. Günter Rixe [SPD]) 
- Eines von beiden, lieber Herr Rixe. 

Was ich nicht verstehe, ist, daß eine Landesregie-
rung vorher sagt: Das ist eine Katastrophe. Es wird 
nichts für die jungen Leute getan. - Werden aber 
Plätze zur Verfügung gestellt, werden sie nicht be-
setzt. Das geht so nicht. So kann man mit jungen 
Leuten nicht umgehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Der letzte Punkt, den ich ansprechen will, ist ge-
nauso wichtig; Herr Rixe hat gesagt, er wolle dazu 
noch etwas wissen. 

Natürlich haben diejenigen, die ausbilden - das 
weiß er als Handwerker, und die anderen Handwer-
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ker wissen das ebenfalls; auch ich selber komme aus 
einem Handwerksbetrieb bestimmte Meinungen, 
von denen man manchmal das Gefühl hat, sie seien 
nicht ganz richtig. Diese Meinungen aber gibt es. Da 
die Meinungen zum Teil das Verhalten bestimmen, 
müssen wir sie ernst nehmen. 

Zu diesen Meinungen gehört zum Beispiel, daß 
viele, die ausbilden, sagen: Ich sehe die Auszubil-
denden ja gar nicht mehr: zwei Tage Berufsschule in 
der Woche, überbetriebliche Ausbildung. Inzwischen 
haben die Lehrlingsvergütungen teilweise das Ni-
veau der Vergütungen erreicht, die früher die Refe-
rendare bekommen haben. - Ich kritisiere das nicht; 
ich stelle das nur fest. Dann wird vom Gefühl her 
eine Kosten-Nutzen-Analyse aufgestellt und gesagt: 
Das ist zu teuer! Das lohnt sich nicht mehr! - Deshalb 
halte ich diesen Punkt aus psychologischen Gründen 
für ganz wichtig. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Jawohl! Eine 
Fachkraft ist billiger als zwei Lehrlinge! Das 

ist das Problem!) 
Sie haben eben gesagt, daß wir über Gesetze re-

den werden. Wir werden - das hat das Bundeskabi-
nett beschlossen - das Jugendarbeitsschutzgesetz 
ändern. Ich hoffe sehr, daß Sie das unterstützen; 
denn dies ist ganz wichtig. Ich hoffe sehr, daß alle, 
auch die SPD-regierten Länder - einige SPD-regierte 
Länder tun dies bereits -, zum Beispiel dafür sorgen, 
daß in Zukunft jeder junge Mann und jede junge 
Frau mit einer Lehrstelle im Schnitt vier Tage in der 
Woche im Betrieb sind. 

(Günter Rixe [SPD]: Das kann man organi-
sieren!) 

- Das ist eine Frage der Organisation, also eine Frage 
des guten Willens. Daß das geht, könnte ich an Hand 
SPD-regierter Länder nachweisen. 

(Günter Rixe [SPD]: Das geht ja auch!) 
- Wenn es geht, dann lassen Sie es uns doch bitte 
machen. Warum wird das nicht schon zum neuen 
Lehrstellenjahr in allen Ländern der Bundesrepublik 
gemacht? Warum muß man sich dauernd beschimp-
fen lassen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Rüttgers, da Sie Geburtstag haben, muß ich Sie aus 
fürsorglichen Gründen darauf hinweisen, daß die 10-
Minuten-Grenze erreicht ist. 

Dr. Jürgen Rüttgers, Bundesminister für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: Ich weiß 
das. Ich will nur noch diesen einen Satz sagen: Wenn 
wir konkret werden und die alten Schlachten weglas-
sen, dann werden wir auch zu Lösungen kommen. 
Das hat die Debatte zwischen dem Kollegen Rixe 
und mir jetzt gerade gezeigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Stephan Hilsberg, SPD. 

Stephan Hilsberg (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und KoUegen! Sehr geehrter Herr Rüttgers, 
der große Wurf war das eben wirklich nicht. Offenbar 
haben Sie ein schwieriges Verhältnis zur Statistik. 
Uns ist bekannt, daß es eine ganze Reihe von ausbil-
dungsplatzsuchenden Jugendlichen gegeben hat, 
und zwar in solchen Größenordnungen, daß viele 
keine Lehrstelle bekommen haben. Woher Sie Ihre 
Zahlen haben, ist mir ein Rätsel. 

(Zuruf von der SPD: Einschließlich Abituri-
enten!) 

Zudem frage ich mich, ob Sie ein Stück weit Opfer 
Ihrer eigenen Ideologie sind. Man kann doch nicht 
im Ernst davon ausgehen, daß bei einer Arbeitslosig-
keit in Höhe von 4 Millionen Menschen im Lande, 
bei einer verdeckten von zusätzlich 3 Millionen Men-
schen und den Effekten der nachwirkenden Deindu-
stralisierung in Ostdeutschland das Problem des Aus-
bildungsmarktes allein auf dem innerwirtschaftli-
chen Gebiet gelöst werden kann, ohne daß wirksam 
etwas getan wird. 

Ich habe manchmal das Gefühl, als hätten Sie sich 
im Grunde genommen schon auf die Verfestigung 
der Strukturkrise im dualen System eingestellt, sich 
damit abgefunden und versuchen gar nicht mehr, 
den großen Wurf zu landen, der diese Probleme mit 
einem Mal beseitigen könnte. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
Ich halte es auch für ein bißchen zynisch - „ein biß-

chen" ist hier sehr vorsichtig ausgedrückt -, wenn 
Sie gerade vorführen wollen, als wären Ihre großzü-
gigen Hilfen gen Ostdeutschland gar nicht ge-
braucht worden und deshalb sei es auch nicht nötig, 
sie weiter zu finanzieren. Ja, wenn man politisch so 
weiterverfährt, wie Sie im letzten Jahr verfahren 
sind, daß Sie nämlich fünf Minuten nach Ultimo die 
Mittel zur Verfügung gestellt haben, dann ist es doch 
überhaupt kein Wunder, wenn sich die Jugendli-
chen, die beim Suchen einer Lehrstelle eine Zitter-
partie hinter sich haben, inzwischen nach anderen 
Orten umschauen. 

Das ist ja zur Zeit wieder so. Ich bin im Wahlkreis 
einem Fall begegnet, daß selbst eine Abiturientin -
und mein Wahlkreis ist in der Lausitz, Südbranden-
burg - nach monatelangem Suchen erst in Bayern 
eine Lehrstelle fand. Wenn es selbst einer Abiturien-
tin so geht, wie geht es dann den Nichtabiturienten, 
die hier nach einer Lehrstelle suchen? 

Dieses Problem des Lehrstellenmangels hat eine 
hohe soziale und politische Brisanz. Das ist mit 
schönredenden Worten von der Trendwende oder 
wenn man so tut, als wäre dieses Problem gar nicht 
existent, in keiner Weise zu regeln. 

Nun will ich darauf zu sprechen kommen, wo un-
ser eigentlicher Ansatz der Lösung liegt. Es handelt 
sich in der Tat um ein gerechtes Finanzierungssy-
stem. Man kann das Ausbildungsplatzumlage nen-
nen, es handelt sich wirklich um eine gerechte Finan-
zierung. Denn Sie haben ja völlig recht, einer der 
großen Strukturmängel liegt darin, daß bei den Be-
trieben die kurzfristigen Kostenfaktoren dazu führen, 
zumindest überzählige Ausbildung abzubauen und 
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den Rest auch weiter abzubauen. Letztlich handeln 
diese Betriebe nicht nur verantwortungslos, sondern 
sie handeln ein Stück auch parasitär. 

Langfristig nützt ihnen das überhaupt nichts, kurz-
fristig mag das ein gewisser Vorteil sein. In der Situa-
tion, in der sich die Wirtschaft zur Zeit befindet, kann 
ich da manch einen Unternehmer verstehen. Genau 
deshalb muß dieses Paradigma, daß man nämlich aus 
Kostengründen die Ausbildungsplatzkapazität ab-
senkt, geändert, es muß sozusagen in ein anderes Sy-
stem umgewandelt werden. Dann müssen eben die 
Betriebe, die absichtlich nicht ausbilden, an der 
Finanzierung der anderen Betriebe beteiligt werden. 
Damit werden Sie dieses Paradigma ausschalten. Das 
ist der ganze Sinn und der ganze Zusammenhang. 
Sie werden es auf die Art und Weise möglich ma-
chen, einen Teil der Ressourcen, die in der deutschen 
Wirtschaft in der Tat brachhegen - wie hat früher VW 
ausgebildet, wie hat BMW ausgebildet, wie hat Mer-
cedes ausgebildet? - , wieder zu heben, weil die näm-
lich auch finanziell etwas besser dastehen. 

Zum zweiten muß man auch darüber nachdenken, 
ob nicht das Vollzeitschuljahr in weit stärkerem 
Maße als bisher als voll anerkanntes Berufsschuljahr 
verwendet werden kann, weit mehr unterstützt 
durch entsprechende überbetriebliche Ausbildungs-
stätten. Denn das Argument von seiten der Betriebe 
ist durchaus ernst zu nehmen, die sagen: Im ersten 
Jahr ist mir der Lehrling zu teuer. Hier können wir 
durchaus konstruktiv auf die Probleme der Betriebe 
eingehen. 

Zum anderen will ich Ihnen aber sagen, es wird 
ohne Geld nicht gehen. Sie sagen, mit zwei Milliar-
den wird das Ausbildungssystem subventioniert. 
Wenn ich mir das viel teurere Hochschulsystem an-
sehe, dann sind zwei Milliarden dagegen ein Klacks. 
Die Alternative wäre ein Kaputtgehen des dualen Sy-
stems. Das äußert sich dann in der entsprechend ge-
stiegenen Jugendarbeitslosigkeit. Jugendarbeitslo-
sigkeit ist noch viel, viel teurer, als das, was zur Zeit 
zu subventionieren ist und was für meine Begriffe 
noch mehr zu zahlen ist. Da kann ich nur sagen: 
Herzlichen Glückwunsch, nicht nur zu Ihrem Ge-
burtstag. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Werner Lensing, CDU/CSU. 

Werner Lensing (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Wieder 
einmal beantragt die SPD eine Aktuelle Stunde, um 
die, wie es heißt, Haltung der Bundesregierung zu 
dem dramatischen Rückgang der Ausbildungsplätze 
zu erkunden. 

Meine Damen und Herren, um es auf den Punkt zu 
bringen: Ich mache mir hier, wenn Sie das in diesem 
Ritual jedes Jahr vorführen, ganz erhebliche Sorgen 
um die Folgen, die so eine Einlassung mit sich bringt; 
denn auf diese Art und Weise schüren Sie, wie ich 
meine, ebenso unnötig wie unverantwortlich die 
Ängste junger Menschen. Sie verunsichern zudem 

die Kräfte des freien Unternehmertums und unseres 
kreativen Mittelstandes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Sie reden den Standort Deutschland halbtot und 
wundern sich dabei nicht einmal darüber, 

(Zurufe von der SPD) 
daß das ewige Jammern und Klagen ein Klima 
schafft, das jedem von uns in der Bundesrepublik nur 
noch Schaden bringen kann. - Die große Unruhe, die 
jetzt auftritt, verdeckt noch lange nicht Ihre geistige 
Windstille. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich weiß beispielsweise angesichts des zur traurigen 
Routine gewordenen jährlichen Rituals bald wirklich 
nicht mehr, ob es Ihnen hierbei primär um die The-
matik und damit um die Jugendlichen geht oder le-
diglich um eine an Worthülsen festgemachte und 
dazu völlig unpassende Dauerkritik an der Bundesre-
gierung. 

(Zuruf von der PDS: Geben Sie doch einmal 
eine Antwort darauf!) 

All die Zahlen, die Sie hier nennen, beziehen Sie 
zu gerne aus den sogenannten Berufsberatungsstati-
stiken. Doch diese erfassen lediglich - und das wis-
sen Sie genau - einen Ausschnitt des Lehrstellen-
marktes und sind deshalb für eine realistische Stand-
orteinschätzung überhaupt nicht geeignet. 

(Widerspruch des Abg. Konrad Gilges 
[SPD]) 

Wenn man beispielsweise am Montag in die Zeitung 
schaut, etwa in das „Pfälzer Tagesblatt", dann liest 
man die Überschrift: „Fast 500 Ausbildungsstellen im 
AA-Bezirk Landau noch frei". Ich sage das einfach 
nur deswegen, weil man bei der Betrachtung der 
sicherlich - das gebe ich ja zu - ernsten Situation die 
einzelnen Regionen und die individuellen Berufs-
ziele auseinanderhalten muß. 

Was wir brauchen, meine Damen und Herren, ist 
ganz konkret ein Umdenken. Die Ursachen der Ju-
gendarbeitslosigkeit, die ich nicht leugnen will, sind 
vielfältig und seit Jahren Gegenstand der öffentli-
chen Diskussion: Zu hohe Kostenbelastung, ein zu 
kompliziertes Steuerrecht, administrative Immobilität 
und zum Teil politisch herbeigeführte Überreglemen-
tierungen sind nur einige der strukturellen Probleme. 
Deshalb setzen wir hier seitens der Koalitionsfraktio-
nen ganz konkret an. So versuchen wir beispiels-
weise, durch das Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung rasch Abhilfe zu schaffen. Die SPD 
kennt jedoch nur eine Antwort: Ablehnung. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat ein 50-Punkte-
Programm vorgelegt. Die SPD kennt nur eine Ant-
wort: Ablehnung. Die Koalitionsfraktionen haben im 
vorigen Jahr einen Gesetzentwurf zur beruflichen 
Aufstiegsfortbildung eingebracht. Die Opposition 
stimmte erst zu, nachdem der SPD-Ministerpräsident 
von Niedersachsen dies so ausgehandelt hatte. 

Meine Damen und Herren, das sind die Fakten. 
Wenn heute, unter anderem von Herrn Kollegen 
Hilsberg, noch einmal die Frage der Ausbildungsab-
gabe bemüht wird, dann kann ich nur sagen, es 
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müßte einem jeden von Ihnen klar sein, daß sich 
dann erst recht viele Betriebe aus der Ausbildung zu-
rückziehen. Sie werden doch lieber eine Abgabe 
zahlen, als junge Menschen einzustellen und anzu-
lernen. 

Wir sollten, meine Damen und Herren, über fol-
gende drei Aspekte nachdenken: Erstens muß deut-
lich werden: Die Verringerung der Ausbildungsan-
strengungen weist einen betriebswirtschaftlich zwei-
felhaften und gesamt- wie regionalwirtschaftlich ge-
fährlichen Weg. Schließlich brauchen Unternehmen 
und Wirtschaft praxisnah qualifizierte Fachkräfte -
und dies nach einer Überwindung der aktuellen Pro-
bleme in noch deutlich steigender Zahl. Deswegen 
wiederhole ich das, was der Minister erklärt hat: Wer 
heute den Fachkräftenachwuchs abkoppelt, steht 
morgen möglicherweise neben dem Markt. Zugleich 
wird auch heute schon nach innen wie nach außen 
deutlich, daß einer, der nicht einstellt, kein Vertrauen 
in seine eigene Zukunft hat. 

Der zweite Aspekt. Wir brauchen ein neues Ver-
fahren - wir sind dabei - zur Neuordnung von Aus-
bildungsberufen mit einer deutlichen Beschleuni-
gung der Abwicklung. Rund 90 Berufsbilder - ich 
will nur eine Zahl nennen - für mehrere hunderttau-
send Lehrlinge werden derzeit schon modernisiert. 
Es soll bereits ab 1997 in 40 Bereichen nach den 
neuen Berufsbildern ausgebildet werden. Das ist ein 
neuer Weg. 

Der dritte Aspekt: Stärkung unseres dualen Sy-
stems. Die Bundesregierung hat dies im Perspektiv-
bericht „Berufliche Bildung" im einzelnen dargelegt. 
Ich brauche das hier nicht zu zitieren. 

Meine Damen und Herren, was immer wieder 
deutlich werden muß, ist - und das gilt für alle hier 
im Hause -, daß sich Politik, Wirtschaft und Gewerk-
schaften zum gemeinsamen Handeln im Interesse 
unserer Jugendlichen zusammenzufinden haben. 
Diese Aufgabe kann nicht von irgendeinem in der 
Berufsausbildung tätigen Partner allein geleistet wer-
den. Hier sind vielmehr die öffentliche Hand, die Ge-
werkschaften, die Verbände, die berufsbildenden 
Schulen vor Ort, die Bezirksregierungen, die Landes-
ministerien und auch die Kammern gefragt. 

Deswegen sage ich abschließend: Einseitige 
Schuldzuweisungen und ein unproduktives Jam-
mern nutzen uns und vor allen Dingen den Jugendli-
chen rein gar nichts. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das war ein sehr 
schöner Schlußsatz, Herr Kollege; denn Sie sind weit 
über Ihre Redezeit. 

(Konrad Gilges [SPD]: Es reicht!) 

Werner Lensing (CDU/CSU): Wir sollten uns daher 
auf ein gemeinsames Tun verständigen, Herr Präsi-
dent. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: In Ordnung! 
(Heiterkeit und Beifan bei der CDU/CSU 

und der F.D.P.) 

Das Wort hat der Kollege Heinz Schmitt, SPD-Frak-
tion. 

Heinz Schmitt (Berg) (SPD): Herr Präsident! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Die Bundesregierung 
redet sehr viel über Zukunft. Sogar einen Zukunfts-
minister hat sie aus der Taufe gehoben. Wir haben 
ihn gerade gehört. Es gibt viele Worte; es gibt viele 
Ankündigungen. Doch wie sieht es mit den Taten 
aus? 

Ausgerechnet die jungen Menschen in unserem 
Land, die die Zukunft gestalten sollen, stehen weiter 
im Regen. Die derzeitige Ausblidungssituation für 
die betroffenen Jugendlichen und für unsere Gesell-
schaft insgesamt ist ernüchternd: In Deutschland 
sind derzeit knapp eine Million junge Menschen un-
ter 25 Jahren arbeitslos. Für Schulabgänger stehen 
nicht genügend Ausbildungsplätze zur Verfügung. 
Die Verwirklichung von individuellen Berufswün-
schen und Neigungen ist für immer weniger Auszu-
bildende realisierbar. 

Die nächste Hürde baut sich für viele Jugendliche 
auf, wenn sie ihre Ausbildung hinter sich haben. Die 
Übernahme in geregelte Beschäftigungsverhältnisse 
ist immer weniger garantiert. Allein im letzten Jahr 
wurden 166 000 junge Leute trotz bestandener Prü-
fung arbeitslos. Dies ist ein Skandal. 

(Beifan bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 
Der Berufseinstieg wird zu einem immer größeren 

Problem. Dies zeigt auch, wie wichtig es ist, die Ar-
beitslosigkeit in unserem Land ingesamt entschlos-
sen zu bekämpfen. 

Die Engpässe auf dem Ausbildungsmarkt führen 
zu einem Verdrängungsprozeß, unter dem beson-
ders junge Frauen, Ausländer, Aussiedler, Behin-
derte und Lernschwächere leiden. Dies sind sicher-
lich keine Perspektiven, die unserer Jugend Lust auf 
Zukunft machen. 

(Beifan bei der SPD und der PDS) 
Arbeitslosigkeit ist für jeden ein schweres Schick-

sal. Für junge Menschen, die noch keine feste Orien-
tierung gefunden haben, die ihren Platz in unserer 
Gesellschaft noch suchen, sind fehlende Ausbil-
dungsplätze und Arbeitslosigkeit eine besonders 
schmerzliche Erfahrung. Das Gefühl, unnütz zu sein, 
nicht gebraucht zu werden, ist eine Erfahrung, die 
ein ganzes Leben prägen kann. 

In einer Welt, in der traditionelle Strukturen wie 
Familie, wie Kirche, wie Politik nicht mehr automa-
tisch Halt geben und Lebenswege vorzeichnen, dür-
fen wir junge Menschen nicht auch noch mit ihren 
Ausbildungsproblemen allein lassen. Wenn wir Ju-
gendliche in Selbstzweifel, Mutlosigkeit und Resi-
gnation abrutschen lassen, werden fehlende Ausbil-
dungs- und Berufsperspektiven auch für die Demo-
kratie zu einer Gefahr. Schauen Sie nach Großbritan-
nien, wo man die Jugend verkommen läßt und sie 
dann einem miesen Nationalismus preisgibt. Die 
jüngsten Schlagzeilen in der englischen Boulevard-
presse sind ein warnendes Beispiel. 
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Meine Damen und Herren von der regierenden Ko-

alition, schauen Sie einer solchen Entwicklung nicht 
weiter tatenlos zu! Staat, Länder und Kommunen tun 
immer weniger für die Ausbildung. Die Zahl der Be-
triebe, die noch ausbilden, ist auf unter 35 Prozent 
gesunken. „Lean production" hat also auch vor der 
Ausbildung nicht haltgemacht. Die Wirtschaft über-
sieht dabei: Die Ausbildungsdefizite von heute schaf-
fen den Personalmangel von morgen. 

Ob Selbstverpflichtungsgarantien der Wirtschaft 
an diesem Zustand etwas ändern werden, darf nach 
den Erfahrungen beim „Bündnis für Arbeit" bezwei-
felt werden. Hier entwickelt sich alles andere als eine 
gute Zukunftsfähigkeit für den Standort Deutsch-
land. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Meine Damen und Herren von der Regierung, Sie 
sagen doch, oberstes Ziel sei Ausbildung in der Wirt-
schaft, sei der Erhalt des dualen Systems. Also tun 
Sie auch etwas dafür. Handeln Sie! 

Angesichts steigender Zahlen von Bewerberinnen 
und Bewerbern - in Rheinland-Pfalz rechnet das Lan-
desarbeitsamt mit einem Zuwachs von 32 Prozent al-
lein bis zum Jahr 2007 - fordern wir Sozialdemokra-
ten eine sofortige Ausbildungsinitiative und eine Re-
form des Berufsbildungssystems. Wir Sozialdemo-
kraten haben unsere Vorstellungen zur Reform der 
beruflichen Bildung in verschiedenen Anträgen de-
tailliert dargelegt und auch heute nochmals formu-
liert. 

Das bedeutendste Zukunftskapital eines Landes 
und einer Gesellschaft sind immer noch seine jungen 
Menschen. Es ist höchste Zeit, daß wir uns darauf 
wieder besinnen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Gerhard Päselt, CDU/CSU. 

Dr. Gerhard Päselt (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine Aktuelle 
Stunde zur Lehrstellensituation 

(Zuruf von der PDS: Findet jedes Jahr statt!) 
findet jedes Jahr statt. 

(Lachen bei der SPD und der PDS) 
Das ist der Tatsache geschuldet, daß die Zahl der be-
trieblichen Ausbildungsplätze den Bedarf in den zu-
rückliegenden Jahren wie auch in diesem Jahr nicht 
decken konnte bzw. kann. Auch für die nächsten 
Jahre ist noch keine Entwarnung in Sicht. 

Vergegenwärtigen wir uns die Ausgangssituation: 
Der Bedarf an Lehrstellen wird in den neuen Bun-
desländern durch stärkere Jahrgänge gegenüber 
dem Vorjahr um 14 000 auf 140 000 Plätze ansteigen. 
Trotz der vielfältigen Bemühungen der Wirtschaft, 
des öffentlichen Dienstes und der Arbeitsämter wird 
sich am Ende des Vermittlungsjahres wieder ein De-
fizit an betrieblich besetzbaren Lehrstellen ergeben, 

dessen Höhe vom Bundesministerium für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie unter Zu-
grundelegung der Vorjahreserfahrungen mit 12 000 
angegeben wird. Andere Schätzungen sprechen von 
etwa 25 000 unversorgten Plätzen. Die wahre Größe 
dürfte dazwischen hegen. 

(Zuruf von der PDS: Nicht Plätze! Men-
schen!) 

Die für Lehrstellen im dualen System Verantwortli-
chen, Industrie, Handwerk und öffentlicher Dienst, 
dürfen einerseits nicht aus ihrer Verantwortung ent-
lassen werden, sind aber andererseits in den neuen 
Bundesländern aus wirtschaftlichen Gründen objek-
tiv nicht in der Lage, den Lehrstellenbedarf zu befrie-
digen. Dies war bisher jedes Jahr so und wird auch in 
diesem Jahr nicht anders sein. 

Da Industrie, Handwerk und öffentlicher Dienst in 
den neuen Ländern das Lehrstellenproblem auch 
1996 allein nicht lösen können, ist ein staatliches Be-
gleitprogramm erforderlich. In den vergangenen 
Jahren hat sich gezeigt, daß eine pauschale Förde-
rung von außerbetrieblichen Ausbildungsplätzen das 
Problem nicht lösen kann. Es bedarf vielmehr der 
konkreten Anpassung an die Bedingungen vor Ort. 

Durch das von Bundesminister Rüttgers vorgelegte 
Zukunftsbündnis Lehrstellen wurde rechtzeitig rea-
giert. Ich möchte hier aber nicht verschweigen, daß 
die Lage auf dem Lehrstellenmarkt in den letzten 
Jahren und auch in diesem Jahr nicht einfach war 
und ist. Dennoch konnte das Problem in den vergan-
genen Jahren gelöst werden. Wir hoffen, daß dies 
auch in diesem Jahr der Fall ist. 

Bei der von unserer Fraktion veranstalteten Anhö-
rung in Berlin hatte ich den Eindruck, daß alle an ei-
nem Strang in die gleiche Richtung ziehen, von der 
Gewerkschaft bis zum Handwerk; mit leichten Ein-
schränkungen gilt dies auch für die Industrie. So 
stellt sich auch die gesamtdeutsche Situation dar: Die 
Industrie hat ihre dem Bundeskanzler gegebene Zu-
sage von 10 Prozent mehr Ausbildungsplätzen im 
Zweijahreszeitraum 1995 und 1996 bisher noch nicht 
eingelöst. Im Jahre 1995 waren es nur etwa 2 Prozent, 
so daß 1996 noch 8 Prozent ausstehen. 

(Günter Rixe [SPD]: Die sollten in einem 
Jahr 10 Prozent nachlegen!) 

Wir richten auch von dieser Stelle den Appell an die 
Industrie, zu ihrer Zusage zu stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Gestatten Sie mir, noch einige Bemerkungen zur 

ostdeutschen Situation zu machen. Ich habe von der 
Anhörung die Ausführungen des Vertreters vom 
DGB, Dr. Jürgen Weißbach aus Sachsen-Anhalt, mit-
gebracht. 

(Werner Lensing [CDU/CSU]: Der ist sehr 
bekannt!) 

Sie dürfen sich das selbst durchlesen. Mir steht es 
nicht zu, das alles zu zitieren. Nur soviel: Die ostdeut-
sche Industrie hat zu ihren Verpflichtungen gestan-
den. 

(Günter Rixe [SPD]: Das ist ja richtig!) 
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Mehr kann sie in der Regel nicht machen. 

(Günter Rixe [SPD]: Das sagen wir auch gar 
nicht!) 

Ich betone das hier, weil immer wieder der Vorwurf 
erhoben wird, die lösten ihr Versprechen nicht ein. 
Sie haben es eingelöst. Mehr Industrie ist, bitte 
schön, nicht vorhanden. Auch darauf muß hingewie-
sen werden, wenn hier laufend nur kritisiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Vertreter aus Cottbus - da sollte Herr Hilsberg 
zuhören - haben darauf hingewiesen, daß die Groß-
industrie dort, zum Beispiel Laubag, über ihre Maßen 
ausbildet, obwohl die Betriebe keinen Bedarf sehen, 
weil sie keine Zukunft haben. 

Sie sollten sich dieses ganze Material ansehen. In 
diesem Punkt bestand eine weitgehende Überein-
stimmung. Gleiches wurde mir auf einer Veranstal-
tung der CDA in Gotha gesagt. Leider weiß ich den 
Namen des Vertreters der IG Metall aus Frankfurt 
am Main nicht mehr, der bestätigt hat: Es gibt keine 
Differenzen. Ihre Forderungen für Ostdeutschland 
zur Lage auf dem Arbeits- bzw. Ausbildungsmarkt 
stimmen in dieser Form einfach nicht. 

(Rosel Neuhäuser [PDS]: Wer ist für die 
Industrie zuständig?) 

Zu Ihnen, Herr Rixe, darf ich noch sagen: Er be-
jahte eindeutig die Qualität der außerbetrieblichen 
Ausbildung. Ich sage Ihnen das. Er sagt: Die wird in 
Ostdeutschland noch lange oder längere Zeit not-
wendig sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich möchte an dieser Stelle einige Eckpunkte aus 

dem „Zukunftsbündnis Lehrstellen" darstellen. Von 
allen Seiten wurde es als Schritt in die richtige Rich-
tung gelobt. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege, ich 
muß Sie geschäftsleitend darauf aufmerksam ma-
chen, daß Sie Ihre Zeit erschöpft haben. Allzuviel Re-
dezeit haben Sie nicht mehr. Ich sage das nur für die 
Planung Ihrer letzten Sätze. 

(Günter Rixe [SPD]: Er hat sich zu lange mit 
mir beschäftigt!) 

Dr. Gerhard Päselt (CDU/CSU): Gut. - Ich möchte 
aus meinem Wahlkreis ein Beispiel nennen, das 
zeigt, wie man mit Engagement Lehrplätze akquirie-
ren kann. Mir wurde vom Arbeitsamt Gotha heute 
zugefaxt, daß man vom 15. April bis zum 3. Mai die 
Berufsberater in 1 170 Betriebe geschickt hat und 
daß in diesem Zeitraum 309 zusätzliche betriebliche 
Ausbildungsplätze akquiriert wurden. 

Ich hoffe, daß unsere Ausbildungsplatzentwickler 
genausoviel Erfolg haben werden und daß wir das 
Problem auch dieses Jahr gemeinsam lösen werden. 
Dieser Wunsch gilt für dieses Jahr; alles Weitere wird 
sich mit dem gerade Dargestellten lösen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Edelgard Bulmahn, SPD. 

Edelgard Bulmahn (SPD): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist rich-
tig, daß wir bereits vor einem Jahr fast zur gleichen 
Zeit die Ausbildungsplatzsituation in der Bundesre-
publik im Deutschen Bundestag diskutiert haben. Es 
ist richtig, daß wir das auch schon vor zwei Jahren 
getan haben. Aber ich frage Sie, Herr Minister Rütt-
gers, und auch Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen: 
Macht Sie das nicht ein wenig nachdenklich? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Macht es Sie nicht nachdenklich, daß wir in dieser 
Frage nicht den Erfolg erreicht haben, den wir alle 
miteinander wünschen und den wir brauchen? 

Was ist aus der Trendwende, die vor einem Jahr 
mit großem Pomp angekündigt worden ist, gewor-
den? Wir stehen heute vor der Situation, daß es na-
hezu als 130 000 Jugendliche gibt, die keinen Ausbil-
dungsplatz gefunden haben. Was, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ist denn dramatischer? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
Was für ein Parlament wären wir, wenn wir in die 
Sommerpause gingen und diese Situation hier nicht 
diskutiert hätten? 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 
Sie sagen: Jeder muß das tun, was ihm möglich ist 

und was in seiner Verantwortung liegt. Dazu sage 
ich: Ja. Ich sage aber auch zu Ihnen, Herr Minister 
Rüttgers: Es ist Ihre Pflicht, das Ihrige zu tun. 

Das, was wir in den vergangenen Jahren immer 
wieder erlebt haben, ist, daß die Vorschläge, die ge-
macht wurden, nicht ausreichten. Wir müssen fest-
stellen, daß das Lehrstellenversprechen der deut-
schen Wirtschaft im letzten Jahr nur halbherzig um-
gesetzt worden ist. Herr Minister Rüttgers, sind denn 
25 000 Jugendliche, die im letzten Jahr keine Lehr-
stelle gefunden haben, 

(Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers: 
Stimmt doch gar nicht! - Gegenruf von der 

SPD: Natürlich stimmt es!) 

für Sie nichts? Sind sie Luft? 
(Zuruf von der PDS: Luft, jawohl!) 

Sie haben gesagt, es sei im letzten Jahr zum Erfolg 
gekommen, alle hätten einen Ausbildungsplatz ge-
funden. 

(Bundesminister Dr. Jürgen Rüttgers: Ja!) 
Eine offizielle Verlautbarung der Bundesregierung, 
die sozialpolitische Umschau des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung, sagt: 25 000 Ju-
gendliche wurden diesen Zahlen zufolge im Jahre 
1995 nicht vermittelt. Das ist eine offizielle Verlaut-
barung dieser Bundesregierung. Sie stammt nicht 
aus Ihrem Haus, Herr Rüttgers, das ist richtig, aber 
sie stammt aus einem anderen Hause. 



10334 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 115. Sitzung. Bonn, Mittwoch, d e n 26. Juni 1996 

Edelgard Bulmahn 
Interessiert es Sie denn überhaupt nicht, daß 

25 000 Jugendliche keine Lehrstelle bekommen? 
(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 
Können Sie das wirklich als vollen Erfolg verkaufen? 
Ich nicht. 

(Zuruf von der PDS: Sehr richtig!) 
Wir stehen alle in der Pflicht, auch Sie, Herr Mi-

nister Rüttgers. Ich halte es für dringend notwendig, 
daß jetzt endlich gehandelt wird und daß Sie mit Bit-
ten und Betteln an die Adresse der Wirtschaft aufhö-
ren. Die Politik der Appelle hilft nicht mehr weiter, 
das hat das Ausbildungsjahr 1995 sehr deutlich ge-
macht, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Machen Sie doch 
einmal konkrete Vorschläge! Ganz kon-

kret!) 
und das zeigt sich mit aller Härte bei den neuesten 
Zahlen. 

Ihr zusätzliches Programm „Zukunftsbündnis 
Lehrstellen" ist gut und schön. Sie haben in vielen 
Punkten unsere Unterstützung, denn viele dieser 
Punkte haben wir von seiten der SPD schon lange 
gefordert. Wir halten es für richtig, daß sie umgesetzt 
werden. Ich muß aber ganz klar sagen: Das Pro-
gramm reicht nicht aus. 

Das Hauptproblem, vor dem wir heute stehen und 
das offensichtlich immer noch nicht zur Kenntnis ge-
nommen wird, besteht darin, daß das duale System 
strukturell bedroht ist und daß Sie endlich handeln 
müssen. Wenn sich nur knapp ein Drittel der Be-
triebe, liebe Kolleginnen und Kollegen, an der Aus-
bildung beteiligen, wenn nur 15 Prozent aller Auszu-
bildenden in Großbetrieben mit über 1000 Beschäf-
tigten ausgebildet werden, so muß das doch auch Ih-
nen Anlaß zum Nachdenken geben. Der Rückzug 
der großen Unternehmen aus der beruflichen Bil-
dung - das ist das Hauptproblem, über das wir re-
den -

(Zuruf von der PDS: Genau!) 
muß gestoppt werden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
Dazu bedarf es einer Reform der beruflichen Bil-
dung, mit der die Qualität der Ausbildung verbes-
sert, veränderte Qualifikationsanforderungen aufge-
nommen und so die Attraktivität für die Unterneh-
men erhöht werden. 

(Werner Lensing [CDU/CSU]: Da gibt es 
doch gar keinen Gegensatz!) 

Mein Kollege Günter Rixe hat gesagt, daß wir ei-
nen gerechten Leistungsausgleich vorschlagen, mit 
dem wir erreichen wollen, daß sich alle Betriebe an 
der Ausbildung beteiligen. Dabei geht es nicht 
darum, wie Sie von den Koalitionsparteien uns im-
mer wieder gerne unterstellen, der deutschen Wirt-
schaft neue Lasten aufzubürden. Nein, wir wollen 
endlich eine gerechte Verteilung der Lasten und eine 
gerechte Beteiligung aller Unternehmen: Wer über-
durchschnittlich ausbildet, soll von den Kosten entla-

stet werden, wer unterdurchschnittlich ausbildet, soll 
wenigstens an den Kosten der Ausbildung beteiligt 
werden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
Damit können gerade das Handwerk sowie kleine 
und mittlere Unternehmen zusätzlich gefördert wer-
den, und die großen Unternehmen bekommen wir 
endlich stärker in die Verantwortung für die Ausbil-
dung zurück. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn es welche 
gibt!) 

Es gibt verschiedene Wege, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, einen gerechten Leistungsausgleich einzu-
führen. Welcher Weg zu gehen ist, werden wir mit 
den Arbeitgebern, den Gewerkschaften und den 
Handwerkskammern diskutieren. Diese Beratung 
aktiv einzuleiten, das, finde ich, wäre ein angemesse-
ner Beitrag auch der Bundesregierung zu einem 
glaubwürdigen und wirklich überzeugenden 
„ Bündnis für Ausbildung". 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 
Ich finde, es muß endlich Schluß damit sein, das 
Thema „Ausbildungsfinanzierung" als ideologisches 
Kampffeld zu betrachten und zu diffamieren. Vor-
schläge müssen auf ihre Wirksamkeit hin geprüft 
werden. Das sind wir den Jugendlichen wirklich 
schuldig. 130 000 Jugendliche, über die wir reden, 
sind unsere Zukunft. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Frau Kollegin, 
achten Sie bitte auf die Zeit! 

Edelgard Bulmahn (SPD): Ich selber habe in den 
vergangenen Monaten bei vielen Gesprächen mit 
Handwerksbetrieben, Handwerkskammern und klei-
nen und mittleren Unternehmen immer wieder fest-
gestellt, daß dort eine große Bereitschaft vorhanden 
ist, über neue Formen einer solidarischen Ausbil-
dungsfinanzierung zu beraten, weil nämlich sie bis-
her die Lasten getragen haben. 

(Werner Lensing [CDU/CSU]: Dann spre-
chen Sie mit ganz anderen Leuten!) 

Ich finde, es wäre an der Zeit, daß wir uns in diesem 
Parlament auf die Suche nach einer sachlichen Lö-
sung für dieses Problem begeben. Das sind wir den 
Jugendlichen in unserem Land, die einen Anspruch 
auf eine qualifizierte und zukunftsorientierte Ausbil-
dung haben, schuldig. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Paul Krüger, CDU/CSU. 

Dr.-Ing. Paul Krüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben 
in dieser Debatte heute große Worte gehört. Es war 
ein vielstimmiger Chor insbesondere von der Opposi-
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tion. Leider gab es kein Konzept. Zum einen wird ge-
sagt, die Wirtschaft sei allein verantwortlich, zum an-
deren, der Staat habe die Schuld. Wenn hier vom real 
existierenden Kapitalismus geredet wird, dann muß 
ich sagen: Wer das sagt, hat nicht begriffen, daß die 
Ausbildungsplatzsicherung - das zeigen die letzten 
Jahre - gerade in den neuen Bundesländern der Be-
weis dafür ist, daß wir in einer sozialen Marktwirt-
schaft leben. 

(Zuruf von der SPD: Die demontieren Sie 
doch!) 

Der Staat hat immer gehandelt. Der Staat macht al-
lerdings nicht alles. Die SPD will natürlich, daß der 
Staat immer möglichst alles regelt. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Angesichts dieser Äußerungen appelliere ich zu-
nächst einmal an die Länder. Wenn überhaupt der 
Staat in der Pflicht steht, dann betrifft dies die Län-
der. 

Zum zweiten darf ich Ihnen folgendes sagen. Ein 
Umlagesystem, das Sie fordern, würde gerade in den 
neuen Bundesländern dazu führen, daß viele Be-
triebe in das sichere Aus gingen. Daneben gibt es 
übrigens viele Betriebe, die gern ausbilden und so-
gar kostengünstig ausbilden. Die Lösung, die Sie uns 
immer wieder anbieten, wird uns das Problem nicht 
vom Hals schaffen. 

(Beifall des Abg. Dr.-Ing. Rainer Jork [CDU/ 
CSU]) 

Lassen Sie mich kurz etwas zur Ausbildungssitua-
tion in den neuen Ländern sagen. Die Situation ist 
wie jedes Jahr kritisch und problematisch. Ich finde 
es nicht gut, daß wir hier jedes Jahr gerade zu dieser 
Zeit die Jugendlichen dadurch verunsichern, 

(Widerspruch bei der SPD und der PDS) 
daß wir ihnen suggerieren, wir würden nicht genü-
gend Ausbildungsplätze schaffen. An jedem Jahres-
ende haben wir bewiesen, daß wir mehr Plätze als 
Ausbildungsplatzsuchende haben. Wir haben jedes 
Jahr gehandelt. Wir werden auch dieses Jahr wieder 
handeln. Wir haben uns bereits im Oktober letzten 
Jahres mit dem Bundeswirtschaftsministerium und 
dem Bundesbildungsministerium zusammengesetzt 
und ein Konzept entwickelt, welches seinen Nieder-
schlag letztlich im Zukunftsbündnis für Lehrstellen 
gefunden hat. Die Schwerpunkte sind heute zum Teil 
schon angesprochen worden. Ich darf sie zusammen-
fassen: Modernisierung der Berufsausbildung, Schaf-
fung neuer Berufsbilder, Nutzung sogar von Kredit-
programmen zur Schaffung von Ausbildungsbedin-
gungen in den Unternehmen, Einsatz zusätzlicher 
Ausbildungsplatzentwickler, finanzielle Beteiligung 
an der Förderung zusätzlicher Plätze - das ist der 
Schwerpunkt dieses Programms - für zunächst 
13 000 Plätze - wir werden sehen, ob wir noch wei-
tere brauchen; darüber müssen wir uns dann ge-
nauer informieren - bis hin zur Unterstützung der Be-
rufsausbildung bei den Existenzgründern. 

Dieses ganze Programm, insbesondere auch die 
Förderung der Ausbildungsplätze über Bund und 
Länder, ist ein subsidiäres Programm. Das finde ich 
bemerkenswert. Die Länder haben die Freiheit, 
selbst zu entscheiden, wie sie dieses Programm aus-
füllen wollen. Jetzt sind Länder, Kammern und Ar-
beitsämter gefragt, dieses Programm umzusetzen. 
Sie müssen initiativ werden, und wir wissen, daß sie 
das auch tun. 

Wir wünschen uns, daß in jedem neuen Bundes-
land ein Bündnis für Ausbildung entsteht, vielleicht 
entsprechend der Sachsen-Initiative. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Die Sachsen haben haben eine echte Innovation vor-
gelegt. Sie haben durch eine ganze Reihe von neuen 
Schritten bei der Berufsausbildung gezeigt, wie man 
es machen kann, Dazu gehören Ausbildungsvereine, 
Ausbildungsverbünde, Mobilitätshilfen und flexi-
blere Formen zwischen der betrieblichen und der au-
ßerbetrieblichen Ausbildung - hier müssen und soll-
ten wir neue Ideen entwickeln - bis hin zur Flexibili-
sierung des Berufsschulunterrichtes. 

(Günter Rixe [SPD]: Machen wir!) 
Das sind Innovationen, die, wie ich denke, die alten 
Länder von den neuen Ländern übernehmen könn-
ten, um die anstehenden Probleme zu lösen. All das 
ist Beweis genug dafür, daß die Bundesregierung 
und die sie tragende Koalition gehandelt haben. 

Wir werden in unseren Appellen gegenüber der 
Wirtschaft nicht locker lassen und weiter betonen, 
daß die Wirtschaft in der Pflicht steht. Darin stimmen 
wir ausnahmsweise auch überein. Aber wir dürfen 
uns keine Illusionen über die Möglichkeiten und die 
Kraft der Wirtschaft machen. Deswegen werden wir 
weiterhin die Entwicklung beobachten 

(Edelgard Bulmahn [SPD]: Handeln, nicht 
beobachten!) 

und mit großer Aufmerksamkeit dafür Sorge tragen, 
daß alle Ausbildungsplatzsuchenden am Jahresende 
auch einen Ausbildungsplatz erhalten, 

(Widerspruch bei der SPD und der PDS) 
wie das bisher immer der Fall war. Das, meine Da-
men und Herren, garantiere ich Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Aktuelle 
Stunde ist beendet. Wir sind damit am Schluß unse-
rer heutigen Tagesordnung angekommen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 27. Juni 1996, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung: 16.58 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

A b g e o r d n e t e (r) 
en t schu ld ig t bis 
e insch l i eß l i ch 

Antretter, Robert SPD 26. 6. 96 * 

Behrendt, Wolfgang SPD 26. 6. 96 * 

Bindig, Rudolf SPD 26. 6. 96 * 

Borchert, Jochen CDU/CSU 26. 6. 96 

Bühler (Bruchsal), Klaus CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Fischer (Unna), Leni CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Genscher, Hans-Dietrich F.D.P. 26. 6. 96 

Gysi, Andrea PDS 26. 6. 96 

Holzhüter, Ingrid SPD 26. 6. 96 

Horn, Erwin SPD 26. 6. 96 * 

Hornung, Siegfried CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Junghanns, Ulrich CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Dr. Kinkel, Klaus F.D.P. 26. 6. 96 

Kriedner, Arnulf CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Lummer, Heinrich CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Maaß (Wilhelmshaven), 
Erich 

CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Dr. Maleuda, Günther PDS 26. 6. 96 

Marten, Günter CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Dr. Rexrodt, Günter F.D.P. 26. 6. 96 

Scharping, Rudolf SPD 26. 6. 96 

Dr. Scheer, Hermann SPD 26. 6. 96 * 

Siebert, Bernd CDU/CSU 26. 6. 96 * 

Terborg, Margitta SPD 26. 6. 96 * 

Vosen, Josef SPD 26. 6. 96 

Zierer, Benno CDU/CSU 26. 6. 96 * 

* für d ie T e i l n a h m e a n S i t z u n g e n der par lamentar i s chen Ver-
s a m m l u n g d e s Europarates 

Anlage 2 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Fra-
gen des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5016 Fragen 1 und 2): 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Inwieweit trifft der Bericht des Norddeutschen und Westdeut-
schen Rundfunks vom 14. Juni 1996 zu, wonach das Bundeskri-
minalamt den Sprengstoffanschlag der terroristischen Vereini-
gung „AYL" auf das peruanische Generalkonsulat in Düsseldorf 
am 23. Dezember 1995 ebenso wie die anschließende Fahrt der 
Täter nach Göttingen mit Hilfe technischen Geräts lückenlos 
aufgezeichnet haben soll, und falls dies im Grundsatz zutrifft, 
wie ist dieses Zuwarten angesichts eines Anschlags, durch den 
Menschenleben gefährdet sowie hoher Sachschaden angerich-
tet wurde, mit dem das Bundeskriminalamt verpflichtenden Le-
galitätsprinzip und dessen Auftrag zur Gefahrenabwehr verein-
bar? 

Inwieweit trifft der Bericht des Norddeutschen und Westdeut-
schen Rundfunks vom 14. Juni 1996 außerdem zu, wonach es bei 
der langjährigen Observation der „AIZ" durch einen von der 
Polizei zum Verfassungsschutz abgestellten Observationstrupp 
mehrfach zu Pannen gekommen sei und daß ein nicht den bei-
den festgenommenen Tatverdächtigen F. und St. zuzuordnender 
Fingerabdruck auf einen weiteren, polizeilich nicht gestellten 
Mittäter deuten könnte, und geht die Bundesregierung davon 
aus, daß heute noch Tatverdächtige der „AIZ", die nicht mit den 
Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten, auf freiem Fuß 
sind? 

Zu Frage 1: 

Die Bundesregierung gibt grundsätzlich keine 
Auskunft zu einsatztechnischen Maßnahmen der 
Strafverfolgungsbehörden. 

Zu Frage 2: 

Die Polizei hat im Rahmen des Ermittlungsverfah-
rens gegen mutmaßliche Mitglieder der „AIZ" keine 
Beamten zum Verfassungsschutz abgestellt. Von 
mehrfachen Pannen bei der Observation mutmaßli-
cher Mitglieder der „AIZ" ist der Bundesregierung 
nichts bekannt. 

Richtig ist, daß bei den Ermittlungen wegen eines 
der „AIZ" zugerechneten Anschlages aus dem Jahre 
1994 ein Fingerabdruck gesichert wurde, der bislang 
nicht zugeordnet werden konnte. 

Anlage 3 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Irmgard Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) 
(Drucksache 13/5016 Frage 3): 

Wer waren die Vertragspartner der Bundesrepublik Deutsch-
land bei der Veräußerung der Auslandsvertretungen der ehema-
ligen DDR, und welche Gutachten lagen dem Verkauf zu-
grunde? 

Ich habe eine Liste über die verkauften Objekte 
und Grundstücke der ehemaligen DDR zusammen-
stellen lassen, die ihre Frage in allen Punkten beant-
wortet. Um die umfangreichen Angaben zu den hier 
dokumentierten 74 Verkaufsfällen nicht verlesen zu 
müssen, schlage ich vor, Ihnen diese Zusammenstel-
lung zu übergeben. 
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Anlage 4 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Dr. Norbert Lammert auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Eckhart Pick (SPD) 
(Drucksache 13/5016 Frage 4): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach Erhebungen des 
Bundesverbandes mittelständischer Reiseunternehmen von Rei-
severanstaltern derart extrem hohe Stornogebühren verlangt 
werden, daß sich mittlerweile ein großer Teil der Einnahmen 
bzw. Gewinne aus solchen bis zu 80 % des Reisepreises betra-
genden „Gebühren" zusammensetzt, und wie gedenkt die Bun-
desregierung dieser Situation zu begegnen? 

Nach Auskunft des asr-Bundesverband mittelstän-
discher Reiseunternehmen gibt es keine entspre-
chenden Erhebungen. In der Mitgliederversamm-
lung des Bundesverbandes mittelständischer Reise-
unternehmen am 19. und 20. April 1996 hat sich des-
sen Präsident Laepple für eine aufwandsgerechte 
Entschädigung der Reisebüros für stornierte Reisen 
ausgesprochen. 

Diese Forderung ist in den Printmedien mit der 
Kernaussage aufgegriffen und wiedergegeben wor-
den, die deutschen Reiseveranstalter würden mit 
Stornogebühren bei Reiserücktritten von Urlaubern 
ein Millionengeschäft machen. 

Dem Präsidenten des Bundesverbandes mittelstän-
discher Reiseunternehmen ging es bei seinen Aus-
führungen anläßlich der Mitgliederversammlung 
vom 19. und 20. April 1996 hingegen darum, eine 
aufwandsgerechte Entschädigung der Reisebüros 
durch die Reiseveranstalter für stornierte Reisen aus 
den erhobenen Stornokosten einzufordern. 

Bei einem Reiserücktritt des Reisenden bis 14 Tage 
vor Reiseantritt werden bei der überwiegenden Zahl 
von Reiseveranstaltern in der Regel Stornokosten in 
Höhe von 50 bis 55 % fällig. Lediglich bei aufwendi-
gen Studienreisen und Kreuzfahrten, die aufgrund 
des späten Reiserücktritts nicht erneut verkauft wer-
den können, kann es im Ausnahmefall zu Stornoko-
sten bis zu 100 % der Reisekosten kommen. 

Es ist Sache der Vertragsparteien, also des Reise-
veranstalters und des Reisenden, Reiserücktrittsko-
sten, gestaffelt nach dem Zeitraum, der zwischen 
dem erklärten Reiserücktritt und dem vorgesehenen 
Reiseantritt liegt, zu vereinbaren. Hält der Reisende 
im Einzelfall die Stornokosten für überhöht, steht ihm 
der Zivilrechtsweg offen. Im übrigen hat der Rei-
sende die Möglichkeit, sich gegen bestimmte Risi-
ken, die Anlaß für einen Reiserücktritt sein können, 
vor Reiseantritt zu versichern. 

Ferner muß berücksichtigt werden, daß die Storno-
forderungen der Reiseveranstalter die Garantielei-
stungen für einen nicht verkauften Platz im Flugzeug 
oder im Hotel durch den Veranstalter sowie dessen 
Verwaltungsaufwand abdecken sollen. Die Vermark-
tung von stornierten Reisen im last-minute-Bereich 
erfolgt zudem häufig zu reduzierten Preisen und ist 
oft nicht kostendeckend. Zudem entstehen hierdurch 
zusätzliche Vermarktungskosten. 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte da-
für, daß die Stornokosten einen großen Teil der Ein-
nahmen bzw. Gewinne der Reiseveranstalter darstel-
len. 

Anlage 5 

Antwort 
der Parl. Staatssekretärin Gertrud Dempwolf auf die 
Fragen des Abgeordneten Klaus Hagemann (SPD) 
(Drucksache 13/5016 Fragen 5 und 6): 

Wie will die Bundesregierung gewährleisten, daß bei der ge-
planten deutlichen Reduzierung der Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen (AßM) und dem Auslaufen der Möglichkeiten nach § 
249h des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) die offene Jugend-
arbeit und die Jugendverbandsarbeit in den neuen Ländern 
nicht völlig zusammenbrechen, die zur Zeit von den Personalko-
stenzuschüssen der Arbeitsämter sehr stark abhängig sind? 

In welcher Höhe sollen nach den Planungen der Bundesregie-
rung die Ansätze für den Kinder- und Jugendplan im Bundes-
haushalt 1997 gekürzt werden, nachdem generelle Einsparun-
gen in allen Ansätzen vorgesehen sind, und wie lassen sich Lei-
stungskürzungen im Bereich der Jugendhilfe mit mittel- und 
langfristigen Auswirkungen für die gesamte Gesellschaft ver-
einbaren vor dem Hintergrund, daß „den Einsparungen (müs-
sen) immer die möglichen Mehraufwendungen - etwa im Be-
reich der Sozialhilfe, der Drogenhilfe oder des Jugendstrafvoll-
zugs - gegenübergestellt werden" (Bundespräsident Dr. Roman 
Herzog beim Jugendhilfetag in Leipzig) müssen? 

Zu Frage 5: 

Das neue Arbeitsförderungs-Reformgesetz (AFRG), 
das stufenweise ab dem 1. Januar 1997 und ab dem 
1. Januar 1998 in Kraft treten soll, knüpft bei der För-
derung von Strukturanpassungsmaßnahmen an die 
positiven Erfahrungen mit der Arbeitsförderung Ost 
und West an. Bereits zum 1. Januar 1997 soll die Ver-
längerung der befristeten produktiven Arbeitsförde-
rung von Ende 1997 auf Ende 2002 erfolgen. 

Nach § 270 ff. SGB III können danach Träger, die 
Maßnahmen zur Verbesserung des Angebotes bei 
den sozialen Diensten und in der Jugendhilfe anbie-
ten, bis zum 31. Dezember 2002 durch Zuschüsse ge-
fördert werden. Die neue Förderung gilt für Ost- und 
Westdeutschland gleichermaßen und vereint hierbei 
die Förderbedingungen von §§ 249h und 242s AFG 
in einer Leistung. Sie beinhaltet ein Angebot von 
Bund und Bundesanstalt für Arbeit an Länder, Kom-
munen und sonstige Dritte, die im eigenen Interesse 
hegenden Aufgaben auch im Jugendbereich erledi-
gen zu können. 

Aus jugendpolitischer Sicht ist zu begrüßen, daß 
die Regelungen zur produktiven Arbeitsförderung 
fortgeführt werden. Übergangsregelungen stellen si-
cher, daß die Förderung kontinuierlich fortgeführt 
wird. 

Das neue AFRG leistet somit einen entscheidenden 
Beitrag, um die Jugendhilfe in den neuen Bundeslän-
dern zu festigen und zu sichern. Es geht dabei nicht 
darum, dauerhaft Jugendarbeit über die Arbeitsför-
derung zu betreiben. Für eine Übergangszeit wird 
der Bund jedoch weiter helfen, damit eine Dauerfi-
nanzierung durch freie Träger, Kommunen bzw. Län-
der erleichtert wird. 

Zu Frage 6: 

Die Bundesregierung entscheidet erst am 10. Juli 
1996 über den Entwurf des Bundeshaushaltes 1997. 
Insofern können noch keine Angaben zu einzelnen 
Haushaltsansätzen gemacht werden. 
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Bei allen Sparzwängen werden wir jedoch für den 
Bereich des Kinder- und Jugendplanes des Bundes 
dafür Sorge tragen, daß die Förderung der bundes-
zentralen Infrastruktur der Jugendhilfe in ihrer Sub-
stanz auch in Zukunft sichergestellt wird. 

Anlage 6 

Antwort 
der Pari. Staatssekretärin Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
auf die Fragen der Abgeordneten Monika Knoche 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5016 
Fragen 7 und 8): 

Wie hoch war der Anteil der Zuzahlungen in den Bereichen 
Arznei- und Verbandsmittel) Fahrtkosten, Heilmittel, Kranken-
hausbehandlung, stationäre Vorsorge und Rehabilitationsmaß-
nahmen sowie Zahnersatz im internationalen Vergleich, und 
welchen Anteil hatten diese Kosten im Verhältnis zum Versiche-
rungsanteil der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zueinan-
der? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen, die 
Beitragsausfälle in der gesetzlichen Krankenversicherung, die 
durch eine Absenkung der Lohnfortzahlungen im Krankheits-
falle entstehen, zu verhindern sowie die Mindereinnahmen der 
Krankenkassen auszugleichen, und wie hoch schätzt die Bun-
desregierung die Zahl der Menschen mit geringen Einkommen, 
die durch eine Absenkung der Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall bzw. des Krankengeldes sozialhilfeberechtigt werden? 

Zu Frage 7: 
Die Zuzahlungsanteile in den genannten Berei-

chen werden von den amtlichen Statistiken nicht ge-
trennt erfaßt. Das Bundesministerium für Gesundheit 
läßt Daten über Selbstzahlungsanteile im internatio-
nalen Vergleich kontinuierlich von der Firma BASYS 
- Beratungsgesellschaft für angewandte Systemfor-
schung mbH ermitteln. Demnach betrug der Selbst-
zahlungsanteil im früheren Bundesgebiet 1992 
12,0 % der Gesundheitsausgaben. 67,7 % wurden pa-
ritätisch von Arbeitgebern und Arbeitnehmern im 
Rahmen der Sozialversicherung finanziert. Der Aus-
gabenanteil der öffentlichen Hand lag bei 11,3 %, der 
Anteil privater Versicherungen und sonstiger bei 
9 %. 

Die Bundesrepublik hatte 1992 nach Griechen-
land, den Niederlanden und Schweden den viert-
niedrigsten Anteil der Selbstzahlungen. Die Selbst-
zahlung der privaten Haushalte ist am höchsten in 
der Schweiz, in Japan, Portugal und den USA. 

Zu Frage 8: 
Die Absenkung der Lohnfortzahlung im Krank-

heitsfall soll neben weiteren beschäftigungsfördern-
den Maßnahmen die Betriebe von beschäftigungs-
feindlich hohen Lohnzusatzkosten entlasten. Durch 
die Neuregelung der Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall und die Änderung des Urlaubsrechts im 
Rahmen des Koalitionsentwurfs eines arbeitsrechtli-
chen Beschäftigungsförderungsgesetzes treten bei 
den Arbeitgebern bereits ohne Änderung der gelten-
den Tarifverträge Entlastungen in Höhe von rund 
3,6 Mrd. DM ein. Demgegenüber entstehen Minder-
einnahmen der Sozialversicherungsträger durch ge-
ringere Beiträge in Höhe von rund 1 Mrd. DM. Die 

Bundesregierung geht davon aus, daß diese durch 
die zu erwartenden Mehreinnahmen der Sozialversi-
cherungsträger aufgrund der positiven Beschäfti-
gungswirkungen der geplanten gesetzlichen Maß-
nahmen kompensiert werden, ohne daß diese Effekte 
exakt quantifizierbar sind. 

Der Bundesregierung hegen keine Schätzungen zu 
der Zahl der Menschen mit geringem Einkommen 
vor, die durch eine Absenkung der Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall bzw. des Krankengeldes sozialhil-
feberechtigt werden. 

Anlage 7 

Antwort 
des Pari. Staatssekretärs Wolfgang Gröbl auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Rolf Olderog (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/5016 Fragen 9 und 10): 

In welchem Umfang wird nach Informationen der Bundesre-
gierung in der Nordsee und in der Ostsee die „Gammelfische-
rei" betrieben, und welche Maßnahmen sollten dagegen zu-
künftig ergriffen werden? 

Wie kann die Bundesregierung für den Bereich der Ostsee si-
cherstellen, daß das bestehende Verbot der „Gammelfischerei" 
nicht umgangen wird? 

Zu Frage 9: 
Die gezielte Industrie- oder Gammelfischerei wird 

vor allem von Dänemark, daneben auch von Norwe-
gen und in geringem Umfang von Schweden betrie-
ben. Die Zielarten der Industriefischerei sind ganz 
überwiegend Sprotte, Sandaal und Stintdorsch. Nor-
wegen betreibt auch eine Industriefischerei auf He-
ring, die in der EU untersagt ist. Die im Durchschnitt 
der letzten drei Jahre im EU-Meer angelandeten 
Mengen beliefen sich auf rund 1,5 Millionen t, das 
sind etwa 25 % der Gesamtanlandungen. 

Obgleich in Deutschland keine Industriefischerei 
betrieben wird, war sich die Bundesregierung der 
Probleme dieser Fischerei stets bewußt. So hat sie im 
Verein mit anderen Mitgliedstaaten bereits frühzeitig 
erreichen können, daß eine Reihe von Maßnahmen 
getroffen wurden, die die negativen Auswirkungen 
der Industriefischerei zumindest verringern: 
- Es wurden Sperrzonen (Boxen) eingerichtet, in de-

nen die Industriefischerei auf bestimmte Fischar-
ten (z. B. auf Sprotte und Stintdorsch) verboten 
oder stark eingeschränkt ist. 

- Der Beifang geschützter Konsumfischarten wurde 
auf 10 % begrenzt. 

- Es wurde untersagt, Hering für die Fischmehl-
oder Fischölverarbeitung zu fangen und anzulan-
den. 
Diese Maßnahmen reichen nach Ansicht der Bun-

desregierung allerdings nicht aus, um einen ausrei-
chenden Schutz des marinen Ökosystems zu gewähr-
leisten. Die Bundesregierung hat deshalb die Euro-
päische Kommission mehrfach aufgefordert, sich der 
nach wie vor existierenden Probleme der Industriefi-
scherei anzunehmen und Lösungsvorschläge zu un-
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terbreiten (weitere Einschränkung und bessere Kon-
trolle). 

Konkret hat er sich u. a. dafür eingesetzt, 
- die Industriefischerei in Gebieten einzuschränken, 

wo hohe Beifänge an Konsumfischen zu erwarten 
sind (z. B. beim Sprottenfang in der Deutschen 
Bucht), 

- Gesamtfangmengen und Quoten für reine Indu-
striefischarten (wie z. B. Sandaal und Stintdorsch) 
in einer Höhe festzusetzen, die den Konsumfischen 
nicht die Nahrungsgrundlage entzieht, 

- die gemischte Sprotten-/Jungherings-Fischerei im 
Skagerrak schrittweise zurückzuführen und mittel-
fristig ganz einzustellen. 
Die Europäische Kommission hatte bislang wenig 

Neigung gezeigt, diesen Forderungen nachzukom-
men, und zwar vor allem, weil es zu wenig konkrete 
Nachweise zur ökologischen Schädlichkeit der Indu-
striefischerei gab. Das hat sich jedoch seit kurzem 
geändert, nachdem der Internationale Rat für Mee-
resforschung aufgrund jüngster Untersuchungen 
festgestellt hat, daß sich der Zustand des Nordsee-
heringsbestandes dramatisch verschlechtert hat und 
daß die Hauptursache für diese Entwicklung im Bei-
fang vom Junghering in der Industriefischerei zu se-
hen ist. 

Auf Drängen von Bundesminister Borchert hat die 
Europäische Kommission vor kurzem eine Vereinba-
rung mit Norwegen getroffen, nach der die Ende 
letzten Jahres für 1996 beschlossene Gesamtfang-
menge für Nordseehering halbiert und der Herings-
beifang in der Industriefischerei erstmals mengen-
mäßig beschränkt und auf die Hälfte der tatsächli-
chen Fänge der Vergangenheit reduziert werden 
soll. Außerdem soll die Kontrolle erheblich verbessert 
und intensiviert werden. Die Bundesregierung wird 
darüber hinaus versuchen, weitere Maßnahmen zur 
Einschränkung der Industriefischerei, wie z. B. die 
Herabsetzung der zugelassenen Gesamtfangmenge 
für Sprotten, durchzusetzen. 

Zu Frage 10: 
In der Ostsee ist die gezielte Industriefischerei ver-

boten. Es gibt jedoch eine Versuchsfischerei Schwe-
dens auf Hering, die seinerzeit im Zusammmenhang 
mit dem Beitritt Schwedens zur EU ausnahmsweise 
gestattet wurde. Sie ist unproblematisch, weil sich 
der Ostseeheringsbestand in außerordentlich guter 
Verfassung befindet und für Konsumzwecke derzeit 
nur zu einem Bruchteil genutzt wird. Das Verbot der 
gezielten Industriefischerei wird von den nationalen 
Kontrollbehörden überwacht. Nach den der Bundes-
regierung vorliegenden Informationen wird dieses 
Verbot weitgehend eingehalten. 

Es ist jedoch der Vorwurf geäußert worden, daß dä-
nische Fischereifahrzeuge unter dem Deckmantel ei-
ner gezielten Konsumfischerei auf Hering de facto In-
dustriefischerei betreiben. Die Bundesregierung hat 
die dänischen Behörden in der Vergangenheit mehr-
fach darauf angesprochen und sie gebeten, diesem 
Vorwurf nachzugehen und bestehende Unregelmä-
ßigkeiten gegebenenfalls zu unterbinden. Die däni-
sche Regierung hat dies getan und stets versichert, 

daß sie keine Verstöße gegen das Industriefangver-
bot in der Ostsee entdeckt habe. Die Bundesregie-
rung hat darüber hinaus beim Quotentransfer von 
Ostseehering an Dänemark stets zur Bedingung ge-
macht, daß die übertragene Fangmenge nur für Kon-
sumzwecke genutzt werden darf. 

Anlage 8 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Fra-
gen des Abgeordneten Dr. Uwe Küster (SPD) 
(Drucksache 13/5016 Fragen 12 und 13): 

Welche haushaltsmäßigen Auswirkungen wird die Umset-
zung des "Programms für mehr Wachstum und Beschäftigung" 
(Drucksache 13/4610) nach Einschätzung der Bundesregierung 
haben, wenn - wie geplant - bis zum Jahr 2000 das Ausgabenvo-
lumen für beschäftigungsfördernde Maßnahmen in den neuen 
Bundesländern schrittweise an das Westniveau „entsprechend 
der Arbeitsentwicklung" angeglichen wird? 

Wird die Einschränkung - „ entsprechend der Arbeitsentwick-
lung" - bei dieser geplanten Festlegung nach Auffassung der 
Bundesregierung dazu führen, daß es nicht zu einem Rückgang 
beschäftigungsfördernder Maßnahmen in den neuen Bundes-
ländern kommt, falls die Arbeitslosenzahlen 1997 in Ostdeutsch-
land gleich hoch bleiben oder ansteigen? 

Zu Frage 12: 
Die von Ihnn genannte Bundestags-Drucksache 

13/4610 enthält den Entwurf eines Gesetzes zur Um-
setzung des Programms für mehr Wachstum und Be-
schäftigung in den Bereichen der Rentenversiche-
rung und Arbeitsförderung. Dieser Gesetzentwurf 
enthält keine rechtlichen Regelungen für das im Pro-
gramm enthaltene Vorhaben der Angleichung des 
Ausgabevolumens für beschäftigungsfördernde Maß-
nahmen in den neuen Bundesländern schrittweise 
entsprechend der Arbeitslosenentwicklung an das 
West-Niveau. 

Das Gleiche gilt für den am 20. Juni 1996 in 
1. Lesung behandelten Gesetzentwurf zur Reform 
des Arbeitsförderungsrechts. In der finanziellen Be-
gründung dieses Gesetzentwurfs sind zwar Planzah-
len für eine Angleichung in den Jahren 1997-2000 
enthalten. Diese Planzahlen sind jedoch mit folgen-
dem Vermerk versehen: „Die Angleichung soll 
schrittweise entsprechend der Arbeitslosenentwick-
lung bei der Aufstellung des jeweiligen Haushalts-
plans der Bundesanstalt für Arbeit und der Genehmi-
gung durch die Bundesregierung erfolgen." 

Damit ist es nicht möglich, heute eine verbindliche 
Aussage darüber zu treffen, in welcher Größenord-
nung für arbeitsfördernde Maßnahmen Mittel in den 
kommenden Jahren in den jeweiligen Haushalten 
der Bundesanstalt veranschlagt sein werden. 
Zu Frage 13: 

Der Hinweis auf die Arbeitslosenentwicklung be-
sagt, daß diese bei der jeweiligen Haushaltsaufstel-
lung und -genehmigung zu berücksichtigen ist. Aus 
der Berücksichtigung eines wichtigen Faktors kann 
nicht geschlossen werden, daß sämtliche anderen 
Faktoren unberücksichtigt bleiben. Denn in dem Pro-
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gramm heißt es einleitend, daß Sparen Vorausset-
zung für mehr Beschäftigung, mehr Investitionen, 
geringere Steuern und Abgaben sowie sichere Ren-
ten und Sozialleistungen ist. Über die Art und Weise 
wie einzelne Faktoren zu berücksichtigen sind, kann 
jeweils nur in der konkreten Situation und den dann 
gegebenen Umständen entschieden werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Johannes Nitsch auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gerhard Neumann (Gotha) 
(SPD) (Drucksache 13/5016 Fragen 16 und 17): 

Nach welchen Alternativen hat die Bundesregierung bei dem 
sich abzeichnenden Haushaltsdefizit gesucht, um die A 71/A 73 
trotzdem durchgängig zu bauen und fristgerecht fertigzustellen 
(z. B. lieber einbahnig/zweispurig von Erfurt nach Schweinfurt 
bzw. Lichtenfels, dafür aber durchgängig zu bauen)? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß es weder 
aus ökonomischen noch aus ökologischen Gründen heraus Sinn 
macht, eine Autobahnstrecke wie die A 71/A 73 in Thüringen zu 
bauen, wenn diese Strecke kurz vor der bayerischen Staats-
grenze endet und der so vermehrte Verkehr sich über kleine 
Landstraßen und viele Ortschaften ins Nachbarland Bayern, wo 
viele Pendler arbeiten, zwängt und damit einen Verkehrskollaps 
zwangsläufig auslösen muß, und welche Maßnahmen wird sie 
hier ergreifen? 

Zu Frage 16: 

Die Autobahnen A 71, A 73 werden nach den glei-
chen Überlegungen gebaut, die für Großprojekte im 
Straßenbau üblich sind. Die Einteilung in verkehrs-
wirksame Abschnitte längs der vorgesehenen Trasse 
erfolgt mit dem Ziel einer möglichst frühzeitigen Nut-
zung fertiggestellter Teilabschnitte. Diese Verfah-
rensweise wird seit Jahrzehnten praktiziert und ist 
keine Besonderheit für die Thüringen und Bayern 
verbindenden Autobahnen. Diese Autobahnen wer-
den kontinuierlich gebaut und fertiggestellt. 

Die oben angeführte Einordnung der Abschnitte 
nach verkehrlichem Nutzen berücksichtigt unter an-
derem Gesichtspunkte wie Bündelungsabschnitt mit 
der DB AG, Durchtunnelung des Thüringer Waldes 
und Entlastung von besonders hochbelasteten Orts-
durchfahrten. Diese Gesichtspunkte sind mit beiden 
Ländern abgestimmt. 

Zu Frage 17: 

Nein. 

Südlich von Suhl werden die im Stufenkonzept 
enthaltenen einbahnigen Teilabschnitte der A 71/ 
A 73 außerhalb der größeren Städte an das be-
stehende Bundesstraßennetz angeschlossen. Da-
durch wird eine weitgehend ortsdurchfahrtenfreie 
Führung der Strecke erreicht; der zu erwartende Ver-
kehr kann abgewickelt werden. 

Anlage 10 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU) 
(Drucksache 13/5016 Frage 20): 

Sieht die Bundesregierung gesetzgeberischen Handlungsbe-
darf, um auszuschließen, daß Deponiebetreiber und Betreiber 
nicht ausgelasteter Müllverbrennungsanlagen mit Dumping-
preisen um Müll werben, so daß beispielsweise Abfall aus Ba-
den-Württemberg und Hessen in Hamburg verheizt wird? 

Zu Frage 20: 

Nach dem am 7. Oktober 1996 in Kraft tretenden 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz obliegt - wie 
bereits nach dem geltenden Abfallgesetz - allein den 
Ländern die Aufgabe, Abfallwirtschaftspläne nach 
überörtlichen Gesichtspunkten aufzustellen (§ 29 
KrW-/AbfG). 

Die Bundesregierung sieht auf Bundesebene des-
halb keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf, 
um die in der Frage angesprochenen Sachverhalte zu 
regeln. 

Die Abfallwirtschaftspläne der Länder stellen ins-
besondere die notwendige Infrastruktur für die Ab-
fallbeseitigung dar. Sie können die entsprechenden 
Entsorgungsträger festlegen sowie bestimmen, wel-
cher Abfallbeseitigungsanlage sich die zur Abfallbe-
seitigung Verpflichteten zu bedienen haben. Die Ab-
fallwirtschaftsplanungen der Länder sind aufeinan-
der abzustimmen. Soweit die Planungen Länder-
grenzen überschreiten, sollen sie im Benehmen mit-
einander festgelegt werden. Die Länder regeln das 
Verfahren zur Aufstellung der Pläne und zu deren 
Verbindlicherklärung. 

Die durch das Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setz getroffene Regelung gewährleistet damit eine 
Optimierung der Planung von Entsorgungsanlagen 
und ihrer Einzugsbereiche. Dies gilt nicht nur hin-
sichtlich der Anforderungen des Umweltschutzes, 
sondern auch hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Aspekte einer gesicherten Entsorgung. 

Anlage 11 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Frage 
der Abgeordneten Ursula Schönberger (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5016 Frage 21): 

Welche Auswirkungen hat der im Genehmigungsverfahrens -
beschleunigungsgesetz (GenBeschlG) vorgesehene Artikel 4 
zur Änderung des Atomgesetzes auf den Betrieb des Endlagers 
Morsleben bis zum 30. Juni 2000? 

Zu Frage 21: 

Bei Artikel 4 des Genehmigungsverfahrensbe-
schleunigungsgesetzes (GenBeschlG) handelt es sich 
um eine verfahrensrechtliche Ergänzung zu der Neu-
regelung des § 74 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG). Diese Neuregelung sieht vor, daß 
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in einfach gelagerten Fällen, in denen Rechte ande-
rer nicht beeinträchtigt werden und das Benehmen 
mit den betroffenen Trägern öffentlicher Belange 
hergestellt ist, statt eines Planfeststellungsverfahrens 
das vereinfachte Verfahren der Plangenehmigung 
durchgeführt werden kann. In diesem Fall würde 
eine Öffentlichkeitsbeteiligung entfallen. 

Bereits nach derzeit geltendem Recht besteht die 
Möglichkeit, daß die Planfeststellungsbehörde von 
einer Öffentlichkeitsbeteiligung absehen kann. 

Artikel 4 des GenBeschlG stellt sicher, daß bei 
Endlagern für radioaktive Abfälle ein Plangenehmi-
gungsverfahren nur dann zur Anwendung kommen 
kann, wenn für die geplante Maßnahme keine Um-
weltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist. 

Eine Plangenehmigung käme in Verbindung mit 
dem Endlager für radioaktive Abfälle in Morsleben 
(ERAM) daher nur dann in Betracht, wenn der Betrei-
ber bei der zuständigen Planfeststellungsbehörde, 
dem Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft 
und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt, eine we-
sentliche Änderung beantragen würde und die Än-
derung gleichzeitig keine erheblichen nachteiligen 
Auswirkungen auf ein in § 2 Abs. 1 Satz 2 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung genann-
tes Schutzgut haben kann. Die Entscheidung hier-
über träfe dann das Ministerium für Raumordnung, 
Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-An-
halt als Planfeststellungsbehörde. 

Anlage 12 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Walter Hirche auf die Fra-
gen der Abgeordneten Ulrike Mehl (SPD) (Drucksa-
che 13/5016 Fragen 22 und 23): 

Aus welchen Gründen hat das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit bisher keine Zustim-
mung zur Veröffentlichung der Abschlußberichte aus Teil A der 
schleswig-holsteinischen Ökosystemforschung Wattenmeer ge-
geben, obwohl damit die in den Förderrichtlinien des Bundes 
geforderte zeitliche Nähe zwischen Abschluß der Teilprojekte 
und Veröffentlichung verhindert wird, und wann ist mit der Ver-
öffentlichung zu rechnen? 

Aus welchen Gründen ist von der Bundesregierung bis heute 
nicht über den 1994 gestellten Antrag der Küstenländer Nieder-
sachsen, Hamburg und Schleswig-Holstein auf Förderung der 
Bund-Länder-Datenhaltung im Rahmen des gemeinsam verein-
barten trilateralen Monitoringprogramms entschieden worden, 
und wann ist mit einer Entscheidung zu rechnen? 

Zu Frage 22: 
Das Wattenmeer gehört zu den besonders emp-

findlichen Ökosystemen. Daher hat das Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit gemeinsam mit dem Bundesministerium für Bil-
dung, Wissenschaft, Forschung und Technologie und 
den Ländern Schleswig-Holstein und Niedersachsen 
bereits im Jahre 1989 ein gemeinsames Forschungs-
vorhaben „Ökosystemforschung Wattenmeer" 
(ÖSW) initiiert, in dem die weiteren Grundlagen für 
eine gezielte Vorsorgepolitik geschaffen werden. 
64 Mio. DM sind bisher in dieses Projekt geflossen, 
wobei der Anteil des Bundes mit 66 % (= 42 Mio. DM) 

beträgt. Der angesprochene Teil A der Ökosystemfor-
schung Wattenmeer wird vom Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
Schleswig-Holstein gefördert. 

Die Ergebnisse aus 25 wissenschaftlichen Teilpro-
jekten, die sich sektoralen Aspekten des schleswig-
holsteinischen Wattenmeeres zuwenden, wurden in 
einer zusammenfassenden Darstellung (1. Entwurf) 
Ende Mai 1996 dem Umweltbundesamt zugeleitet. 
Nach wissenschaftlicher Abstimmung dieser Darstel-
lung zwischen dem Auftraggeber (Umweltbundes-
amt) und dem Auftragnehmer (Nationalparkamt 
Tönning) wird die in den Förderrichtlinien des Bun-
des vorgesehene Veröffentlichung unverzüglich er-
folgen. 

Zu Frage 23: 
Das „Trilateral Monitoring and Assessment Pro-

gramme" (TMAP) wurde von den Umweltministern 
Deutschlands, Dänemarks und der Niederlande bei 
der 6. Trilateralen Regierungskonferenz in Esbjerg 
am 13. November 1991 beschlossen und trat am 
1. Januar 1994 in Kraft. 

Über die Aufgabenteilung zur Umsetzung des Pro-
gramms in Deutschland wurden zwischen den vor al-
lem zuständigen Ländern Hamburg, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein sowie den betroffenen Res-
sorts des Bundes Einvernehmen erzielt. 

Lediglich eine abschließende Einigung über die 
Aufgabenverteilung bei der Datenbearbeitung steht 
noch aus. Sie ist Gegenstand laufender Verhandlun-
gen mit den Küstenländern und dem BMU und orien-
tiert sich an der grundgesetzlich geregelten Aufga-
benteilung zwischen Bund und Ländern. Das BMU 
geht davon aus, daß diese Regelung alsbald ab-
schließend getroffen wird. 

Anlage 13 

Antwort 
des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Frage 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/5016 Frage 37): 

Welche Kriterien hat die Bundesregierung der Wahl einer 
Kommission des Instituts für Auslandsbeziehungen in Stuttgart 
im Vorstand und Verwaltungsrat zugrunde gelegt? 

Die in der Frage angesprochene Kommission 
wurde nicht von der Bundesregierung, sondern von 
Vorstand und Verwaltungsrat des IfA auf deren Sit-
zung am 10. Mai 1996 eingesetzt. Sie setzt sich zu-
sammen aus je einem Vertreter des Bundes, des Lan-
des Baden-Württemberg und der Stadt Stuttgart 
(Zuwendungsgeber) sowie je zweier Vertreter des 
Vorstandes und des Verwaltungsrates. Die Bundesre-
gierung hat als Vertreter in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium des Innern und dem Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung den Leiter des 
Grundsatzreferats in der Kulturabteilung des Aus-
wärtigen Amts, VLR I Dr. Hiller, benannt. Die übri-
gen Mitglieder wurden von den jeweiligen Gremien 
bzw. Institutionen festgelegt. 
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Anlage 14 

Antwort 
des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Marieluise Beck (Bremen) 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/5016 
Fragen 38 und 39): 

Wie wird die Bundesregierung darauf reagieren, daß am 
Sonntag, dem 16. Juni 1996, der Exbürgermeister von Caplina, 
Pero Markovic - verantwortlich für die Konzentrationslager von 
Tretelje und Gabiisa - sich zum Premierminister von „Herceg-
Bosna" hat ausrufen lassen, das es gemäß dem Dayton-Vertrag 
gar nicht mehr gibt? 

Wie reagiert die Bundesregierung auf diesen Vorgang in be-
zug auf die Chance zur Durchführung von demokratischen Prin-
zipien entsprechend den Wahlen in Mostar, nachdem diese 
„Wahl" zu einer massiven unterschwelligen Einschüchterung 
der Menschen in Mostar geführt hat? 

Zu Frage 38: 
Die Bundesregierung hat bereits reagiert: Die Er-

nennung einer sogenannten „Regierung" von „Her-
ceg-Bosna" durch den Präsidentschaftsrat dieses Ge-
bildes steht in Widerspruch zu den Verpflichtungen 
des in Dayton abgeschlossenen Abkommens über 
die Föderation von Bosnien-Herzegowina. Von deut-
scher Seite, wie auch von Seiten unserer Partner in 
Europa und den USA, sind die bosnischen Kroaten 
und die kroatische Regierung in Zagreb deshalb ein-
dringlich dazu aufgerufen worden, auf den Weg der 
Implementierung der Föderation zurückzukehren. 

Zu Frage 39: 
Die Bundesregierung arbeitet engstens mit der 

EU-Administration in Mostar bei der Vorbereitung 
fairer und freier Wahlen am 30. Juni zusammen. Sie 
setzt sich für die Vorbereitung demokratischer Wah-
len in Mostar, insbesondere hinsichtlich der Kandi-
datur demokratischer Oppositionsparteien ein, und 
stellt in Deutschland für die Flüchtlinge aus Mostar 
ein zentrales Wahlbüro zur Verfügung. Die „Ernen-
nung " einer sogenannten „ Regierung", die in Frage 38 
angesprochen wurde, hat keinen unmittelbaren Ein-
fluß auf die Wahlen in Mostar. 

Anlage 15 

Antwort 
des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/5016 Fragen 40 und 41): 

Welche numerischen Zielvorstellungen für die Obergrenzen 
bei den fünf Kategorien schwerer konventioneller Waffen, die 
Gegenstand der Verhandlungen über regionale Stabilität und 
Rüstungskontrolle in bezug auf Bosnien-Herzegowina, die Re-
publik Kroatien, die Bundesrepublik Jugoslawien, die Födera-
tion Bosnien-Herzegowina und die Republik Srpska waren, ha-
ben die Staaten der Kontaktgruppe im Laufe der Verhandlun-

gen unterbreitet, und wo unterscheiden sich die Ergebnisse der 
jetzt erzielten Vereinbarung von den ursprünglichen numeri-
schen Zielvorstellungen der Kontaktgruppenstaaten? 

Wie unterscheiden sich in numerischer Hinsicht die im Day-
ton-Vertrag vereinbarten Obergrenzen für die fünf Kategorien 
schwerer konventioneller Waffen von den Ergebnissen des am 
14. Juni 1996 ausgehandelten Rüstungskontrollvertrages? 

Zu Frage 40: 

Der Verhandlungsführer, Botschafter Eide, hat wie-
derholt betont, daß die Suche nach einer Einigung 
über Obergrenzen den Vertragsparteien selbst ob-
liegt. In den Verhandlungen haben daher weder er 
noch die Staaten der Kontaktgruppe numerische 
Zielvorstellungen für Waffenobergrenzen unterbrei-
tet. Botschafter Eide hat lediglich ein als illustratives 
Beispiel bezeichnetes Papier zu dem entsprechenden 
Vertragsartikel vorgelegt. Die Einigung über Ober-
grenzen kam zwischen den Vertragsparteien am 
Rande der Verhandlungen zustande. Weder der Ver-
handlungsführer noch die Staaten der Kontakt-
gruppe waren daran beteiligt. 

Die Bundesregierung und ihre Partner in der Kon-
taktgruppe haben gegenüber den Vertragsparteien 
wiederholt auf möglichst niedrige Obergrenzen ge-
drängt. 

Zu Frage 41: 

Berechnet auf der Grundlage des letzten (vorläufi-
gen) Datenaustauschs entsprechen die zwischen den 
Vertragsparteien vereinbarten Obergrenzen bei Pan-
zern und Kampfflugzeugen der in Dayton vereinbar-
ten Rückfallposition. Im Vergleich mit Dayton wird 
die Reduzierungsverpflichtung der drei Vertragsstaa-
ten bei Artillerie um rund 600 Systeme geringer aus-
fallen; bei gepanzerten Kampffahrzeugen liegt die 
Einigung der Vertragsparteien um rund 400 Systeme 
und bei Angriffshubschraubern um rund 10 Systeme 
über den Werten, die sich bei Anwendung der Rück-
fallposition von Dayton ergeben hätten. Die im Ab-
kommen von Dayton enthaltene Festlegung der 
Höchstgrenzen zwischen BRJ, KRO, BOS im Verhält-
nis von 5:2:2 wurde in allen Kategorien beibehalten. 

Insgesamt müssen in den drei Vertragsstaaten auf 
der Grundlage der vorläufigen Zahlen von den rund 
14 500 schweren Waffensystemen ca. 5 000 Systeme 
in den nächsten 16 Monaten „reduziert" werden. Da-
von ist der überwiegende Anteil Artillerie, das 
Hauptwaffensystem der vorherigen Kriegsführung. 
Der größtmögliche „Aufwuchs" liegt bei knapp 1 000 
Systemen. Dabei handelt es sich vor allem um Panzer 
und gepanzerte Kampffahrzeuge. 

Unter dem Strich werden sich die Bestände schwe-
rer Waffen in der Region nach diesen vorläufigen 
Zahlen also um mindestens 4 000 Systeme (= 27,5 %) 
verringern. Insgesamt ist dies ein gutes Ergebnis, 
auch wenn wir uns noch größere Reduzierungen ge-
wünscht hätten. 
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